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Vorbemerkungen

1 Gegenstand des Jahresberichts

Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen nimmt die externe
Finanzkontrolle wahr. Er prift und Gberwacht nach Art. 133a Abs. 1 der
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen (LV) die Haushalts- und
Wirtschaftsfihrung des Landes Bremen einschlieRlich seiner Sonderver-
mogen und Betriebe. GleichermalRen prift und Uberwacht er auch die
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Stadtgemeinde Bremen (§ 88 Abs. 1
i. V. m. § 118 Abs. 1 LHO). Das Ergebnis seiner Prifungen fasst er jahrlich
in getrennten Berichten fir die Bremische Blirgerschaft (Landtag) und die
Stadtblirgerschaft zusammen. Die Berichte leitet er dem Parlament und
gleichzeitig dem Senat zu (§ 97 Abs. 1 LHO). Sie dienen dem Landtag und
der Stadtbirgerschaft neben den Haushaltsrechnungen fiir das Land und
die Stadtgemeinde als Grundlage fir den Beschluss liber die Entlastung des
Senats.

Der vorliegende Jahresbericht tGber die Haushalts- und Wirtschaftsfliihrung
des Landes befasst sich vor allem mit Bemerkungen zum Haushaltsjahr 2013.
Soweit der Jahresbericht nach § 97 Abs. 5 LHO auch Feststellungen enthalt,
die andere Haushaltsjahre betreffen, sind sie kenntlich gemacht. Der
Rechnungshof geht im Abschnitt ,Haushalt 2013“ grundsatzlich nur auf
Sachverhalte ein, die nicht bereits in veroffentlichten Abschlussunterlagen
fir das Haushaltsjahr 2013 dargestellt worden sind.

Der Umfang des Prifungsstoffs lasst es nicht zu, samtliche Tatbestdande
finanzwirtschaftlicher Betatigung eines Jahres zu prifen. Der Rechnungshof
hat wie bisher nach § 89 Abs. 2 LHO seine Priifung auf ausgewahlte Teile des
Verwaltungshandelns konzentriert.

Wenn der Rechnungshof nach Priifungen Mangel und Defizite aufgezeigt hat,
haben die gepriften Stellen oft Verbesserungen zugesagt. Allerdings ist fest-
zustellen, dass die Verwaltung ihre Zusagen nicht immer erfillt. Deswegen
nimmt der Rechnungshof Nachschauprifungen vor. Zudem fiihrt der
Rechnungsprifungsausschuss der Bremischen Blirgerschaft Restantenlisten,
mit denen er die Umsetzung seiner Beschliisse durch die Ressorts verfolgt.

Der Rechnungshof hat auch nach § 88 Abs. 2 LHO beraten. Er hat im
Berichtszeitraum Arbeitsgruppen der Verwaltung begleitet und auf andere
Weise beratend an Vorhaben mitgewirkt. Ferner ist diesem Jahresbericht
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Vorbemerkungen

10

als Anlage eine an die Biirgerschaft gerichtete beratende AuRerung zur
Fraktionsfinanzierung beigefligt.

Ein Ziel der Finanzkontrolle ist es, mit ihren Feststellungen und Verbesse-
rungsvorschldagen einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten. Einige
Empfehlungen des Rechnungshofs kdnnen einmalige Einsparungen oder
Mehreinnahmen bewirken. Andere Empfehlungen haben langerfristige
Auswirkungen: Sie fiihren zu jahrlichen Minderausgaben oder Mehr-
einnahmen. Wieder andere Empfehlungen dienen in erster Linie dazu, die
Qualitat des Verwaltungshandelns zu verbessern und die Effizienz zu steigern.

Die finanziellen Auswirkungen der Prifungs- und Beratungstatigkeit des
Rechnungshofs lassen sich nur teilweise quantifizieren. Mehreinnahmen
und Minderausgaben, die sich beziffern lassen, gibt der Rechnungshof an. Im
Ubrigen weist er darauf hin, dass

e der Jahresbericht nicht die gesamte Prifungstatigkeit wiedergibt,

e Verbesserungsvorschlage sich erst finanziell auswirken kénnen, wenn
sie tatsachlich umgesetzt werden,

e  Prifungen mit dem Schwerpunkt OrdnungsmaRigkeit des Verwaltungs-
handelns nicht immer finanzielle Auswirkungen haben und schlief3lich

e sich nicht alle Vor- oder Nachteile einer veranderten Aufgabenwahr-
nehmung monetar bewerten lassen.

Es liegt in der Eigenart der Arbeit des Rechnungshofs, dass er in seinen
Berichten vor allem Beanstandungen darstellt. Die gepriiften Stellen haben
Gelegenheit gehabt, sich zu den Prifungsergebnissen zu &uBern. Die
AuRerungen sind mit ihnrem wesentlichen Inhalt im Bericht beriicksichtigt.

Fir die Stadtgemeinde Bremerhaven obliegt dem Senat nach § 15 Abs. 1
des Gesetzes Uber die Rechnungsprifung in der Freien Hansestadt Bremen
(RPrG) die Giberortliche Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung. Diese
Prifung hat er nach § 15 Abs. 2 RPrG der Prasidentin des Rechnungshofs
Ubertragen. Das Ergebnis der Prifung wird in einem gesonderten Bericht
dargestellt.

Der vorliegende Bericht gibt den Beratungsstand vom 12. Marz 2015 wieder.
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2 Entlastung des Senats fiir das Haushaltsjahr 2012

11 Die Entlastung des Senats durch die Bremische Blrgerschaft nach § 114
Abs. 1 Satz 2 LHO fir das Haushaltsjahr 2012 war bei Redaktionsschluss
noch nicht erfolgt.

3 Rechnung des Rechnungshofs

12 Nach § 101 LHO prift die Bremische Biirgerschaft die Einnahmen und
Ausgaben des Rechnungshofs. Sie hat ihn fir seine Rechnungslegung
zum Haushaltsjahr 2013 am 17. Dezember 2014 entlastet (Beschluss der
Bremischen Blirgerschaft - Landtag - Nr. 18/1183 Ziffer 2).
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| Haushalt 2013

Haushaltsgesetz einschliellich Haushaltsplan und
Haushaltsrechnung 2013

1 Haushaltsgesetz einschlieBlich Haushaltsplan

Die Bremische Birgerschaft hat den Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr
2013 mit dem Haushaltsgesetz (HG) der Freien Hansestadt Bremen vom
15. Mai 2012 beschlossen (Brem.GBI. S. 195). Er ist in Einnahme und Ausgabe
auf 10.637.418.130 € festgestellt worden. Im Vorjahr hatte der Haushalt ein
Volumen von 10.598.856.260 €.

Das fir den Personalhaushalt ausgewiesene Stellenvolumen ist auf 7.357
festgesetzt worden. Damit ist es um 39 Stellen niedriger kalkuliert worden
als flr das Vorjahr. Der Stellenindex, der die durchschnittliche Entgelt- und
Besoldungsgruppe der besetzten Stellen beschreibt, hat 1,18 betragen. Dies
entspricht einer durchschnittlichen Wertigkeit zwischen den Entgeltgruppen
E 10 und E 11 bzw. den Besoldungsgruppen A 10 und A 11.

Fir die Sonderhaushalte - u. a. die Universitat Bremen - ist das Stellen-
volumen auf 2.877 festgesetzt worden, also auf denselben Wert wie im
Vorjahr. Der Stellenindex hat 1,44 betragen. Dieser Index entspricht dem
Wert fiir die Entgeltgruppe E 13 bzw. flr die Besoldungsgruppe A 13.

Das HG 2013 sah in § 14 Abs. 1 Nr. 1 vor, dass die Senatorin flr Finanzen
Kredite bis zur Hohe von 7.386.364.900 € aufnehmen durfte. Fir das Haus-
haltsjahr 2012 hatte die Kreditermachtigung 7.458.525.020 € betragen.

2 Einhaltung der Kreditaufnahmegrenze

Einnahmen aus Krediten durften nach der im Jahr 2013 noch geltenden
Fassung des Art. 131a Satz 2 LV und - inhaltlich gleich - nach § 18 Abs. 1
Halbsatz 1 LHO die Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben
fir Investitionen nicht Gberschreiten (zur Zulassigkeit einer gegentliber der
Investitionssumme hoheren Kreditaufnahme vgl. Urteil des Staatsgerichts-
hofs vom 24. August 2011, Az. 1/11).

Die Daten fiir die Berechnung der Kreditaufnahmegrenze bei der Haushalts-
aufstellung fur das Jahr 2013 hat der Rechnungshof dem Haushaltsplan
entnommen. Das Ergebnis ist in der folgenden Tabelle flir das Land und die
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Stadtgemeinde Bremen dargestellt. Die Gesamtsumme ist bereinigt um die
Einnahmen und Ausgaben der beiden Gebietskdrperschaften untereinander.

Kreditaufnahmegrenze und Uberschreitung,
Haushaltsplan 2013, in T€, gerundet

Stadt- Zusammen
Pos. Land . .
gemeinde (bereinigt)
1 Investitionsausgaben (brutto) 327.785 220.870 453.724
2 abziglich Investitionseinnahmen 94172 83.671 82.912
3 Nettoinvestition 233.613 137.200 370.812
4 Nettokreditaufnahme 156.365 286.580 442.945
Uberschreitung
5 (Pos. 4 abziiglich Pos. 3) -77.248 149.381 72.133

Danach ist die Kreditaufnahmegrenze bei einem Vergleich der Nettoin-
vestition mit der Nettokreditaufnahme fir das Land um rd. 77,2 Mio. € unter-
schritten und fur die Stadt um rd. 149,4 Mio. € liberschritten worden. Werden
beide Haushalte zusammen betrachtet, hat sich bei der Haushaltsaufstellung,
bereinigt um die gegenseitigen Zahlungsstréme, eine Uberschreitung der
Kreditaufnahmegrenze von rd. 72,1 Mio. € ergeben.

In seine Berechnung bezieht der Rechnungshof - anders als das Finanz-
ressort - die Kreditaufnahmen beim Bund und bei anderen Gebiets-
korperschaften (Obergruppe 31 des Gruppierungsplans) sowie die Tilgungen
darauf (Obergruppe 58) ein. Fir die Hohe der Schulden macht es keinen
Unterschied, ob Bremen Kredite bei Banken, beim Bund oder bei anderen
Gebietskorperschaften aufnimmt oder tilgt. Der Rechnungshof hat deshalb
Tilgungen der Obergruppe 58 fiir das Land Bremen in Hohe von 5 Mio. €
bei der Berechnung berlicksichtigt. Kreditaufnahmen der Obergruppe 31
hat es nicht gegeben. Die Berechnungsweise des Finanzressorts und die des
Rechnungshofs haben zu unwesentlich unterschiedlichen Uberschreitungs-
betragen gefihrt.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Nettoinvestition und die Nettokredit-
aufnahme zum Jahresende 2013:
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Vergleich der Nettoinvestition mit der Nettokreditaufnahme
zum Jahresende 2013, in T€, gerundet

Pos. Land Stadt. | Zusammen
gemeinde (bereinigt)

1 Investitionsausgaben (brutto) 335.786 302.952 526.326

2 abzliglich Investitionseinnahmen 105.051 111.804 103.443

3 Nettoinvestition 230.735 191.148 422.884

4 Nettokreditaufnahme 98.637 280.315 378.952

Uberschreitung
5 (Pos. 4 abziiglich Pos. 3) -132.098 89.166 -43.932

Wie der Vergleich der beiden vorstehenden Tabellen zeigt, ist im Vollzug der
Haushalte von Land und Stadt zusammen die Kreditaufnahmegrenze, anders
als bei der Haushaltsaufstellung geplant, nicht ausgeschopft worden.

Fir das Land ist die Kreditaufnahmegrenze bei einem Vergleich der
Nettoinvestition mit der Nettokreditaufnahme um rd. 132,1 Mio. € unter-
schritten und fir die Stadt um rd. 89,2 Mio. € Uiberschritten worden. Werden
beide Haushalte zusammen betrachtet, hat sich im Haushaltsvollzug, berei-
nigt um die gegenseitigen Zahlungsstrome, eine Unterschreitung der
Kreditaufnahmegrenze in Hohe von rd. 43,9 Mio. € ergeben. Bei dieser
Berechnung hat der Rechnungshof Tilgungen der Obergruppe 58 fiir das
Land Bremen in Hohe von 5.481.132,84 € einbezogen. Die im Vergleich
zwischen Haushaltsaufstellung und Haushaltsvollzug zu verzeichnende
positive Entwicklung ist hauptsachlich auf das niedrige Zinsniveau und auf
Steuermehreinnahmen zurickzufiihren.

3 Haushaltsrechnung

Der Senat hat nach Art. 133 LV die vom Finanzressort aufgestellte Haus-
haltsrechnung der Freien Hansestadt Bremen fir das Haushaltsjahr 2013
durch Mitteilung vom 16. Dezember 2014 (LT-Drs. 18/1682) der Bremischen
Blrgerschaft vorgelegt und erlautert.

Wie in der Vergangenheit ist auch die Haushaltsrechnung flr das Haushalts-
jahr 2013 in gekilrzter Form vorgelegt worden. Sie enthalt die Gesamtbetrage
der Kapitel und Einzelplane sowie die zusammengefassten Einzelplan-
summen. AulBerdem weist die Haushaltsrechnung die Abweichungen
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zwischen dem Haushaltssoll und den Rechnungsergebnissen der Einzel-
plane aus. Die Ergebnisse der einzelnen Haushaltsstellen sind in den Gesamt-
rechnungsnachweisungen enthalten. Sie waren bei der Blirgerschaftskanzlei
ausgelegt. Besondere Buchungsauffalligkeiten wurden erlautert.

Die Haushaltsrechnung enthalt u. a. einen Haushaltsabschluss in Form eines
Ist-Abschlusses nach § 25 Abs. 1 LHO. Darin enthalten sind das kassenmaRige
Jahresergebnis nach § 82 Nr. 1 LHO und das rechnungsmaRige Jahresergebnis
einschlief8lich der Darstellung der Haushaltsreste nach § 83 LHO. AulRerdem
enthalt die Haushaltsrechnung den Finanzierungssaldo nach § 82 LHO.

Der Senat hat der Bremischen Birgerschaft mit der Haushaltsrechnung 2013
folgende Anlagen vorgelegt:

e Ubersichten (iber erhebliche Sollinderungen und erhebliche Abwei-
chungen zwischen Soll- und Ist-Betragen einschlieBlich Erlauterungen,

e Angaben Uber Personalausgaben,
e Ubersichten iiber niedergeschlagene und erlassene Betrige,

e Ubersichten iber Beteiligungen, Sachanlagen, Forderungen, Riicklagen,
Sondervermdgen und Eigenbetriebe, Schulden und Birgschaftsver-
pflichtungen,

e Flachenangaben Uber den Grundbesitz,

e Kurzfassungen der Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der
Eigenbetriebe, der Sondervermogen des Landes, der Hochschulen und
von Immobilien Bremen, Anstalt des 6ffentlichen Rechts,

e Jahresrechnungen der Sondervermdgen Bremer Kapitaldienstfonds
(BKF) und Versorgungsriicklage des Landes Bremen,

e Jahresrechnung der Anstalt zur Bildung einer Riicklage zur Versor-
gungsvorsorge,

e Zusammenfassung der Vermogensnachweise fiur Land und Stadt-
gemeinde Bremen,

e  Entwicklung der fundierten Schulden der bremischen Gebietskorper-
schaften,

e Zusammenstellung Gber die Schulden der Gesellschaften mit mehrheit-
licher Beteiligung Bremens,
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e Nachweisung der Kapitelsummen der Einnahmen und Ausgaben der
Sonderhaushalte der Freien Hansestadt Bremen,

e Ubersicht tiber maRnahmenbezogene Liquiditdtssteuerung.

Die Haushaltsrechnung enthalt auf Seite 81 (Anlage 3) den Vermdégensnach-
weis zum 31. Dezember 2013. Damit wird nach § 73 LHO ein Nachweis Gber
das Vermogen und die Schulden des Landes erbracht. Dieser Nachweis
ist der Bremischen Biirgerschaft und dem Rechnungshof nach § 86 LHO
zusammen mit der Haushaltsrechnung im Dezember 2014 vorgelegt worden.

Der Vermogensnachweis enthalt die Bestande an Vermogen und Schulden
am Jahresanfang, deren Veranderungen im Laufe des Jahres und die
sich daraus ergebenden Bestinde am Jahresende. Die Vermogens- und
Schuldenpositionen sind naher erlautert (vgl. Haushaltsrechnung, S. 82 ff,,
Anlage 3). Darlber hinaus liegen dem Rechnungshof weitergehende
Unterlagen zum Vermogensnachweis vor.

Der Stand der Forderungen und Verbindlichkeiten des BKF ist im Vermogens-
nachweis innerhalb der Sondervermogen und in der Haushaltsrechnung auf
Seite 120 (Anlage 4) enthalten. Nach dem Gesetz liber die Errichtung eines
Bremer Kapitaldienstfonds vom 23. November 1999 (Brem.GBI. S. 271) wird
der BKF als Sondervermégen des Landes gefihrt. Mit dem BKF werden
neben Mallnahmen des Landes aullerhaushaltsmaRig auch Malnahmen
der Stadtgemeinde finanziert. Hinsichtlich des Schuldendienstes (Zins- und
Tilgungszahlungen der Ressorts) wird haushaltssystematisch nach Landes-
und Stadtvorhaben unterschieden. Die Zuordnung zur jeweiligen
Gebietskorperschaft kann der Aufstellung der Einzelvorhaben des BKF ent-
nommen werden. Sie ist im Wirtschaftsplan 2012/2013 veroffentlicht
worden.

4 Haushaltsreste und Riicklagen

Das Finanzressort bewirtschaftet fiir das Land und die Stadtgemeinde die
Haushaltsreste auf der Grundlage des Produktgruppenhaushalts, der die
beiden Gebietskdrperschaften umfasst. Das Ressort rechnet auch die Mehr-
und Mindereinnahmen auf und bildet Riicklagen und Verlustvortrage fir
das Land und die Stadtgemeinde. Es hat in seiner Vorlage fir die Sitzung
der Haushalts- und Finanzausschisse (HaFA) am 26. Februar 2014 zur
Abrechnung der Produktplanhaushalte 2013 (Vorlage 18/432 L, zugleich
18/508 S) dargestellt, in welcher Hohe Verlustvortrage, Riicklagen und Reste
in den Haushaltsjahren 2012 und 2013 gebildet wurden. Der Rechnungshof
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gibt diese Abrechnung in verkirzter Form wieder. Er hat dabei allerdings die
Jahre ab 2008 einbezogen. Die folgende Tabelle zeigt, in welcher Hohe am
Ende des jeweiligen Haushaltsjahres Verlustvortrage, Ricklagen und Reste
ins Folgejahr Ubertragen wurden:

Abrechnung der Haushalte von Land und Stadtgemeinde (ohne Sonderhaushalte):
jahrliche Veranderungen von Verlustvortrdagen, Riicklagen, Resten,
in Mio. €, gerundet

2008 2009 2010 2011 2012 2013
Verlustvortrage 10,7 12,3 -6,6 8,1 15,0 -1,5
Eg;é’:gg?’ Reste 928 | 1029 | 1060 | 1104 | 1118 | 1136
davon Allg. Budgetriicklage 4,8 1,3 3,0 5,0 2,4 4,2
davon Altersteilzeitricklage 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
davon Ausgabereste 40,6 40,0 35,3 431 55,4 66,0
davon Investive Rucklagen 43,1 58,2 50,4 51,0 49,7 41,8
davon Sonderriicklagen 4,2 3,4 17,3 1,3 4.4 1,6

Verlustvortrage entstehen, wenn Mindereinnahmen oder Mehrausgaben
nicht durch Haushaltsreste oder ricklagefahige Betrdage im zugehorigen
Produktplan ausgeglichen werden kénnen. Im Folgejahr nicht abgebaute
Verlustvortrage werden fortgeschrieben. Mit Abschluss der Haushalte 2013
konnten die bestehenden Verlustvortrage um rd. 1,5 Mio. € auf nunmehr
rd. 88 Mio. € gesenkt werden. Diese Reduzierung ist insbesondere auf erheb-
liche Mehreinnahmen aus EU-finanzierten Programmen zurtickzufiihren. Die
Hohe der gebildeten Riicklagen und der Uibertragenen Reste hat insgesamt
rd. 113,6 Mio. € betragen.

Reste konnen Ubertragen werden, wenn dies gesetzlich im Personal- und
sonstigen konsumtiven Haushalt zugelassen ist. Bei Ausgaberesten handelt
es sich um nicht in Anspruch genommene Ermachtigungen fiir konsumtive
Ausgaben, dieim Folgejahr nicht mehr ausfinanziert sind. Sollen Ausgabereste
in Anspruch genommen werden, muss grundsatzlich - ggf. bei einer anderen
Haushaltsposition - auf einen gleich hohen Teil des Haushaltsanschlags
verzichtet werden. Werden die Reste nicht spatestens im Ubernachsten
Haushaltsjahr in Anspruch genommen, sind sie grundsatzlich zu streichen.
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Ende 2013 konnten die einzelnen Ressorts Ausgabereste von insgesamt
rd. 66,0 Mio. € bilden.

Ricklagen resultieren aus nicht in Anspruch genommenen Ermachtigungen
flr Ausgaben, die mit einer Kreditermachtigung unterlegt sind. Daher
konnen sie bei Bedarf im Folgejahr grundsatzlich neben den Haushalts-
anschlagen in Anspruch genommen werden. Allerdings ist dann sicher-
zustellen, dass ein gleich hoher Betrag aus einem Haushaltsanschlag an
anderer Stelle nicht ausgegeben wird, umdenin der Verwaltungsvereinbarung
mit dem Bund vorgesehenen strukturellen Finanzierungssaldo einzuhalten.
Ricklagen koénnen auch flir den Ausgleich von Mindereinnahmen oder
Mehrausgaben herangezogen werden. Anders als Ausgabereste werden
Ricklagen aulBerhalb des Haushalts auf einem Bestandskonto gefiihrt und
somit fortgeschrieben. Am Ende des Haushaltsjahres 2013 konnten den
bestehenden Riicklagen in den Produktpldanen investive Ricklagen von
rd. 41,8 Mio. € sowie Sonderriicklagen in Hoéhe von rd. 1,6 Mio. € zugeflihrt
werden, z. B. aufgrund von Mehreinnahmen aus Vorschusszahlungen der
EU aus dem Programm Europadischer Fonds fir regionale Entwicklung. Die
Allgemeine Budgetriicklage erhdhte sich insgesamt auf rd. 60 Mio. €, sodass
die Gesamtsumme der Riicklagen Ende 2013 rd. 190,9 Mio. € betrug.

5 Ubereinstimmung zwischen Haushaltsrechnung und Biichern

Nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 LHO hat der Rechnungshof zu berichten, ob die in
der Haushaltsrechnung und die in den Blchern aufgefiihrten Betrage tber-
einstimmen und die gepriiften Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemaR
belegt sind. Die in der Haushaltsrechnung 2013 und die in den Blichern der
Kasse aufgefiihrten Betrage stimmen - soweit der Rechnungshof sie geprift
hat - Uberein. Sofern bei Prifungen in den Ressorts und Dienststellen
Einnahmen und Ausgaben nicht ordnungsgemald belegt waren, hat der
Rechnungshof mit der jeweils gepriiften Stelle vereinbart, wie diese Mangel
zu beheben sind.

6 Kassen- und rechnungsmaRiges Ergebnis

Der Abschluss des bremischen Landeshaushalts fur das Haushaltsjahr 2013
ist auf Seite 60 der Haushaltsrechnung dargestellt. Er weist als kassenmaRi-
gen Abschluss nach § 82 LHO Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben in Hohe von
12.122.485.459,78 € aus.
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7 Finanzierungssaldo

Der Finanzierungssaldo nach § 82 LHO ergibt den Kreditbedarf der Gebiets-
korperschaften und ist fir das Haushaltsjahr 2013 auf Seite 61 der Haus-
haltsrechnung dargestellt. Er ist abzulesen aus der Gegenlberstellung der
Ist-Einnahmen und der Ist-Ausgaben. Die Ist-Einnahmen sind ohne Einnahmen
aus Krediten vom Kreditmarkt, ohne Entnahmen aus Ricklagen und ohne
Einnahmen aus kassenmiRigen Uberschiissen dargestellt. Auch bei den
Ist-Ausgaben sind Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zufiih-
rungen an Ricklagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmaligen Fehl-
betrags nicht bericksichtigt.

In Bremen wird auBerdem sowohl bei den Einnahmen als auch bei den
Ausgaben die Summe der Erstattungen innerhalb der Haushalte heraus-
gerechnet. Von geringfligigen Betragen abgesehen, ist dies jedoch fiir den
Saldo im Abschluss neutral. Fiir das Jahr 2013 hat die Haushaltsrechnung
des Landes Bremen beim Finanzierungssaldo eine Unterdeckung von
216.605.409,78 € (ohne anteilige Konsolidierungshilfe des Bundes) ausge-
wiesen. Mit dem auf das Land entfallenden Teil der Konsolidierungshilfe
von 119.197.590,00 € hat der Finanzierungssaldo eine Unterdeckung von
97.407.819,78 € ausgewiesen.

8 Haushaltsiiberschreitungen

Nach § 34 Abs. 2 Satz 2 LHO sind Ausgabemittel so zu bewirtschaften, dass
sie zur Deckung aller Ausgaben ausreichen, die unter die einzelne Zweck-
bestimmung fallen. Das gilt auch fir Ausgaben, die nach § 4 HG 2013
deckungsfahig sind und zu einem gemeinsamen Deckungskreis gehoren.
Soweit die Mittel nicht ausreichen, muss eine Nachbewilligung tber- oder
aulBerplanmaRiger Mittel rechtzeitig beantragt werden (§§ 37 LHO, 6 HG
2013). Leistet die Verwaltung Ausgaben Uber die Ausgabeermachtigung fir
eine Haushaltsstelle oder einen Deckungskreis hinaus, verstoRt sie gegen
das Budgetrecht des Parlaments. Nach § 97 Abs. 2 Nr. 2 LHO hat der
Rechnungshof dariiber zu berichten, ob und in welcher Weise vom Haushalts-
soll ohne Genehmigung des Parlaments abgewichen worden ist.

Fir das Haushaltsjahr 2013 hat der Rechnungshof vier Uberschreitungen mit
einem Betrag von zusammen 3.242.678,45 € bei Haushaltsstellen ermittelt,
die nicht zu einem Deckungskreis gehérten. Ferner hat er 16 Uberschrei-
tungen von Deckungskreisen in einer Gesamthohe von 1.689.544,80 € fest-
gestellt. Zusammen sind das 20 Uberschreitungen in einer Gesamthéhe von
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4.932.223,25 €. Im Vorjahr waren es zusammen 15 Uberschreitungen in einer
Gesamthohe von 5.141.366,28 €.

Die Ressorts haben die Uberschreitungen durch MaRnahmen zum Ausgleich
der Haushalte bei den Jahresabschlussarbeiten beriicksichtigt. So sind
geringere Betrage den Riicklagen zugefiihrt und niedrigere Reste Ubertragen
worden. Das Finanzressort hat in seiner Vorlage fir die Sitzungen der HaFA
am 11. Juli 2014 Uber die Haushaltsliberschreitungen berichtet (Vorlage
18/479 L, zugleich 18/573 S). Im Ubrigen hat es die anderen Senatsressorts
- wie in den Vorjahren - mehrfach daran erinnert, dass die auf Haushalts-
stellen und in Deckungskreisen verfligbaren Mittel nicht Uberschritten
werden dirfen. Trotz dieser Hinweise ist das Budgetrecht des Parlaments
erneut verletzt worden.

9 Erwirtschaftung veranschlagter Minderausgaben und nicht
erreichter Einnahmeanschlage

Nach § 11 Abs. 2 LHO sind nur diejenigen Ausgaben im Haushaltsplan zu
veranschlagen, die im Haushaltsjahr voraussichtlich fallig und damit kassen-
wirksam werden. Der Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2013 enthalt bei
Haushaltsstelle 0995/799 99-5, Globale Minderausgabe - investiv -, einen
Anschlag in Hohe von -2.152.400 €.

Das Finanzressort hat Giberwacht, ob die im Haushalt veranschlagte Minder-
ausgabe erwirtschaftet wurde. Im Vollzug des Haushalts ist sie vollstandig
aufgelost worden.

Das Finanzressort hat auch tUberwacht, ob fiir nicht erreichte Einnahme-
anschlage Ausgaben eingespart oder Mehreinnahmen an anderer Stelle
nachgewiesen worden sind. Fir einige nicht erreichte Einnahmeanschlage
haben Ressorts Verlustvortrage gebildet, statt Einsparungen oder Mehr-
einnahmen an anderer Stelle nachzuweisen. Sofern die Ressorts diese
Verlustvortrage in Folgejahren durch Mehreinnahmen oder Minderausgaben
kompensieren, werden sie dann auf diese Weise ihr Budget rechnerisch
zwischen Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen haben.

10 Einhaltung der haushaltsgesetzlichen Kreditermachtigungen

Nach § 14 HG 2013 durfte die Senatorin fiir Finanzen fir verschiedene
Zwecke betraglich begrenzt Kredite aufnehmen. Der Rechnungshof hat
geprift, ob sie die Ermachtigungsgrenzen eingehalten hat.
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Kassenkredite durften bis zu 12 % der veranschlagten Haushaltsmittel
aufgenommen werden (§ 14 Abs. 4 HG); das sind 1.276.490.175,60 €.
Diesen Rahmen hat das Finanzressort eingehalten. Auch die tbrigen Kredit-
ermachtigungen aus § 14 HG hat das Ressort entweder nicht in voller Héhe
oder gar nicht in Anspruch genommen.

11 Uberwachung des Staatsschuldbuchs

Nach § 1 Bremisches Schuldbuchgesetz vom 16. Dezember 2008 (Brem.GBI.
S. 407) hat die Senatorin fiir Finanzen fiir die Freie Hansestadt Bremen und
ihre Sondervermogen ein Staatsschuldbuch zu fihren. Das Staatsschuld-
buch ist ein offentliches Register, in das nicht in Urkunden verbriefte
Forderungen gegen das Land eingetragen werden. Die Glaubigerinnen und
Glaubiger erhalten keinen Schuldschein. Der Rechnungshof lberwacht das
Schuldbuch im Rahmen seiner allgemeinen Prifungsverpflichtung.

Das Staatsschuldbuch dient dazu, Schulden und sonstige Verbindlichkeiten
zu begriinden, zu dokumentieren und zu verwalten. Im Schuldbuch werden
die in Buchschulden umgewandelten Schuldverschreibungen und die durch
Barzahlung des Kaufpreises flir Schuldverschreibungen begriindeten Buch-
schulden der Freien Hansestadt Bremen dokumentiert. Buchschulden sind
u. a. Staatsanleihen, Kassen- und Landesobligationen sowie unverzinsliche
Schatzanweisungen. Andere Schulden sind nicht im Staatsschuldbuch auf-
gefiihrt. Somit gibt es keine Auskunft Gber den aktuellen Schuldenstand
Bremens.

Der Rechnungshof hat die ihm von der Senatorin flir Finanzen vorgelegte
Aufstellung UGber Veranderungen der Schuldenstande fur das Jahr 2013
geprift. Am 31. Dezember 2012 hatten die Eintrage im Staatsschuldbuch
einen Wert von 7.700 Mio. €. Durch funf Abgange und vier Zugange im Jahr
2013, die sich im Saldo gegenseitig aufhoben, haben am 31. Dezember 2013
die Eintrage im Staatsschuldbuch wieder 7.700 Mio. € betragen.

12 Buirgschaften, Garantien und Treuhandvermogen
,Biirgschaften (Land)“

Die Senatorin fiir Finanzen war nach § 19 Abs. 1 HG 2013 ermachtigt, neue
Blrgschaften, Garantien und sonstige Gewahrleistungen bis zu 556 Mio. €
zu Ubernehmen. Der Senator fiir Umwelt, Bau und Verkehr war nach
§ 19 Abs. 2 HG 2013 ermachtigt, neue Birgschaftsverpflichtungen bis zu
5 Mio. € einzugehen.
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Neue Verpflichtungen sind insgesamt in Hohe von rd. 137,3 Mio. € begriin-
det worden. Der Gesamtbestand der Verpflichtungen hat sich gegentber
dem Stand vom 31. Dezember 2012 um rd. 90,2 Mio. € verringert. Am
31. Dezember 2013 hat er 682.810.502,84 € betragen.

Uber die genannten Birgschaften hinaus haftet die Freie Hansestadt
Bremen nach § 5a des Gesetzes zur Ubertragung von Aufgaben staat-
licher Forderung auf juristische Personen des privaten Rechts u. a. fir Geld-
darlehen, die die Bremer Aufbau-Bank GmbH aufgenommen hat. Diese
Darlehen haben sich gegeniiber dem Vorjahr um rd. 71,6 Mio. € auf
rd. 883,5 Mio. € verringert. Die Ermachtigungsgrenzen des HG 2013 sind
eingehalten worden.

13 Liquiditatssteuerung bei InvestitionsmaRnahmen im Jahr 2013

Der Senat nahm in seiner Sitzung am 15. Oktober 2013 eine neue
sog. Liquiditatssteuerung zur Kenntnis. Die HaFA stimmten in ihrer Sitzung
am 8. November 2013 dieser Liquiditatssteuerung zu. Zum Jahresende
nicht ausgeschopfte Ressortmittel flir Investitionsvorhaben (von mehr als
100.000 €) werden danach zunachst den Sondervermaogen fir Investitions-
vorhaben des Folgejahres zugewiesen. Im Folgejahr fluhrt dies zu ent-
sprechend verringerten Zuweisungsbedarfen der Ressorts an die
jeweiligen Sondervermogen. Die so eingesparten Mittel stehen dann
den Investitionsvorhaben, fur die sie im Vorjahr urspriinglich vorgesehen
waren, wieder zur Verfligung. Mit diesem Verfahren (Ausnahme vom
Haushaltsgrundsatz der Jahrlichkeit in Anlehnung an die Regelungen in
§ 15 Abs. 2 LHO und in den HG) wurden Ende des Jahres 2013 Mittel tber
rd. 32,9 Mio. € aus dem Kernhaushalt als Ist-Ausgabe gebucht und den
Sondervermogen zugewiesen.

Das Finanzressort hat den Rechnungshof friihzeitig liber das beabsichtigte
Verfahren informiert. Der Rechnungshof hat dafiir eine transparente
Darstellung in den jeweiligen Haushaltsrechnungen empfohlen. Im Ubrigen
erwartet er die vom Finanzressort zugesagte Evaluation dieses Instruments,
zumal sich das Finanzressort eine Fortsetzung des Verfahrens auch fir die
nachsten Jahre bereits mit Beschllissen der HaFA hat bewilligen lassen.

Das Finanzressort hat eine Darstellung in die jeweilige Haushaltsrechnung
des Jahres 2013 aufgenommen. Wiinschenswert ware darin auch eine
Aufschlisselung der Gesamtbetrage nach Einzelprojekten.
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Il Aktuelle Haushaltslage

Steuern, Schulden und Zinsen 2014

1 Vorlaufige und endgiiltige Daten

In seinem letzten Jahresbericht berichtete der Rechnungshof Uber die Ent-
wicklung von Steuern, Schulden und Zinsen bis einschlie8lich 2013. Der Haus-
halt fir das Jahr 2013 war seinerzeit noch nicht endglltig abgeschlossen.
Deshalb konnte der Rechnungshof fir das Jahr 2013 nur die vorlaufigen
Daten des Finanzressorts darstellen. Dabei waren die Konsolidierungshilfen
des Bundes an das Haushaltsnotlageland Bremen in der Darstellung nicht
enthalten.

Zwischenzeitlich hat der Rechnungshof die vorlaufigen Daten des Jahres 2013
mit der vorgelegten Haushaltsrechnung 2013 verglichen. Abweichungen
gegenlber den im letzten Jahresbericht dargestellten vorldaufigen Daten
haben sich nicht ergeben.

Der Haushalt fur das Jahr 2014 war bei Redaktionsschluss fur diesen Jahres-
bericht noch nicht abgeschlossen. Deshalb stellt der Rechnungshof auch dies-
mal fir das letzte Haushaltsjahr nur die vorlaufigen Daten des Finanzressorts
dar, in denen die Konsolidierungshilfen nicht enthalten sind.

2 Steuern

Die Summe der steuerabhangigen Einnahmen (Steuern einschlieBlich der Ein-
nahmen aus dem Landerfinanzausgleich - LFA und den allgemeinen Bundes-
erganzungszuweisungen - BEZ) hat sich in Bremen seit dem Jahr 2011 von
Jahr zu Jahr unterschiedlich stark erh6éht, wie nachstehende Darstellungen
zeigen.
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Entwicklung der steuerabhangigen Einnahmen des Stadtstaates seit 2010,
in Mio. €, gerundet
Anderung Anderung Summe Anderung

Jahr | Steuern zum LFA/BEZ zum steuerabhangiger zum

Vorjahr Vorjahr Einnahmen Vorjahr
2010 2.031 573 2.604
2011 2.302 13,3 % 736 28,4 % 3.038 16,7 %
2012 2.288 -0,6 % 800 8,7 % 3.088 1,6 %
2013 2423 5,9 % 815 1,9 % 3.237 4,8 %
2014 2.579 6,4 % 918 12,6 % 3.497 8,0 %

Entwicklung der steuerabhangigen Einnahmen
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Nachdem die Steuereinnahmen im Jahr 2013 gegenliber dem Vorjahr um
rd. 5,9 % gestiegen waren, erhéhten sie sich im Jahr 2014 um rd. 6,4 % auf
rd. 2.579 Mio. €. Auch die Einnahmen aus LFA und BEZ verbesserten sich
erheblich, und zwar um rd. 12,6 % auf jetzt rd. 918 Mio. €. Deutlich hervor
tritt die Erhohung der Einnahmen aus dem LFA gegeniiber dem Vorjahr mit
rd. 17 %. Das ist auf das hohe Gesamtsteueraufkommen in Deutschland
und die jahrestberschreitende Abrechnung zuriickzufihren: Das vierte
Quartal 2013, in dem die Einnahmen UGberproportional hoch ausfielen, ist erst
im Jahr 2014 kassenwirksam geworden. Die Summe der steuerabhangigen
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Einnahmen hat sich somit noch einmal gegenliber dem Vorjahr erhéht, und
zwar um rd. 8,0 % auf 3.497 Mio. €.

Die Steuereinnahmen der drei bremischen Gebietskdrperschaften stellen sich
wie folgt dar:

Entwicklung der Steuern des Landes und der Stadtgemeinden seit 2010,
in Mio. €, gerundet
Anderung Stadtgemeinde GOLLITL] Stadtgemeinde LU
Jahr | Land zum Bremen zum Bremerhaven zum
Vorjahr Vorjahr Vorjahr

2010 | 1.370 576 85

2011 | 1.548 13,0 % 658 14,2 % 96 12,9 %
2012 | 1.581 21 % 608 -7,6 % 99 3,1 %
2013 | 1.654 4,6 % 669 10,0 % 99 0,0 %
2014 | 1.749 57 % 723 8,1 % 106 7,1 %

Im Land Bremen sind die Steuereinnahmen im Jahr 2014 gegeniiber dem
Vorjahr um rd. 5,7 % auf rd. 1.749 Mio. € gestiegen. Auch die Steuerein-
nahmen der Stadtgemeinden sind gestiegen, und zwar in der Stadtgemeinde
Bremen um rd. 8,1 % auf rd. 723 Mio. € und in der Stadtgemeinde Bremer-
haven um rd. 7,1 % auf rd. 106 Mio. €.

3 Schulden

Die Schuldenstande des Landes und der Stadtgemeinden einschlieRlich
ihrer Eigenbetriebe und Sondervermdégen sind nachstehend mit den jeweils
prozentualen Veranderungen im Vergleich zum Vorjahr dargestellt. Sie
summieren sich zu den Gesamtschulden des Stadtstaates. Die Daten fur das
Jahr 2013 basieren auf der vom Senat vorgelegten Haushaltsrechnung 2013,
die fiur das Jahr 2014 auf vorlaufigen Zahlen (Stand: 20. Januar 2015).
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Entwicklung der Schulden im Stadtstaat seit 2010, in Mio. €, gerundet

Stadtgemeinde Stadtgemeinde

L Bremen Bremerhaven HEelE e
Jahr
Ver- Ver- Ver- Ver-
iy anderung EEIEE anderung Y anderung iy anderung
2010 9.692 6.987 1.201 17.880

2011 9.944 26 % 7.365 54 % 1.288 7.2 % 18.597 4,0 %

2012 | 10.112 1,7 % 7.827 6,3 % 1.370 6,4 % 19.309 3,8 %

2013 | 10.247 1.3 % 8.333 6.5 % 1.421 3,7% | 20.001 3,6 %

2014 9.609 -6,2 % 8.721 4,7 % 1.619 13,9 % 19.949 | -0,3%

Der Schuldenstand des Landes hat sich nach der Tabelle um gut 600 Mio. €
verringert. Nicht bertlicksichtigt ist dabei ein Kredit tiber 445 Mio. €, der not-
wendig war, um den Haushalt 2014 auszugleichen. Er wurde zwar erst im
Jahr 2015 aufgenommen, aber noch fir das Jahr 2014 gebucht. Unter Bertick-
sichtigung dieses Kredits belduft sich der Schuldenstand des Landes auf
tber 10 Mrd. €.

Demgegentiber sind die Schulden in der Stadtgemeinde Bremen weiter an-
gestiegen, und zwar um fast 400 Mio. € (rd. 4,7 %) auf jetzt 8.721 Mio. €.
Auch die Schulden in der Stadtgemeinde Bremerhaven haben zugenommen,
und zwar um rd. 13,9 % auf 1.619 Mio. €. Unter Bericksichtigung der Stadt-
gemeinden ist der Gesamtschuldenstand des Stadtstaates scheinbar um
rd. 0,3 % auf unter 20 Mrd. € gesunken. Bei der gebotenen Einbeziehung
des Kredits Uber 445 Mio. € hat er sich allerdings erhoht.

4 Zinsen

Bremen hat hohe Zinslasten zu tragen. Dasin den vergangenen Jahren niedrige
Zinsniveau und nur geringe Preissteigerungen wirkten sich vorteilhaft auf die
Hohe der Zinsausgaben aus. Teure Altkredite, die ausliefen, konnten in den
letzten Jahren in zinsglinstigere Kredite umgeschuldet werden.

Die folgende Tabelle zeigt die Zinsausgaben des Stadtstaates Bremen aufge-
gliedert nach Ausgaben des Landes und seiner Stadtgemeinden.
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Zinsausgaben des Landes, der Stadtgemeinden und des Stadtstaates seit 2010,
in Mio. €, gerundet
Jahr Land Stadtgemeinde | Stadtgemeinde Stadtstaat
Bremen Bremerhaven
2010 388,8 252,9 48,6 690,3
2011 334,4 240,3 54,8 629,5
2012 338,6 257,8 54,0 650,4
2013 3744 236,2 54,3 665,0
2014 288,4 250,5 55,4 594,2

Im Gegensatz zu den Jahren 2012 und 2013, in denen die Zinsausgaben
des Stadtstaates zunahmen, haben sich die Zinsausgaben im Jahr 2014
wieder verringert. Wahrend die Ausgaben beim Land Bremen von 2013 auf
2014 erheblich gesunken sind, hat sich bei den beiden Stadtgemeinden eine
Steigerung ergeben, die in Bremerhaven moderat ausgefallen ist.

Das Land hat seine Zinslast gegenliber dem Vorjahr deutlich reduzieren
konnen. Derzeit kommt dem Land zugute, dass es die Kredite an die Stadt-
gemeinden als festverzinsliche Darlehen weitergibt. Variable Zinsgeschifte,
wie auch Zinssicherungsgeschafte auf dem Derivatmarkt, schlieBt aus-
schlieRlich das Land ab. Aufgrund der aktuellen Marktsituation profitiert
das Land von diesen Geschaften. Bei unglinstiger Marktentwicklung tragt es
jedoch auch das Zinsrisiko.

Die Zinslasten der Stadtgemeinden sind - entgegen der Landesentwicklung -
gestiegen. Das ist auf mehrere Griinde zurlickzufiihren:

e Die Stadtgemeinden haben mehr Kredite aufgenommen als im Vorjahr.

e Die Kommunen haben von den Derivatgeschaften des Landes nicht profi-
tiert.

e Die Stadtgemeinde Bremen ist in den Jahren 2012 und 2013 durch
Schuldiibernahmen in Hohe von mehr als 300 Mio. € zusatzliche Zins-
verpflichtungen eingegangen. Allein die auf diesen Effekt zurtickzufiih-
renden Mehrausgaben betrugen im Jahr 2013 rd. 7,5 Mio. € und im
Jahr 2014 rd. 15 Mio. €.
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Entwicklungen im Haushaltsjahr 2014

1 Haushaltsrisiken

Aufgrund der Ergebnisse des Controllingberichts flir Januar bis April 2014
stellte der Senat erhebliche Haushaltsrisiken im Haushaltsvollzug 2014 fest.
Insbesondere im Bereich der Sozialleistungen und der Personalausgaben
hielt er die Einhaltung der mit dem Haushaltsplan beschlossenen Budgets fiir
gefahrdet. Zusatzlich zu Mehrausgaben erwartete er auch Mindereinnahmen,
weil sich nicht alle veranschlagten Erwartungen realisieren lielen. Das
Haushaltsrisiko bezifferte der Senat mit mindestens 60 Mio. € zuzlglich
moglicher Nachzahlungen bei der Beamtenbesoldung. Aus diesen Griinden
beschloss der Senat am 8. Juli 2014 eine Haushaltssperre. Sie erlaubt Aus-
gaben nur zum zwingend notwendigen Erhalt bestehender Einrichtungen
sowie fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen und aufgrund rechtlich
verbindlicher Verpflichtungen.

Anfang August 2014 veroffentlichte das Finanzressort die Ergebnisse des
Halbjahrescontrollings. Es flhrte aus, die zentralen Haushaltsdaten hatten
sich verbessert. So seien bis zu diesem Zeitpunkt insbesondere die steuer-
abhangigen Einnahmen hoher als erwartet ausgefallen und die Ausgaben
fir Zinsen und Subventionen gesunken. Lediglich die Sozialausgaben seien
gegenlber dem Planwert gestiegen. Diese Momentaufnahme dirfe aber
nicht dartiber hinwegtauschen, dass sich die Zahlen am Ende des Jahres ganz
anders darstellen konnten, weil der Haushalt 2014 nach wie vor erhebliche
Risiken aufweise. Die Risiken bezifferte das Finanzressort im August 2014 auf
rd. 73 Mio. €, die insbesondere durch hdhere Sozialausgaben, Minder-
einnahmen und Mehrausgaben des Innenressorts sowie Mindereinnahmen
bei den Gewinnen aus der Beteiligung an Hafenbetrieben entstehen kdnnten.
Dartber hinaus sei noch offen, in welchem Umfang die Personalausgaben bei
einer eventuell notwendig werdenden Nachzahlung der Beamtenbesoldung
fur die Jahre 2013 und 2014 steigen wiirden.

Am 30. September 2014 stellte der Senat einen Mehrbedarf in Ho6he von
102,7 Mio. € fest (72,7 Mio. € Budgetrisiken und 30 Mio. € fiir die Beamten-
besoldung). Der Senat beschloss, diese Mehrausgaben nicht durch einen
Nachtragshaushalt auszugleichen, sondern durch Umschichtungen im Haus-
halt, also ohne weitere Neuverschuldung. Diesen Beschluss setzte er durch
Inanspruchnahme frei werdender Mittel aufgrund verringerter Zinsaus-
gaben und aufgrund zeitlicher Verschiebung von Investitionen um.
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2 Haushaltsabschluss

Nach dem vorlaufigen Abschluss des Haushalts 2014 fir den Stadtstaat
Bremen (13. Monat, festgestellt am 20. Januar 2015) betragen die Einnahmen
rd. 4.370,9 Mio. € und die Ausgaben rd. 5.097,3 Mio. €. Daraus ergibt sich
ein Finanzierungssaldo von -726,4 Mio. €. Verglichen mit dem Vorjahr hat
sich der Finanzierungssaldo um 41,8 Mio. € (Finanzierungssaldo 2013 im
14. Monat: -768,2 Mio. €) verbessert. Die Mehreinnahmen des Jahres 2014
im Vergleich zum Vorjahr (+289,5 Mio. €) sind im Wesentlichen auf héhere
Steuereinnahmen und Einnahmen aus dem Landerfinanzausgleich zuriick-
zufiihren. Dem stehen Mehrausgaben von 247,8 Mio. € gegenlber. Mit
Ausnahme der Zinsausgaben (-70,8 Mio. €) sind die anderen konsumtiven
Ausgabepositionen im Vergleich zum Vorjahr zum Teil erheblich gestiegen.

Aufgrund von Beschliissen der Haushalts- und Finanzausschisse (HaFA) in
ihrer jeweiligen Sitzung am 17. Oktober 2014 hat das Finanzressort einen
Teil der Zinsminderausgaben in Héhe von 20,2 Mio. € fiir Derivatgeschafte
genutzt, um Zinsvorsorge durch Verstetigung der Zinsausgaben zu betreiben.
Die dadurch zu erzielenden kumulierten Einsparungen bis zum Jahr 2019
betragen nach Auskunft des Finanzressorts fast 20,5 Mio. €. Steuermehr-
einnahmen zum Jahresende sind zur Reduzierung der Nettokreditaufnahme
genutzt worden.

Der Rechnungshof hat die Ist-Ausgaben des Haushaltsjahres 2014 fir das
Land und die Stadtgemeinde Bremen den Haushaltsanschlagen (mit Aus-
nahme der Ausgaben fir Tilgungen) gegenibergestellt, um etwaige Ein-
sparungen der Verwaltung zu ermitteln. Die nachstehende Grafik verdeut-
licht die Abweichungen zwischen Anschlag und Ist.

Vergleich der veranschlagten Ausgaben
mit den vorlaufigen Ist-Ausgaben 2014
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Wahrend die Personalausgaben leicht um rd. 0,33 % Uber dem
Anschlag liegen, ergeben sich bei den Sachausgaben - ohne Zinsen und
Tilgungen - (rd. 2,81 %) und den Investitionsausgaben (rd. 2,49 %) geringfi-
gige Unterschreitungen. Auffallig sind die erheblichen Unterschreitungen des
Anschlags bei den Zinsausgaben um rd. 11,94 % und die Mehrausgaben bei
den Transferausgaben (Zuweisungen und Zuschiisse, z. B. Sozialleistungen) in
Hohe von rd. 8,58 %.

Die Sach-, Transfer- und Investitionsausgaben des Landes und der
Stadtgemeinde Bremen haben sich in den letzten vier Jahren wie in nachste-
hender Grafik dargestellt entwickelt.

Entwicklung in den Jahren 2011 bis 2014
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Bei den Sachausgaben (ohne Zinsen und Tilgungen) war im Jahr 2012 eine
Steigerung von rd. 1,3 %, im Jahr 2013 von rd. 4,2 % und im Jahr 2014 von
rd. 0,3 % zu verzeichnen.

Die Transferausgaben (Zuweisungen und Zuschisse, z. B. Sozialleistungen)
stiegen im Jahr 2012 umrd. 5,1 %, im Jahr 2013 um rd. 3,7 % und im Jahr 2014
um rd. 5,8 %.

Die Ausgaben flr Investitionen sanken im Jahr 2012 im Vergleich zum
Vorjahrum rd. 4,6 %. Im Jahr 2013 stieg das Ausgabevolumen jedoch wieder
an, und zwar um rd. 13,9 %, um sich im Jahr 2014 erneut zu verringern,
namlich um rd. 12,8 %. In den Daten fir das Jahr 2014 sind die Ausgaben
fir den Ankauf einer Beteiligung an einer Netzgesellschaft in Hohe von
168,75 Mio. € nicht enthalten. Es handelt sich dabei um einen beson-
deren Finanzierungsvorgang, der keine unmittelbare Auswirkung auf den
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Finanzierungssaldo nach § 82 Nr. 2 ¢) LHO und somit auf die Einhaltung des
Konsolidierungspfades hat.

Insgesamt erhohten sich die Ausgaben der dargestellten Ausgabenblocke
von rd. 2,24 Mrd. € im Jahr 2011 auf rd. 2,45 Mrd. € im Jahr 2014. Das
entspricht einer Steigerung von rd. 9,4 %.

Die monatliche Entwicklung der Summe aus Sach-, Transfer- und Investi-
tionsausgaben des Landes und der Stadtgemeinde Bremen der letzten vier
Jahre zeigt die nachstehende Grafik.

Entwicklung der Sach-, Transfer- und Investitionsausgaben nach
Monaten (2011 bis 2014)

300

\
280 +—y
LW
260 L A
240 \
' [\
w 220 - 3 3
£ 200 \ A\ I,—Aﬁ' :
\
£ 180 \\‘ ,/ % !
160 +——\
140 \'— / \~ Y
120
100 ; ; ; ; ;
& & & S @ S ©F S
S Q ~ v » &
W@ v Q\o oF RO
4 9
e 2011 s 2012 2013 == 2014

Die Ausgabenentwicklung verlauft in den dargestellten Ausgabebldcken von
Jahr zu Jahr - von einigen extremen Abweichungen abgesehen - ahnlich.
Auch die Regelungen zur sog. haushaltslosen Zeit (Januar bis Mai 2012) und
zur Haushaltssperre (Uberwiegend von Juli bis November 2014) haben das
Ausgabeverhalten der Dienststellen nicht grundlegend verandert. Eine deut-
liche Verminderung des Ausgabevolumens hat es in diesen Zeitrdumen
jedenfalls nicht gegeben.

3 Bewertung der Konsolidierung durch den Stabilitdtsrat

Bremen erhalt Konsolidierungshilfen in Hohe von 300 Mio. € pro Jahr, wenn
esseinenstrukturellen Finanzierungssaldo - wie in der mit dem Bund geschlos-
senen Verwaltungsvereinbarung vorgesehen - abbaut und dem Stabilitatsrat

Rechnungshof Bremen Jahresbericht 2015 - Land



Entwicklungen im Haushaltsjahr 2014

86

87

88

89

jahrlich Giber die Einhaltung des Konsolidierungspfads berichtet (vgl. Jahres-
bericht 2014 - Land -, Tz. 171 ff.).

Fir die Sitzung des Stabilitatsrats am 28. Mai 2014 hatte Bremen einen
Konsolidierungsbericht 2013 und einen Sanierungsbericht 2012/2016 mit
Ist- und Planwerten (jeweils mit Stand vom April 2014) vorgelegt. Der
Stabilitatsrat erkannte an, dass Bremen die angekiindigten Mallnahmen im
Jahr 2013 im Wesentlichen umgesetzt und die Obergrenze der Nettokredit-
aufnahme mit deutlichem Abstand eingehalten hatte. Er bat Bremen
darum, die Einzelvorhaben des Programms zur ,Neuordnung der
Aufgabenwahrnehmung 2014/2015“ im Herbstbericht 2014 umsetzungsreif
zu konkretisieren und zu quantifizieren.

Fir die Sitzung des Stabilitatsrats am 15. Dezember 2014 legte Bremen
einen Stabilitatsbericht 2014 und einen aktualisierten Sanierungsbericht
2012/2016 (jeweils mit Stand vom September 2014) vor. Der Stabilitats-
rat begrifRte die Erhohung des Abstands zur Obergrenze der Nettokredit-
aufnahme. Als Beleg fiir eine Verstarkung des Sanierungskurses kdnne diese
Darstellung aus seiner Sicht aber nicht dienen, weil die Sanierungsplanung
nur punktuell um die Ergebnisse der Steuerschatzung aktualisiert worden
sei. Absehbare Entlastungen und deutlich erkennbare Risiken seien dabei
nicht bericksichtigt worden. Der Bitte des Stabilitatsrats um Konkreti-
sierung und Quantifizierung der EntlastungsmaRnahmen sei Bremen nur in
sehr begrenztem Malle nachgekommen. Der Stabilitatsrat forderte Bremen
auf, der Haushaltskonsolidierung nach der im Mai 2015 anstehenden
Blrgerschaftswahl hochste Prioritat einzuraumen.

4 Bewertung der Haushaltslage durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof hélt besonders bei den Ausgaben eine Verstarkung des
Konsolidierungskurses fiir geboten. Aus dem vorlaufigen Haushaltsabschluss
fir das Jahr 2014 des Stadtstaates Bremen geht hervor, dass im Vergleich
zum Anschlag Mehreinnahmen von rd. 239,1 Mio. € und Mehrausgaben
von rd. 93,6 Mio. € entstanden sind. Es sind somit rd. 145,5 Mio. € weniger
neue Schulden aufgenommen worden als urspriinglich geplant. Bremen hat
einen negativen Finanzierungssaldo von rd. 726,4 Mio. € (s. Tz. 74) erzielt.
Um ihn auszugleichen, waren nach Abzug insbesondere der Konsolidierungs-
hilfen weitere Kredite erforderlich.

Die erzielten Mehreinnahmen sowie die durch erhebliche Zinsminderaus-
gaben eingesparten Mittel sind flir weitere Ausgaben verwandt worden. Das
bedeutet, dass Bremen im Saldo nicht gespart hat.
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Der Rechnungshof weist auch auf zukiinftige Risiken hin. Es ist nicht mit einer
andauernden positiven Entwicklung des Steueraufkommens zu rechnen.
Dartber hinaus ist nicht sicher, ob das niedrige Zinsniveau der letzten Jahre
weiterhin Bestand hat. Treten diese Risiken ein, wird es noch schwieriger,
den Konsolidierungspfad einzuhalten.

Anzuerkennen ist zwar, dass der Senat eine gegenliber dem Planwert fir
2014 geringere Neuverschuldung erreicht (s. Tz. 73), und den vorgegebenen
Konsolidierungspfad eingehalten hat. Der groRe Spielraum, der zum
Ausgleich von Budgetrisiken und flir weitere MalRlnahmen nach Haus-
haltsplan zur Verfligung stand, hat sich im Haushaltsverlauf deutlich
verkleinert. Das zeigt, dass die im Haushaltsplan ausgewiesenen Einnahme-
und Ausgabeanschlage fur das Haushaltsjahr 2014 zu optimistisch waren
(vgl. Jahresbericht 2014 - Land -, Tz. 192 ff.). Auch die zeitliche Verschiebung
dringend notwendiger Investitionen ist weder zweckmaRig noch wirtschaft-
lich. Sie fuhrt erfahrungsgemaR auf langere Sicht zu Mehrausgaben. Ein
wachsender Sanierungsstau erzeugt zusatzliche Folgekosten, weil Schaden
an Gebauden und Infrastrukturvermégen noch zunehmen.

Der Rechnungshof erinnert in diesem Zusammenhang an seine Empfeh-
lungen zur Haushaltskonsolidierung (vgl. Jahresbericht 2014 - Land -,
Tz. 218 ff.). Geschaftsprozessoptimierung, Benchmarking, Zusammenarbeit
mit anderen Gebietskdrperschaften, Uberpriifung freiwilliger Aufgaben,
Uberpriifung von Investitionsentscheidungen sowie langfristige und nach-
haltige Investitionsplanung sind Aufgabenfelder, auf denen die Verwaltung
starker aktiv werden muss, um Einsparungen erzielen zu kdnnen. Dariber
hinaus ist zu prifen, auf welche Aufgaben die Verwaltung verzichten kann,
wenn weiterer Personalabbau auch nach Umstrukturierungen nicht mehr
moglich ist.

5 Aufnahme der Schuldenbremse in die Landesverfassung

Die Bremische Burgerschaft hat am 22. Januar 2015 die sog. Schuldenbremse
in die Landesverfassung aufgenommen. Mit der Formulierung, dass Ein-
nahmen und Ausgaben ab dem Jahr 2020 grundsatzlich ohne Einnahmen aus
Krediten auszugleichen sind, hat Bremen die Regelungen des Grundgesetzes
Ubernommen. Der Rechnungshof hdlt es fiir notwendig, in den noch zu
erlassenden Ausflihrungsgesetzen restriktive Vorgaben aufzunehmen, die
einen Haushaltsausgleich ohne Neuverschuldung gewahrleisten.
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6 Programm ,,Umbau der Verwaltung und Infrastruktur”

Der Senat hatte Ende des Jahres 2011 das Programm ,,Umbau der Verwaltung
und Infrastruktur” (UVI) beschlossen. Mit diesem Programm sollte zur
Fortsetzung des Konsolidierungskurses ein weiterer Umbau der Verwaltung,
eine strukturelle Verbesserung der Aufgabenwahrnehmung und die
Verbesserung der stadtischen Infrastruktur erreicht werden, um mittel- und
langfristig die laufenden Ausgaben senken zu kdnnen. Fir diverse Projekte
dieses Programms wurden in den Jahren 2012 und 2013 Mittel von insge-
samt 50 Mio. € bereitgestellt. Die Verantwortung fiir den Nachweis realisier-
ter Entlastungseffekte liegt beim jeweiligen Fachressort, ohne dass vorher
konkrete Einsparziele festgelegt wurden.

Nachdem das Finanzressort den HaFA am 12. April 2013 seinen Jahres-
bericht 2012 Gber den Umsetzungsstand des Programms vorgelegt hatte,
folgte am 16. Mai 2014 ein Abschlussbericht. Danach waren die zur Ver-
figung gestellten Mittel fast vollstandig abgerufen worden. Im Abschluss-
bericht werden konkrete Konsolidierungseffekte in Hohe von rd. 67,2 Mio. €
genannt, die bis zum Jahr 2019 realisiert werden sollen. Von diesem Betrag
sollen unmittelbar nach Programmende bereits 6 Mio. € eingespart worden
sein. Die HaFA haben das Finanzressort gebeten, bei der nachsten Haushalts-
aufstellung die erwirtschafteten Einspareffekte bei der Festlegung der
Ressorteckwerte zu berlicksichtigen.

Der Rechnungshof halt es - wie die HaFA - fir notwendig, dass sich die auf-
grund des UVI-Programms erzielten Haushaltsverbesserungen in allen kiinf-
tigen Finanzplanungen und Haushaltsaufstellungen niederschlagen. Um die
Haushaltskonsolidierung nicht zu gefahrden, dirfen etwaige Verbesserungen
grundsatzlich nicht dazu genutzt werden, Mehrausgaben zu finanzieren.

Im Ubrigen bewertet der Rechnungshof den am 16. Mai 2014 vorgelegten
Bericht lediglich als weiteren Zwischenbericht. Einen Abschlussbericht kann
es frithestens im Jahr 2020 geben, weil voraussichtlich erst dann feststehen
wird, wo und in welcher Hohe die angestrebten Einsparungen verwirklicht
werden konnten. Der Rechnungshof halt es daher fiir erforderlich, weiterhin
regelmalig Uber die erzielten Ergebnisse des UVI-Programms zu berichten.

Das Finanzressort hat zugesagt, einen weiteren Bericht Gber die Realisierung
der Ende 2013 noch nicht abgeschlossenen urspriinglichen UVI-Projekte vor-
zulegen. Die Aussagekraft eines abschlieBenden Berichts im Jahr 2020 sei
aber fraglich. Die Effekte des UVI-Programms seien keinesfalls auf das Jahr
2019 begrenzt.
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Der Rechnungshof weist darauf hin, dass bei allen finanzwirksamen Maf3-
nahmen nach den VV-LHO zu § 7 LHO begleitende und abschlielende
Erfolgskontrollen durchzufiihren sind. Unverzichtbar ist eine Evaluation im
Jahr 2020, weil sich die Investition von 50 Mio. € bis dahin amortisiert haben
soll.

7 Programm , Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung”

Das im August 2014 vom Senat beschlossene Nachfolgeprogramm
,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung” (NdAW) zielt darauf ab, Projekte
zu entwickeln, die nicht nur an kurzfristigen, sondern auch an mittel- und
langfristig zu erzielenden Einsparmoglichkeiten ausgerichtet sind. Die ein-
zelnen Projekte befinden sich zurzeit noch in einer sehr friihen Phase. Der
Aufwand hierfir ist bislang nicht genannt worden. Nach einer HaFA-Vorlage
des Finanzressorts werden Einspareffekte erwartet, die ebenfalls noch nicht
beziffert worden sind.

Die Auswirkungen des NdAW-Programms lassen sich zurzeit noch nicht
belastbar einschatzen, zumal der Aufwand noch nicht feststeht. Um eine
Haushaltsverbesserung zu erreichen, miissen die Einsparungen den durch
das Programm ausgeldsten Aufwand im Ergebnis Gbersteigen.

8 Liquiditatssteuerung bei InvestitionsmalRnahmen

Durch das Instrument der sog. Liquiditatssteuerung bei Investitions-
malinahmen werden zum Jahresende nicht ausgeschopfte Investitionsmittel
fir einzelne Vorhaben im Kernhaushalt zunachst den Sondervermogen
mit Investitionsbedarf zur Verfligung gestellt. Das fiihrt im Folgejahr zu
entsprechend verringerten Zuweisungsbedarfen der Ressorts an die jewei-
ligen Sondervermoégen. Die so eingesparten Mittel stehen dann den
Investitionsvorhaben, fir die sie im Vorjahr urspriinglich vorgesehen
waren, wieder zur Verfligung. Es ist geregelt, dass fur die Liquiditats-
steuerung nur ausfinanzierte Mittelanteile konkreter Investitionsvorhaben
zu verwenden sind. Darlber hinaus ist vorgesehen, dass die der
Liquiditatssteuerung zur Verfligung zu stellenden Mittel eine Mindestgrenze
von ,mehr als 100.000 €“ pro Malinahme oder Programm erreichen mussen.

Im Jahr 2013 wurden zur Liquiditdatssteuerung Mittel in Hohe von
rd. 32,9 Mio. € verwendet, d. h. den Sondervermdgen uberstellt. Im Jahr
2014 wurden rd. 27,9 Mio. € bei den Zuweisungen fiir die Sondervermogen
gekirzt und ein gleich hoher Betrag den Investitionsvorhaben wieder
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zur Verflgung gestellt, fur die er im Vorjahr vorgesehen war. Der Differenz-
betrag von rd. 5 Mio. € verblieb bei den Sondervermdogen.

Der Senat hat in seiner Sitzung am 30. September 2014 beschlossen, dass
die im Haushaltsjahr 2014 nicht mehr bendétigten liquiden Mittel fir
Investitionen in Hohe von 2,8 Mio. € des Produktplans ,Sport“ und
rd. 3,3 Mio. € des Produktplans ,Kultur” zur Liquiditatssteuerung ange-
meldet werden kdnnten. Diese Mittel sollten nicht nur zur Deckung des
Finanzierungsbedarfs, sondern auch zur (Teil-)Auflésung von globalen
Minderausgaben im Folgejahr herangezogen werden. Von den flr die
Bremer Bader GmbH vorgesehenen Investitionsmitteln (Produktplan Sport)
sind knapp 1,2 Mio. € und von den fir das Deutsche Schiffahrtsmuseum
(Produktplan Kultur) vorgesehenen Mitteln gut 0,6 Mio. € zur Liquiditats-
steuerung angemeldet worden. Das Finanzressort sieht diese Mittel als Teil
des Losungskonzepts zur Abdeckung der Budgetrisiken im Jahr 2015 an.

Der Rechnungshof hat RegelverstdlRe bei der Anwendung der Liquiditats-
steuerung festgestellt, wie folgende Beispiele zeigen:

e In den im Haushaltsjahr 2014 fir die Liquiditatssteuerung zuge-
wiesenen Mitteln von rd. 24,2 Mio. € sind Mittel flr einige kleinere
Investitionsvorhaben enthalten gewesen. Die festgelegte Mindest-
grenze ist dabei nicht immer beachtet worden. So sind aus den
Sanierungsmitteln flr stadtische Sportanlagen gut 13 T€ der Liquiditats-
steuerung zur Verfliigung gestellt worden. Weitere 42 T€ hat die Ver-
waltung bei einer IT-LOosung im Finanzressort eingespart, die der
Liquiditatssteuerung zu Gute gekommen sind.

e  Restmittel von rd. 89 T€ fiir die Forderung der Infrastruktur von Bade-
seen wurden um zusatzliche Mittel in Hohe von rd. 21 T€ aufgestockt,
die urspriinglich fiir die Sanierung von verpachteten Sportanlagen vor-
gesehen waren. Erst durch das Zusammenfiihren der Mittel zu 110 T€
aus zwei getrennten Haushaltsstellen durch eine Nachbewilligungist also
ein Betrag erreicht worden, der Uber der festgelegten Mindestgrenze

lag.

e Die Verwaltung hat fir das Projekt Gedenkstdtte U-Boot-Bunker
,Valentin” konsumtive Mittel von mehr als 428 T€ und investive Mittel
von rd. 13 T€ durch eine Nachbewilligung auf eine investive Haushalts-
stelle Ubertragen und dann in die Liquiditatssteuerung einbezogen.
Konsumtive Mittel sind in investive Mittel umgewandelt worden, um sie
der Liquiditatssteuerung zur Verfliigung zu stellen.
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lediglich zur Steuerung unregelmallig abflieRender Investitionsmittel
vorgesehen. Mittlerweile wird das Verfahren jedoch auch genutzt, um einen
Ausgleich von globalen Minderausgaben im Folgejahr sicherzustellen. Bei
globalen Minderausgaben handelt es sich um eine Verpflichtung, weniger
Geld auszugeben als nach den einzelnen Haushaltsanschlagen moglich ware.
Wird die Liquiditatssteuerung eingesetzt, um globale Minderausgaben
aufzulésen, entspricht dies nicht den gesetzlichen Bestimmungen des
§ 15 Abs. 2 LHO i. V. m. den jeweiligen Haushaltsgesetzen, die die Forderung
einer sparsamen Bewirtschaftung voraussetzen. Vielmehr wird die Moglich-
keit geschaffen, im Folgejahr mehr Geld auszugeben als urspriinglich geplant.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass der in Tz. 105 und 106
dargestellte Umgang mit dem Instrument nicht mit dem Ziel einer
Liquiditatssteuerung bei InvestitionsmalBnahmen in Einklang steht. Das
Finanzressort hat demgegenlber den inhaltlichen Zusammenhang der
fir die Liquiditatssteuerung zur Verfliigung stehenden Mittel betont. Der
Rechnungshof halt es fiir erforderlich, dass die Verwaltung das Instrument
kiinftig regelkonform verwendet.
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Il Kaufmannischer Jahresabschluss

Bremen bilanziert

1 Doppischer Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013

Der Senat hat am 16. Dezember 2014 der Bremischen Biirgerschaft den Ge-
schaftsbericht (iber den doppischen Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013
vorgelegt. Wie in den Vorjahren hat das Finanzressort den Geschaftsbericht
nach den Vorschriften des Haushaltsgrundsatzegesetzes und der LHO ergan-
zend zur kameralen Haushaltsrechnung aufgestellt. Dabei hat es sich grund-
satzlich nach den von Bund und Landern entwickelten Standards fiir die
staatliche doppelte Buchfiihrung in der Fassung vom 24. Oktober 2012
gerichtet. Weitere Vorschriften, z. B. zur Umsetzung der Standards oder
Konsolidierungsrichtlinien, gibt es in Bremen nicht.

Der doppische Jahresabschluss stellt die Vermogens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Landes und der Stadtgemeinde Bremen dar. Nach der Er6ffnungs-
bilanz zum 1. Januar 2010 liegt zum vierten Mal ein Jahresabschluss vor.
Damit ist ein mittelfristiger Zeitreihenvergleich Uber die Entwicklung der
Aufwendungen und Ertrage sowie Uber den Ressourcenverbrauch des
Landes und der Stadtgemeinde Bremen maglich.

Wie in den Vorjahren umfasst der doppische Jahresabschluss nur die Kern-
haushalte des Landes und der Stadtgemeinde Bremen. Da die Kernhaushalte
weiterhin nur einen Buchungskreis nutzen, werden Land und Stadtgemeinde
nicht getrennt bilanziert.

Die Stadtgemeinde Bremerhaven ist nach wie vor nicht in die Bilanzierung ein-
bezogen worden. Es gibt weiterhin keinen politischen Beschluss, der die
Grundlagen dafir schafft.

2 Anpassung der Eroffnungsbilanz

Eroffnungsbilanz und Jahresabschliisse miissen ein den tatsachlichen Ver-
haltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-, Finanz- und Ertragslage
wiedergeben. Das setzt voraus, Vermdgen und Verbindlichkeiten vollstan-
dig zu erfassen, zutreffend zu bewerten sowie Geschaftsvorfalle ordnungs-
gemald zu buchen. Nach den Standards staatlicher Doppik sind die fiir die
Eroffnungsbilanz ermittelten Werte innerhalb eines Zeitraums von vier
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Jahren erfolgsneutral zu korrigieren, wenn die Eréffnungsbilanz aufgrund
von Bilanzierungsfehlern nicht den tatsachlichen Verhaltnissen entspricht.

Im Geschaftsjahr 2013 hat das Finanzressort keine Eréffnungsbilanzposition
korrigiert. Deshalb bleiben weiter beispielsweise Riickstellungen fiir Sabbat-
jahre oder Jubildaen unbericksichtigt, die bereits fur die Er6ffnungsbilanz
hatten gebildet werden miissen. Diese Betrage werden jedoch bisher nicht
separat erfasst.

Die Eroffnungsbilanz kann nicht mehr korrigiert werden. Der Rechnungshof
halt es allerdings fur erforderlich, die genannten Riickstellungen zu bilden,
auch wenn das nun zulasten spaterer Jahresergebnisse geht.

3 Standards staatlicher Doppik

Wie in den Vorjahren ist das Finanzressort von den Standards staatlicher
Doppik abgewichen (vgl. zuletzt Jahresbericht 2014 - Land -, Tz. 123 ff.), und
zwar bei Investitionszuweisungen und -zuschiissen, bei Forderungen, bei der
Bildung von aktiven Rechnungsabgrenzungsposten, bei Rickstellungen und
bei Verbindlichkeiten.

Die Abweichungen von den Standards flihren zu weniger aussagefahigen
Daten im Jahresabschluss und damit zu einem Qualitatsverlust. Im Jahr 2015
will das Finanzressort die Datenqualitat des Geschaftsberichts verbessern.

Insbesondere sollen die neu bewilligten Investitionszuweisungen und
-zuschiisse mit ihren jeweiligen Zweckbindungsdauern aus der Zuwendungs-
datenbank Gbernommen werden. Ferner ist beabsichtigt, flir Forderungen
und Verbindlichkeiten bei internen Verrechnungen zwischen Ressorts oder
Gebietskorperschaften eigene Konten einzurichten. Zudem sollen die Salden
zwischen verbundenen Unternehmen und Einrichtungen sowie Sonder-
vermogen ohne eigenverantwortliche Betriebsleitung mit Hilfe von Salden-
bestatigungen abgestimmt werden. Auf diese Weise lasst sich vermeiden,
dass in unterschiedlichen Abschlissen dieselben Forderungen und
Verbindlichkeiten mit verschiedenen Zahlen dargestellt werden. In einem
nachsten Schritt beabsichtigt das Finanzressort, die Abgrenzung des
Konsolidierungskreises weiter zu entwickeln und dabei festzulegen, welche
Einheiten in welcher Reihenfolge in den Konzernabschluss einbezogen
werden.

Der Rechnungshof halt es flir erforderlich, die Standards baldmadglichst in
den VV-LHO zu verankern und darauf basierend Richtlinien zu erlassen.
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Ferner muss der gemeinsame Buchungskreis der Kernhaushalte nach Land
und Stadtgemeinde Bremen getrennt werden, um eine Vergleichbarkeit mit
andern Landern und Stadten zu ermdglichen. Um das Ziel zu erreichen, die
Datenqualitat zu verbessern und ein vollstandiges Bild abzugeben, ist es not-
wendig, die bisher noch kameral buchenden Einheiten auf kaufmannische
Buchfihrung umzustellen.

119 Unerlasslich ist es zudem, die Stadtgemeinde Bremerhaven zur Einflihrung
der doppischen Grundlagen zu bewegen, damit ein konsolidierter Abschluss
fir den Stadtstaat erstellt werden kann.

4 Vermogensrechnung

4.1 Bilanzsumme

120 Die Bilanzsumme hat zum 31. Dezember 2013 rd. 27.462 Mio. € betragen.
Sie erhohte sich gegeniliber dem Vorjahr um rd. 906 Mio. €. Das Vermogen
reduzierte sich um rd. 474 Mio. €, sodass der nicht durch Eigenkapital
gedeckte Fehlbetrag um rd. 1.380 Mio. € stieg.

4.2 Anlagevermégen

121 Der nachstehenden Grafik ist die Zusammensetzung des Anlagevermogens
zu entnehmen:

Zusammensetzung des Anlagevermogens
zum 31.12.2013

= Immaterielle
Vermogensgegenstande
® Sachanlagen

= Finanzanlagen

1%
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Am 31. Dezember 2013 hat das bremische Anlagevermoégen zu 71 % aus
Finanzanlagen und zu 28 % aus immateriellen Vermogensgegenstanden
bestanden. Sachanlagen haben lediglich 1 % ausgemacht. Die Position
Sachanlagen umfasst ausschlieBlich technische Anlagen und Maschinen
sowie andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung. Das unbeweg-
liche Sachanlagevermdégen, insbesondere Grundstiicke, grundstiicksgleiche
Rechte und Bauten einschlieBlich der Bauten auf fremden Grundstilicken,
wird nahezu ausschlieBlich in den Sondervermogen gefiihrt. Der Anteil der
Freien Hansestadt Bremen an den Sondervermoégen wird in dem Posten
Finanzanlagen ausgewiesen.

Die Finanzanlagen umfassen insbesondere Beteiligungen und Sonder-
vermogen, die langer als ein Jahr im Vermogen verbleiben. Sie haben sich
in den letzten vier Jahren wie in der folgenden Grafik dargestellt entwickelt:

Finanzanlagen
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Mio. €

Wahrend die Finanzanlagen am 1. Januar 2010 rd. 4.991 Mio. € betrugen,
erreichten sie am 31. Dezember 2012 mit rd. 5.543 Mio. € ihren hochsten
Wert im Betrachtungszeitraum. Zum Jahresende 2013 weist die Vermogens-
rechnung einen Betrag von rd. 5.327 Mio. € aus.

Nach den Standards staatlicher Doppik sind fiir die Wertermittlung der
Position Finanzanlagen die jeweiligen Anteile Bremens am Eigenkapital
der Beteiligungsunternehmen und Ubrigen Einrichtungen aufzunehmen.
Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung ist ein solcher Anteil abzu-
schreiben. Der Wert der Finanzanlagen verringerte sich von Ende 2012 bis
Ende 2013 um rd. 216 Mio. €. Dieser Betrag berticksichtigt Umgliederungen
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im Sondervermoégen Gewerbeflaichen von rd. 245 Mio. €, die zu einer
Abschreibung in dieser Hohe flihrten.

126 Die immateriellen Vermogensgegenstande haben sich von 2010 bis 2013 wie

127

128

folgt entwickelt:

Immaterielle Vermégensgegenstiande
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Am 1. Januar 2010 betrug der Wert der immateriellen Vermogensgegen-
stande rd. 1.821 Mio. €, am 31. Dezember 2013 rd. 2.086 Mio. €. Der
groRte Posten ist mit rd. 2.081 Mio. € die Position geleistete Investitionszu-
weisungen und -zuschisse. Das Finanzressort hat bei einer Aktivierung von
Zuwendungen und Zuschissen bisher, abweichend von den Standards staat-
licher Doppik, pauschal eine Nutzungsdauer von 25 Jahren unterstellt. Es ist
davon auszugehen, dass der Wert dieser Position mit der Ubernahme der
genauen Daten aus der Zuwendungsdatenbank sinken wird. Dies kann sich
bereits auf das Ergebnis des Jahres 2014 auswirken.

4.3 Ruickstellungen

Mit fast 94 % bilden die Pensionsriickstellungen den Grof3teil der Riick-
stellungen. Die Positionen Beihilfen und Unterstlitzung, Personalaufwand
fur Altersteilzeit und nicht genommenen Urlaub sowie sonstige Rick-
stellungen machen zusammen die Ubrigen 6 % der Riickstellungen
aus. Allein im Jahr 2013 hat die Zufiihrung zu den Pensionsriickstellun-
gen, vor allem bedingt durch Zinsanderungen, rd. 639 Mio. € betragen.
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Die Pensionsrickstellungen entwickelten sich seit dem Jahr 2010 wie folgt:

Pensionsriickstellungen
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Seit dem 1. Januar 2010 sind die Pensionsriickstellungen insgesamt um mehr
als 51 % von rd. 4.536 Mio. € auf rd. 6.852 Mio. € zum 31. Dezember 2013
gestiegen. Das ist im Wesentlichen auf nachtragliche Anpassungen der
Eroffnungsbilanzwerte aufgrund neuer Berechnungen sowie einer Reduzie-
rung des Abzinsungssatzes um 0,55 % zurlickzufihren.

Bei vollstandiger Anwendung der Standards ist davon auszugehen, dass die
Pensionsriickstellungen in Bremen noch héher waren, weil das Finanzressort
die Kostensteigerungen bisher nicht, wie von den Standards gefordert, mit-
hilfe eines Durchschnittsprozentsatzes der vergangenen sieben Jahre ermit-
telt. Dies hatte eine Steigerung um mehr als 1,5 % bewirkt. Bis zum Jahr 2014
hat das Finanzressort lediglich mit einer jahrlichen Steigerungsrate von 0,9 %
gerechnet.

Bei der Ermittlung der Pensionsriickstellungen zeigt sich, dass der niedrige
Zinssatz, der derzeit zu Entlastungen bei den Zinsaufwendungen fihrt,
zugleich hoheren Riickstellungsbedarf fir Pensionen und dhnliche Verpflich-
tungen auslost. Es muss also heute ein groRerer Betrag zurlickge-
stellt werden als bei hoherem Zinssatz, um bei Falligkeit die festgelegte
Pensionsverpflichtung erfillen zu kénnen.
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132 Den groBten Posten der tbrigen Riickstellungen nehmen die Beihilfen und

Unterstlitzungen ein. Sie machen insgesamt rd. 5 % der Riickstellungen aus.

133 Wie sich die Ubrigen Rickstellungen in den letzten vier Jahren entwickelt

haben, zeigt die folgende Grafik:

Ubrige Riickstellungen
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134 Die Uberproportionale Steigerung der Beihilfen und Unterstiitzungen um

135

136

mehr als 683 % vom 1. Januar 2010 (rd. 52 Mio. €) bis zum 31. Dezember 2013
(rd. 355 Mio. €) beruht auch auf Korrekturen der Er6ffnungsbilanzwerte.

Da das Finanzressort sich bei der Ermittlung der Riickstellungen generell noch
nicht in vollem Umfang an die Standards gehalten hat, ist davon auszugehen,
dass der Ruckstellungsbedarf, z. B. durch bereits geleistete Mehrarbeit oder
Sabbatjahre, tatsachlich hoher ist.

5 Erfolgsrechnung

5.1 Gesamtergebnis

Die Erfolgsrechnung des Jahres 2013 hat mit einem Jahresfehlbetrag von
rd. 1.241 Mio. € als Gesamtergebnis abgeschlossen. Das Gesamtergebnis
setzt sich aus dem Verwaltungsergebnis, dem Finanzergebnis und dem
auBerordentlichen Ergebnis zusammen. Gegenilber dem Vorjahr weisen das
Land und die Stadtgemeinde Bremen ein um rd. 444 Mio. € verschlechtertes
Gesamtergebnis auf, wie die folgende Grafik zeigt:
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Gesamtergebnis 2010 bis 2013
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Wie in den Vorjahren, reichten auch im Jahr 2013 die Ertrage nicht aus, um die
laufenden Verwaltungsaufwendungen zu decken. Das Verwaltungsergebnis
verschlechterte sich gegenliber dem Vorjahr um rd. 175 Mio. € (rd. 69 %).
Es wird fur 2013 mit rd. -427 Mio. € ausgewiesen. Das Finanzergebnis in
Hohe von rd. -813 Mio. € verschlechterte sich gegenliber dem Vorjahr um
rd. 291 Mio. € (rd. 56 %).

5.2 Verwaltungsergebnis

Das Verwaltungsergebnis ist die Differenz aus Verwaltungsertragen und
Verwaltungsaufwendungen. Die Verwaltungsertrage entwickelten sich in
den vergangenen Jahren wie folgt:

Verwaltungsertrage 2010 bis 2013
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Die Verwaltungsertrage erhdhten sich im Jahr 2013 gegeniiber dem Vorjahr
um rd. 285 Mio. € (rd. 7 %) auf rd. 4.160 Mio. €. Das ist insbesondere auf
die um rd. 109 Mio. € héheren Steuern und steuerahnlichen Ertrage zurick-
zufihren. Die Ertrage aus Finanzausgleichsbeziehungen stiegen ebenfalls
gegenlber dem Vorjahr um rd. 92 Mio. €. Die Ertrage aus Zuweisungen
und Zuschissen wuchsen um rd. 72 Mio. € und die sonstigen Ertrage um
rd. 13 Mio. €.

Wie sich die Verwaltungsaufwendungen gegeniiber den Vorjahren entwi-
ckelten, ist der nachstehenden Grafik zu entnehmen:

Verwaltungsaufwendungen 2010 bis 2013
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Die Verwaltungsaufwendungen stiegen im Jahr 2013 gegeniiber 2012 um
rd. 11 % (rd. 460 Mio. €) auf rd. 4.587 Mio. €. Der Personalaufwand erhéhte
sich im Vergleich zum Vorjahr um gut 23 % (rd. 351 Mio. €). So betrug allein
die Zufiihrung zur Riickstellung flir Pensionen und dhnliche Verpflichtungen
rd. 341 Mio. €. Die Zuwendungen und Zuschiisse nahmen gegenliber dem
Vorjahr um rd. 93 Mio. € zu, die Zuweisungen an Bremerhaven um rd. 3 %
(rd. 11 Mio. €) auf rd. 396 Mio. €. Die Sachaufwendungen fiir den lau-
fenden Geschaftsbetrieb waren mit rd. 279 Mio. € leicht ricklaufig. Die
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Abschreibungen stiegen und betrugen zusammen mit den sonstigen
Aufwendungen im Jahr 2013 rd. 271 Mio. €.

Die Entwicklung des Verwaltungsergebnisses zeigt, dass die Verwaltungs-
aufwendungen in Bremen im Vergleich zu den Verwaltungsertragen erneut
Uberproportional gestiegen sind.

5.3 Finanzergebnis

Das Finanzergebnis setzt sich aus den Zinsertragen und -aufwendungen, den
Ertragen aus Beteiligungen und dem Saldo der Gibrigen Finanzanlagen zusam-
men. Wie sich die Finanzertrage und die Finanzaufwendungen in den Jahren
von 2010 bis 2013 entwickelten, zeigt folgende Grafik:

Finanzergebnis 2010 bis 2013

Mio. €

2010 2011 2012 2013

mFinanzertrdage  mFinanzaufwendungen

Den Finanzertragen des Landes und der Stadtgemeinde Bremen von
rd. 593 Mio. € standen im Jahr 2013 Finanzaufwendungen vonrd. 1.406 Mio. €
gegenuber.

6 Verbesserung der Datenqualitat

Die Datenqualitat des Geschaftsberichts ist im Vergleich zum Vorjahr insge-
samt weiter verbessert worden (vgl. Jahresbericht 2014 - Land -, Tz. 131 ff.).
So hat das Finanzressort Korrekturen bei Zuordnungen zu Vermogens- und
Erfolgskonten vorgenommen. Ferner hat es friher kameral vorgenommene
Saldierungen riickgangig gemacht. Auch die Aussagekraft des Lageberichts
ist verbessert worden.
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146 Es besteht aber weiterhin erheblicher Handlungsbedarf, um den doppischen
Jahresabschluss fiir Land und Stadtgemeinde Bremen jeweils zu einem aus-
sagefahigen Konzernabschluss fortzuentwickeln. Dazu ist es notwendig, dass
das Finanzressort die konzeptionellen Festlegungen trifft. Dies umfasst

e die Buchungskreise nach Land und Stadtgemeinde Bremen zu trennen,
e die Sondervermogen auf staatliche Doppik umzustellen,
e die Konsolidierungskreise festzulegen und

e Bilanzierungsrichtlinien zu erlassen.
Unabhangig davon sollten baldmdglichst in der Stadtgemeinde Bremer-

haven die Grundlagen flr die Einflhrung der staatlichen Doppik geschaffen
werden.
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IV Personal

Personalhaushalt

Die Personalausgaben stiegen im Jahr 2013 gegeniiber dem Vorjahr um
rd. 1,6 % auf rd. 1.637,6 Mio. €. Das Beschaftigungsvolumen in der
Kernverwaltung verringerte sich um 58 Vollzeiteinheiten. Die Zielzahlen
des Senats sind im Jahr 2014 trotz umfangreicher Zielzahlerh6hungen
wiederum in mehreren Produktpldnen liberschritten worden.

1 Personalausgaben in der bremischen Verwaltung

Die offentliche Verwaltung in Bremen (Land und Stadtgemeinde) setzt
Personal ein in

e der Kernverwaltung (Amter und Ressorts, z. B. Amt fiir StraRen und
Verkehr, Senatorin fur Bildung und Wissenschaft),

e den Sonderhaushalten (z. B. Hochschulen) und

e den Betrieben sowie Anstalten des offentlichen Rechts und Stiftungen
(z. B. Bremer Volkshochschule und Immobilien Bremen).

Mittelbar sind Ausgaben fir Personal auch in Leistungen an Dritte enthal-
ten, die aus dem sonstigen konsumtiven Haushalt finanziert werden. Dabei
handelt es sich beispielsweise um Zuschiisse an Zuwendungsempfanger
und -empfangerinnen, Entgelte an freie Trager und Tragerinnen und
Verlustausgleiche fiir stadtische Beteiligungen.

Der Rechnungshof hat bei seiner Darstellung die Zahlen des Finanzressorts
Ubernommen. Die Zahlen sind um Aus- und Eingliederungseffekte berei-
nigt. Wird z. B. ein Amt in einen Betrieb umgewandelt, werden die Personal-
ausgaben nicht mehr der Kernverwaltung, sondern der Gruppe der Betriebe
zugeordnet. Solche Ausgaben werden deshalb auch riickwirkend aus der
Kernverwaltung herausgerechnet und den Betrieben zugeschlagen. Die
Zahlen weichen aus diesem Grund von den in friheren Jahresberichten
veroffentlichen Daten ab.
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2 Personalausgaben und Beschaftigungsumfang

2.1 Personalausgaben der bremischen Verwaltung

150 Die Personalausgaben setzen sich hauptsachlich aus den Bezliigen und

151
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Entgelten der Beschaftigten, den Versorgungsbeziigen der Personen im
Ruhestand und den Beihilfen zusammen. In der nachfolgenden Grafik ist
dargestellt, wie sich die Personalausgaben von 2003 bis 2013 entwickelten.

Entwicklung der Personalausgaben

1.800

1.700

1.600

1.500
Mio. € 1 400 -
1.300 o
1.200 -

1.100 -

1.000 -
2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Die Personalausgaben wuchsen von rd. 1.429,1 Mio. € im Jahr 2003 auf
rd. 1.637,6 Mio. € im Jahr 2013. Das entspricht einer Zunahme um rd. 14,6 %.
Allein im Jahr 2013 erhohten sich die Personalausgaben gegeniber dem
Vorjahr um rd. 1,6 %. Das ist insbesondere auf die hoheren Versorgungsaus-
gaben zurickzufihren.

In der Kernverwaltung, den Sonderhaushalten sowie den Betrieben, Anstal-
ten und Stiftungen stiegen die Personalausgaben unterschiedlich stark, wie
die folgende Grafik zeigt.
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Personalausgaben nach Verwaltungsbereichen
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In der Kernverwaltung wuchsen die Personalausgaben von rd. 1.076,7 Mio. €
im Jahr 2003 auf rd. 1.191,1 Mio. € im Jahr 2013. Das entspricht einer
Zunahme um rd. 10,6 %. Im Jahr 2013 erhdhten sich die Personalausgaben
gegenliber dem Vorjahr um rd. 0,7 %.

In den Sonderhaushalten - das sind im Wesentlichen die Hochschulen -
stiegen die Personalausgaben von rd. 219,7 Mio. € im Jahr 2003 auf
rd. 275,4 Mio. € im Jahr 2013. Das entspricht einer Zunahme um rd. 25,3 %.
Im Jahr 2013 erhohten sich die Personalausgaben gegenliber dem Vorjahr
um rd. 2,9 %.

Die Personalausgaben der Betriebe, Anstalten und Stiftungen wuchsen von
rd. 132,7 Mio. € im Jahr 2003 auf rd. 171,1 Mio. € im Jahr 2013. Das ent-
spricht einer Zunahme um rd. 28,9 %. Die Personalausgaben erhdhten sich
im Jahr 2013 gegenliber dem Jahr 2012 noch starker als im Vorjahr, namlich
um rd. 5,6 %. Ursachlich hierflir war insbesondere eine Zunahme der Zahl
der Beschaftigten um rd. 3,6 %.
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2.2 Entwicklung in der Kernverwaltung

2.2.1 Verhaltnis der Personalausgaben zu den Gesamtausgaben

Die Personalausgaben in der Kernverwaltung betrugen im Jahr 2013
rd. 1.191,1 Mio. €. Den Anteil der Personalausgaben an den Gesamtausgaben
weist die Personalausgabenquote aus. Die nachfolgende Grafik stellt dar, wie
sich diese Quote von 2003 bis 2013 entwickelte.

Personalausgabenquote
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Die Personalausgabenquote sank im Jahr 2013 gegeniber dem Vorjahr um
0,8 Prozentpunkte auf rd. 26,0 %. Dies ist darauf zurlickzufiihren, dass die
Gesamtausgaben mit 3,7 % erheblich starker als die Personalausgaben mit
0,7 % stiegen.
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2.2.2 Personalausgaben nach Arten

158 In der nachfolgenden Grafik ist dargestellt, wie sich die Bezlige der
Beschaftigten und die Versorgungsbeziige von 2003 bis 2013 entwickelten.

Personalausgaben nach ausgewéhlten Ausgabearten
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159 Die Ausgaben fir die Beziige der Beschaftigten bilden den grofRten Anteil an
den Personalausgaben. Sie erhohten sich von 2003 bis 2013 um rd. 1,7 %
auf rd. 750 Mio. €. Von 2012 auf 2013 stiegen sie um rd. 1,5 Mio. €. Dies
entspricht einer Steigerung von rd. 0,2 %.

160 Die Versorgungsbeziige wuchsen im Zeitraum von 2003 bis 2013 um Uber
90,7 Mio. € auf rd. 369 Mio. €, d. h. um rd. 32,6 %. Im Jahr 2013 stiegen sie
gegenliber dem Vorjahr um rd. 13 Mio. € und damit um rd. 3,7 %. Der Grund
dafir liegt insbesondere in der steigenden Zahl der Versorgungsempfanger-
innen und -empfanger.

161 Zu den Personalausgaben zdhlen auch die Ausgaben fur Beihilfen und Unter-
stlitzungen, die von 2003 bis 2013 um rd. 37,9 % stiegen. Im Jahr 2013 wuch-
sen diese Ausgaben gegenliber dem Vorjahr um rd. 0,8 % auf rd. 56,3 Mio. €.
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2.2.3 Entwicklung des Beschaftigungsvolumens

MalRgeblich fir die Realisierung von Einsparvorgaben ist die Entwicklung
des Beschaftigungsvolumens im Kernbereich ohne die Bertcksichtigung refi-
nanzierter Beschaftigter. Das Beschaftigungsvolumen umfasst die Zahl der
Beschaftigten in Vollzeiteinheiten (VZE). Die nachfolgende Tabelle zeigt die
Entwicklung des Beschaftigungsvolumens von 2003 bis 2013.

Beschaftigungsvolumen 2003 - 2013 in der Kernverwaltung (ohne Refinanzierung)
Jahr VZE Verinderung ggii. Vorjahr
2003 14.985
2004 14.876 -0,7 %

2005 14.615 -1,8 %
2006 14.179 -3,0 %
2007 13.926 -1,8 %
2008 13.792 -1,0 %
2009 13.628 -1,2%
2010 13.722 0,7 %
2011 13.619 -0,8 %
2012 13.462 -1,2%
2013 13.404 -0,4 %

In den letzten zehn Jahren schrumpfte das Beschaftigungsvolumen in der
Kernverwaltung um 1.581 VZE (10,6 %). Ende 2013 betrug es 13.404 VZE,
58 VZE weniger als ein Jahr zuvor. Dies entspricht einem Riickgang um 0,4 %.

Das Einsparziel von 200 VZE - entsprechend rd. 1,5 % - fur das Jahr 2013
wurde damit in der Kernverwaltung nicht erreicht. Das Finanzressort zieht
zur Beurteilung der Einsparungen zusatzlich aber auch die Entwicklung der
temporaren Personalverstarkungsmittel heran. Es handelt sich dabei um
zeitlich befristete Mittel fir Projekte und malRnahmenbezogene Personal-
bedarfe. Dort verminderte sich das Beschaftigungsvolumen um rd. 84 VZE.
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165 Das Finanzressort rechnete zudem rd. 100 VZE aufgrund sog. Kompen-
sationsmaBnahmen in den Bereichen Justiz, Bildung und Polizei auf die
Einsparvorgaben an. Diese Bereiche durften im Jahr 2013 Einsparungen
durch sog. wirkungsgleiche MaRnahmen erbringen, wie die Verlangerung
der Lebensarbeitszeit. Das Beschaftigungsvolumen blieb insofern unver-
andert.

2.2.4 Versorgungsvolumen

166 Das Beschaftigungsvolumen wird in VZE bemessen, da nicht alle Beschaf-
tigten in Vollzeit tatig sind. Dies wird auch beim Versorgungsvolumen
berlicksichtigt, da sich der zeitliche Umfang der friiheren Beschaftigung
auf die Versorgungshohe auswirkt. Die folgende Grafik zeigt, wie sich das
Versorgungsvolumen zwischen 2003 und 2013 entwickelte.

Entwicklung des Versorgungsvolumens
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167 Das Versorgungsvolumen stieg im Jahr 2013 gegenliber 2012 um rd. 1,7 %
auf 7.166 Einheiten. Im Zehnjahreszeitraum von 2003 bis 2013 stieg es um
1.455 Einheiten (25,5 %).
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3 Uberschreitungen der Beschiftigungszielzahl im Jahr 2014

Die Beschaftigungszielzahl driickt den durch das bewilligte Budget ausfinan-
zierten Beschaftigungsumfang in VZE aus. Sie dient der Steuerung und
Kontrolle des Personalbudgets.

Anfang des Jahres 2014 hat der Senat fiir die Mehrzahl der Produktplane
Zielzahlerhohungen in einem Umfang von insgesamt 267 VZE und damit
um rd. 2,0 % beschlossen. Das hat er mit strukturellen Problemen in den
Produktplanen begriindet. Davon profitieren insbesondere der Produktplan
Bildung und die Polizei.

Trotz dieser Zielzahlerhohungen haben zum Jahresende 2014 wiederum
8 von 20 Produktplanen ihre Beschaftigungszielzahl Gberschritten. Die fol-
gende Tabelle zeigt die betroffenen Produktplane.

Zielzahliiberschreitungen 2014 (gemessen am Zielwert)
Produktplan in VZE in %
Inneres 95,4 2,8
Allgemeine Finanzen 15,6 8,3
Justiz 7,7 0,6
Hochschulen und Forschung 3,4 11,0
Senat und Senatskanzlei 3,1 3,1
Kultur 1,4 2,1
Hafen 1,2 1,1
Datenschutz und Informationsfreiheit 0,6 4,6

171 Die in der Tabelle dargestellten Zielzahliiberschreitungen in den genannten

Produktplanen addieren sich auf 128,4 VZE. Werden diejenigen Produkt-
plane dagegen gerechnet, die ihre Beschaftigungszielzahl unterschritten
haben, verbleibt fir die Kernverwaltung eine Zielzahliberschreitung von
32,8 VZE.
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V  Priifungsergebnisse

Besserstellungsverbot bei Zuwendungen

Auch bei mit Zuwendungen geforderten Beteiligungsgesellschaften ist
sicherzustellen, dass deren Beschaftigte nicht besser gestellt sind als ver-
gleichbares Personal des 6ffentlichen Dienstes.

Die Priifung, ob das Besserstellungsverbot eingehalten wird, erfordert
vertiefte Kenntnisse des Personal- und Zuwendungsrechts. Es empfiehlt
sich, mit dieser Priifung moglichst spezialisierte Beschaftigte zu betrauen.

Widerspriichliche Bestimmungen zur Finanzierung von Ausnahmen vom
Besserstellungsverbot machen eine Neuregelung notwendig.

1 Grundlagen des Besserstellungsverbots

Die Freie Hansestadt Bremen gibt Zuschisse in Form von Zuwendungen an
Stellen auBerhalb der Verwaltung, damit Aufgaben erfiillt werden, an denen
die 6ffentliche Hand ein erhebliches Interesse hat. Die ministerielle Zustandig-
keit fur das Zuwendungsrecht und die jahrlichen Zuwendungsberichte liegt
beim Finanzressort.

Die Zuwendungsberichte weisen fir die Jahre 2012 und 2013 jeweils Zuwen-
dungen in einer Hohe von 295 Mio. € aus. Nach Einschatzung des Finanz-
ressorts setzen die Zuwendungsempfanger und -empfangerinnen etwa 80 %
der Zuwendungen fir Personalausgaben ein.

In den §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und den hierzu
erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV-LHO) ist festgelegt, nach welchen
Regeln Zuwendungen zu veranschlagen und abzuwickeln sind. Nach § 17 der
Haushaltsgesetze fir das Jahr 2014 und den VV-LHO zu § 44 LHO dirfen
Zuwendungsempfanger und -empfangerinnen ihre Beschaftigten nicht besser
stellen als vergleichbare Beschaftigte der bremischen Verwaltung. Das galt in
den Vorjahren ebenso. Das Besserstellungsverbot bezieht sich nicht nur auf
die Arbeitsentgelte, sondern auch auf personalbezogene Sachausgaben und
alle Arbeitsbedingungen. Dazu gehoren Arbeitszeiten und Urlaubsanspriiche
genauso wie Urlaubsgeld, Jubilaums- und Sonderzuwendungen. Durch das
Besserstellungverbot sollen Leistungen an Stellen aulRerhalb der bremischen
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Verwaltung auf das notwendige MalRR beschrankt und die wirtschaftliche
Verwendung der Mittel sichergestellt werden.

Der Rechnungshof hat fiir seine Prifung folgende Ressorts ausgewahlt, die
zusammen rd. 95 % des Zuwendungsvolumens des Landes und der Stadt-
gemeinde Bremen vergeben:

e Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,
e Kultur,

e  Wirtschaft, Arbeit und Héfen,

e Bildung und Wissenschaft sowie

e  Umwelt, Bau und Verkehr.

2 Besserstellungsverbot im Zuwendungsverfahren

2.1 Beurteilung von Besserstellungen

Die Ressorts sind als Zuwendungsgeber daflir verantwortlich, das Besser-
stellungsverbot durchzusetzen. Um beurteilen zu kénnen, ob es beachtet
wird, miissen im Einzelfall alle Arbeitsbedingungen in einer Gesamtschau
bewertet werden. Gegentliber dem 6ffentlichen Dienst glinstigere Regelungen
- z. B. geringere Arbeitszeiten - konnen im Ergebnis durch unglinstigere
Regelungen - z. B. weniger Urlaub - im Rahmen desselben Beschaftigungs-
verhaltnisses ausgeglichen werden.

Die Ressorts haben Ubereinstimmend dargelegt, ihnen seien die Organi-
sationen, die Zuwendungen erhalten, i. d. R. schon lange bekannt. Die
Arbeitsbedingungen veranderten sich kaum und entsprachen haufig den
Tarifvertragen fir den offentlichen Dienst oder lagen unterhalb deren
Niveaus. Es bestlinde insofern keine Priifungsnotwendigkeit.

Zwei Ressorts ist bekannt, dass einige Organisationen ihre Beschaftigten
zumindest in Einzelpositionen der Arbeitsbedingungen besserstellen. Nach
ihren Angaben berlicksichtigen sie dies durch einen reduzierten Zuwen-
dungsbetrag.

Einige Ressorts fordern regelmaRig Stellenibersichten sowie Gehaltsun-
terlagen bzw. Arbeitsvertrage an. Allerdings hat sich kein Ressort in der
Lage gesehen, Stellenbewertungen vertieft nachzupriifen, da dies spezielle
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Fachkenntnisse und hohen zeitlichen Aufwand erfordert. Teilweise wurden
aber vorliegende Stellenbewertungen auf Plausibilitat geprift, Externe mit
der Prifung der Eingruppierungen beauftragt oder Eingruppierungskatego-
rien erstellt.

Es ist unabdingbar, Arbeitsbedingungen und Stellenbewertungen umfas-
send und fundiert zu prifen. Daflir missen die Dienststellen, die Giber die
Zuwendungen entscheiden, Uber aussagekraftige Unterlagen verfligen.
Der Rechnungshof hat den Ressorts empfohlen, einen standardisierten
Fragebogen einzusetzen, um die erforderlichen Daten zu erhalten. AuRerdem
sind bei Bedarf Unterlagen wie Arbeitsplatz- oder Aufgabenbeschreibungen
bzw. Arbeitsvertrage anzufordern, damit sich die Eingruppierung der Stellen
beurteilen und Uberprifen lasst. Bei Folgebewilligungen kann die Priifung
auf Veranderungen beim Zuwendungsempfanger oder bei der Zuwendungs-
empfangerin reduziert werden. Das Finanzressort halt dies ebenfalls fir
sinnvoll.

2.2 Besserstellungen bei Beteiligungsgesellschaften

Das Wirtschaftsressort hat fir laufende Zuwendungen an eine Beteili-
gungsgesellschaft weder Stellenibersichten noch Aufgabenbeschreibungen
angefordert. Es hat keine Kenntnisse dariiber, ob die Beschaftigten der
Gesellschaft angemessen bezahlt oder besser gestellt werden als Beschiftigte
der offentlichen Verwaltung. Die Personalkosten der Beteiligungsgesellschaft
sind in voller Hohe als zuwendungsfahig anerkannt und aus Mitteln des bre-
mischen Haushalts finanziert worden.

Das Wirtschaftsressort vertritt die Auffassung, es musse das Besserstellungs-
verbot bei Beteiligungsgesellschaften nicht prifen, da das Finanzressort als
Vertreter der Gesellschafterin den Vertragsgestaltungen bei der Einstellung
von Beschaftigten zugestimmt habe.

Auch bei Beteiligungsgesellschaften sind die Ressorts jedoch gehalten, mit
den fir alle Zuwendungsempfanger und -empfangerinnen geltenden Mal3-
staben zu priifen, ob das Besserstellungsverbot beachtet wird. Die Rolle
Bremens als Gesellschafterin kann Entscheidungen und Uberpriifungen im
Zuwendungsverfahren weder prajudizieren noch tiberflissig machen.

Das Finanzressort teilt diese Auffassung. Zuwendungsgeberin sei nicht die
Freie Hansestadt Bremen in der Rolle als Gesellschafterin, sondern
Zuwendungsgeber sei das Fachressort, das die Zuwendungen an die
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Beteiligungsgesellschaften vergebe. Erhielten Beteiligungsgesellschaften
Zuwendungen, so sei das Zuwendungsrecht zu beachten.

Das Wirtschaftsressort hat demgegeniliber darauf hingewiesen, Beteili-
gungsgesellschaften, Eigenbetriebe oder Stiftungen erhielten durch die
Zuwendungen erganzende Forderungen. Missten die Mittel bei einer Besser-
stellung gekirzt werden, ,ware die Gesellschaft nicht mehr tragfahig”. Da
diese Gesellschaften und Betriebe 6ffentliche Aufgaben durchfiihrten, seien
im bremischen Interesse Losungswege zu finden.

Der Rechnungshof teilt diese Argumentation nicht. Das Verbot von Besser-
stellungen darf nicht mit unterschiedlichen MaRstaben gemessen werden.
Mit Zuwendungen finanziertes Personal darf nicht allein deshalb besser-
gestellt werden, weil es in einer Gesellschaft beschaftigt ist, an der Bremen
beteiligt ist.

3 Ausnahmen vom Besserstellungsverbot

3.1 Begriindung fiir Ausnahmen

In begriindeten Einzelfdllen kann es notwendig sein, dass eine Organisation,
die Zuwendungen erhalt, ihren Beschaftigten bessere Arbeitsbedingungen
bietet, als sie fiir vergleichbare Beschaftigte der 6ffentlichen Verwaltung gel-
ten. Der Zuwendungsgeber oder die Zuwendungsgeberin kann nach dem
dazu vom Finanzressort erlassenen Regelwerk Ausnahmen zulassen, wenn

e Bremen ein aullerordentliches Interesse an der Wahrnehmung der
Aufgaben hat,

e esohne die Besserstellung nicht zu der Zweckerfillung kommt und

e der Zweck auf andere Weise nicht oder nur mit erheblich hoheren
Kosten verwirklicht werden kdnnte.

Nur wenn diese Voraussetzungen insgesamt erfillt sind, ist eine Ausnahme
vom Besserstellungsverbot zuldssig.

Halt das Ressort eine Ausnahme vom Besserstellungsverbot fir vertretbar,
sind die Griinde daflir anhand einer Gegenliberstellung der vom 6ffentlichen
Dienst abweichenden Arbeitsbedingungen zu dokumentieren.
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Das Finanzressort veroffentlicht die Ausnahmen ohne inhaltliche Prifung der
Entscheidungen als Anlage zum Zuwendungsbericht. In der Vergangenheit
begriindeten und dokumentierten die Ressorts Ausnahmen nur in Kurzform,
sodass die Entscheidungen kaum nachvollziehbar waren. Ob die Ausnahmen
nach den Regeln zuldssig waren, war so nicht feststellbar. Inzwischen sind die
Begriindungen, wie sowohl vom Rechnungshof als auch von den Haushalts-
und Finanzausschiissen erbeten, aussagekraftiger geworden.

Der Rechnungshof hat empfohlen, Ausnahmen vom Besserstellungsverbot
grundsatzlich nur unter Beteiligung des Finanzressorts zuzulassen, um die
Vorschriften einheitlich anzuwenden und die Dokumentation sicherzustellen.

Das Finanzressort hat demgegeniiber auf den Grundsatz dezentraler Aufga-
benwahrnehmung verwiesen. Einzig das fiir die Bewilligung zustdndige
Ressort konne fachlich beurteilen, ob eine Ausnahme sachlich angemessen
und vertretbar sei. Das Finanzressort zeichne die Dienst- bzw. Arbeitsver-
trage fur Geschaftsfihrungen mit und seiin die Zustimmung des Aufsichtsrats
oder der Gesellschafterversammlung zu auBertariflichen Arbeitsvertragen
der Eigengesellschaften eingebunden.

Diese Argumentation Uiberzeugt nicht. Die Mitzeichnung des Finanzressorts
im Wege des Beteiligungsmanagements betrifft nur die Geschaftsfiihrungen.
Sie kann die einheitliche Anwendung des Regelwerks fiir Ausnahmen vom
Besserstellungsverbot daher nicht flir alle Beschaftigten sicherstellen.
AuBerdem sind fur die Beurteilung von Ausnahmen spezielle Kenntnisse im
Zuwendungs- und im Tarifrecht notwendig.

3.2 Widerspruch im Regelwerk

AufSer in Fallen ausdriicklich genehmigter Ausnahmen liegt nach § 17 der
Haushaltsgesetze auch dann kein VerstoR gegen das Besserstellungsverbot
vor, wenn die Beschaftigten eines Zuwendungsempfangers oder einer Zu-
wendungsempfangerin aufgrund tarifvertraglicher Regelungen besser
gestellt werden als vergleichbare Beschaftigte der offentlichen Verwaltung.
Allerdings dirfen sich daraus ergebende hohere Personalausgaben nach
dem Regelwerk des Finanzressorts nicht zu hoheren Zuwendungen fiihren.

Demzufolge muissen die sich aus zuldssigen Besserstellungen ergebenden
hoheren Personalausgaben grundsatzlich durch diese Organisationen selbst
erwirtschaftet werden. Andererseits haben sie nach den VV-LHO die
Finanzierung des Zuwendungszwecks zunachst durch eigene Mittel
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sicherzustellen. Die offentliche Forderung hat nur erganzenden Charakter
und ist daher nachrangig.

Diese Regelungen widersprechen sich. Eine Organisation, die Zuwendungen
erhalt, kann Mehrkosten aufgrund von Besserstellungen nicht kompensie-
ren, weil sie alle ihre Mittel vorrangig fir den Zuwendungszweck einsetzen
muss. Bei konsequenter Anwendung der Vorschriften ist es institutionell
geforderten Organisationen nicht moglich, zusatzliche Mittel zu erwirtschaf-
ten, um Besserstellungen zu finanzieren.

Der Rechnungshof halt es fiir dringend erforderlich, das Regelwerk zur Zu-
wendungsfahigkeit von Personalausgaben fiir solche Falle klarzustellen, in
denen Ausnahmen vom Besserstellungsverbot zugelassen werden sollen.

Das Finanzressort hat bestatigt, dass eine Anpassung des Regelwerks notwen-
dig ist. Bei institutionellen Zuwendungen kdnne eine zulassige Besserstellung
aufgrund abweichender tarifvertraglicher Regelungen zu einer héheren Zu-
wendung fuhren. Die Regelungen werde es alsbald anpassen.

4 Organisation der Sachbearbeitung

Weitaus Uberwiegend vergeben die senatorischen Dienststellen die
Zuwendungen. Sie sind fiir deren sachgerechte und wirtschaftliche Bearbei-
tung verantwortlich und haben die Einhaltung des Besserstellungsverbots
sicherzustellen.

In den meisten Ressorts vergeben - z. T. mit Unterstlitzung zentraler
Referate - die Fachreferate die Zuwendungen. So sind beim Senator fir
Wirtschaft, Arbeit und Hafen mehr als 90 Beschaftigte des Hauses mit
Zuwendungsangelegenheiten betraut. Eine zentral zustandige oder spezi-
alisierte Stelle fir die Koordination von Zuwendungsangelegenheiten ist
dort nicht vorhanden. Nur im Bildungsressort ist ausschlieRlich das Haus-
haltsreferat flr die Zuwendungen verantwortlich.

Mehrere Ressorts haben zentrale Handlungsanweisungen und Muster-
bescheide erstellt, um die Sachbearbeitung zu unterstiitzen. In anderen
Ressorts missen die Fachreferate selbst Bescheide fur ihren Bereich ent-
wickeln. Die Ressortbereiche Wirtschaft und Hafen haben vormals zent-
ral entwickelte Muster nicht mehr gepflegt und aktualisiert, obwohl die
Fachreferate teilweise noch darauf zurlickgreifen. Die Fachreferate missen
Uberholte Muster anpassen. Enthalten zentrale Unterlagen Mangel oder
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werden sie uneinheitlich genutzt, steigt die Gefahr von Fehlern in den
Zuwendungsbescheiden.

Nach Eingang des Verwendungsnachweises ist zu priifen, ob er die Anfor-
derungen erfiillt und die Zuwendung zweckentsprechend verwendet wurde.
Diese sog. vereinfachte Verwendungsnachweispriifung erledigen Ublicher-
weise die Beschaftigten, die auch die Antrage bewilligen.

Dariber hinaus sind ausgewahlte Verwendungsnachweise nach einem vom
jeweiligen Ressort festzulegenden Stichprobenverfahren weitergehend zu
prifen. Die VV-LHO zu § 44 LHO setzt dafiir Mindeststandards und verlangt
behorden- und programmspezifische Regelwerke. So sind

e bei der Auswahl von Stichproben die Hohe der Zuwendungen, die bis-
herigen Erfahrungen mit einzelnen Zuwendungsempfangern oder
-empfangerinnen sowie Besonderheiten des Zuwendungsbereichs zu
berlicksichtigen,

e bei wiederkehrenden Zuwendungen Prifungen in angemessenen
Zeitabstanden zu gewahrleisten,

e die Belege und die Zweckerreichung zu prifen und ggf. Erfolgs-
kontrollen durchzufiihren,

e bei Bedarf Erganzungen und Erlauterungen zu verlangen und ortliche
Erhebungen durchzufiihren.

Nicht alle Ressorts haben Regelwerke zur weitergehenden Verwendungs-
nachweisprifung geschaffen. Einige Ressorts verlassen sich allein auf das
Erfahrungswissen ihrer Beschaftigten. Meist fuhren spezialisierte Beschaf-
tigte der Haushaltsreferate die weitergehenden Verwendungsnachweis-
prifungen durch. Beim Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr sowie beim
Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen bearbeiten hingegen ausschlieflich
Beschaftigte der jeweiligen Fachreferate die Zuwendungen.

Der Senat hatte die Ressorts bereits im Jahr 2008 aufgefordert, ein ab-
gestimmtes Verfahren zu entwickeln, um die Einhaltung des Besser-
stellungsverbots einheitlich vertieft zu prifen. Ein wesentliches Ergebnis
wurde nicht erreicht. Auch die erneute Bitte des Senats an die Ressorts im
Jahr 2010, die Prifungen konsequent durchzufihren, hat nicht iberall zu
entsprechenden Regelungen gefiihrt.
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Die Priifung und Uberwachung des Besserstellungsverbots ist vielschichtig
und anspruchsvoll. Der Rechnungshof hat daher empfohlen,

e moglichst spezialisierte Beschaftigte, die vertiefte Kenntnisse ent-
weder selbst besitzen oder, z. B. durch die regelhafte Beteiligung des
Personalreferats, abrufen konnen, mit der weitergehenden Verwen-
dungsnachweisprifung zu befassen,

e zu prifen, inwieweit zur Qualitatssicherung und zur Verminderung
der Korruptionsgefahr mit weitergehenden Verwendungsnachweis-
prifungen andere Beschaftigte betraut werden kdnnen als diejenigen,
die schon die Zuwendungen bewilligt haben,

e eine koordinierende Stelle je Ressort oder ggf. je Produktplan damit
zu betrauen, ressortspezifische Handlungsanweisungen und Musterbe-
scheide zur Verflgung zu stellen und zu aktualisieren,

e Regelwerke fiir die vertiefte Prifung von Verwendungsnachweisen zu
schaffen, weil das Erfahrungswissen der Beschaftigten allein nicht
ausreicht,

e zeitnah Handlungshilfen, Musterbescheide und sonstige Hilfestellungen
unter inhaltlicher Federfliihrung des Finanzressorts zu standardisieren
und sich dabei an Best-Practice-Beispielen aus einem bremenweiten
Vergleich zu orientieren.

Das Finanzressort halt das fir Ausnahmen geltende Regelwerk und die
Hilfestellung durch die in der Zuwendungsdatenbank ZEBRA hinterlegten
Dokumente und Unterlagen flr ausreichend. Da aus ZEBRA heraus die
Zuwendungsbescheide nach den durch die Ressorts angepassten spezifi-
schen Anforderungen und Vorgaben erstellt wirden, habe es darauf ver-
zichtet, einen Musterbescheid bereitzustellen. Acht Nachwuchskrafte seien
eingestellt und den Ressorts zugewiesen worden, um die Zuwendungs-
sachbearbeitung dort zu unterstitzen. Diese Nachwuchskrafte wirden
umfangreich geschult und mit dem Zuwendungsrecht vertraut gemacht.

Ungeachtet der bereits getroffenen Malinahmen wiirde der Rechnungshof
- wie auch einige Ressorts - weitere libergreifende Handlungshilfen durch das
Finanzressort begriilen. Ressortspezifische Besonderheiten kénnten darin
so weit wie moglich beriicksichtigt und ggf. in der Dokumentenverwaltung
von ZEBRA hinterlegt werden.

Rechnungshof Bremen Jahresbericht 2015 - Land



208

209

210

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Entscheidungsgrundlage

Unterlagen zur Vorbereitung von Entscheidungen iiber finanzwirksame
MaRnahmen sind nur dann aussagekraftig, wenn sie Informationen liber
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung enthalten, insbesondere iiber Erfolgs-
faktoren und alternative Losungsmaoglichkeiten.

1 Vorlagen fiir finanzwirksame MaRnahmen

Wirtschaftliches Handeln ist fiir eine effiziente Verwaltung unabdingbar. Aus
diesem Grund schreibt § 7 LHO fir alle finanzwirksamen MalRnahmen ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor. Finanzwirksam sind alle
Malinahmen, die Einnahmen und Ausgaben des Haushalts unmittelbar oder
mittelbar beeinflussen.

Seit Oktober 2010 ist Vorlagen, die der Vorbereitung von Entscheidungen
Uber finanzwirksame MaRnahmen in politischen Gremien dienen, ein
Formular mit der Bezeichnung ,Ubersicht (iber die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung” beizufiigen (Anlage 3 zur VV-LHO zu § 7 LHO).
Das Formular soll neben der Beschreibung der MalRnahme mit einzel- oder
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen Angaben enthalten

e zur Berechnungsmethode,

e zum Betrachtungszeitraum,

e  zu Alternativen fiir die Umsetzung,

e  zu Zeitpunkten fir die Erfolgskontrolle und

e zu Kriterien fur die Erfolgsmessung.

Der Rechnungshof hat 85 Vorlagen fiir finanzwirksame MaRBnahmen aus den
Jahren 2013 und 2014 geprift, die den Haushalts- und Finanzausschiissen
(HaFA) zugeleitet worden waren. Einen Schwerpunkt hat er auf die Frage
gelegt, ob das beizufligende Formular vollstandige und aussagekraftige
Informationen enthielt. Darliber hinaus hat er sein Augenmerk darauf gerich-
tet, ob eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgefihrt und der Vorlage
beigefligt worden war.
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2 Ubersicht liber die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

211 Die folgende Grafik zeigt, inwieweit den Vorlagen das Formular ,Ubersicht
Uber die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung” beigefligt war und ob ihm die
notwendigen Angaben zu entnehmen waren.

Auswertung

Ubersicht
(Anlage 3) beigefugt

Alternativen benannt K}

zutreffende
Berechnungsmethode

Zeitpunkte der )
Erfolgskontrolle genannt

geeignete
Zielkennzahlen benannt

Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung beigefiigt

1 1 1 1 1
| -
B
-
N
[(e}
(&)

Anzahl g 10 20 30 40 50 60 70 80

m Kriterien erfiillt Gesamt

212 In lediglich 50 von 85 Vorlagen fligte das fachlich zustandige Ressort das
Formular ,Ubersicht tiber die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei.

213 Angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen umfassen i. d. R. einen
Vergleich alternativer Losungsmoglichkeiten. Die fachlich zustandigen
Ressorts stellten jedoch nurin 35 Vorlagen mogliche Alternativen dar. Wurde
keine Alternative benannt, fehlte auch eine Aussage dazu, ob der Status quo
aufrechterhalten werden konnte.

214 Im Jahr 2010 verringerte das Finanzressort in den VV-LHO zu § 7 LHO die
Zahl der zuldassigen Methoden fir einzelwirtschaftliche Berechnungen deut-
lich auf zwei statische und ein dynamisches Verfahren. Die Entscheidung,
welche Berechnungsmethode fiir die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu
einer finanzwirksamen Malinahme geeignet ist, hangt u. a. davon ab, ob
innerhalb des Betrachtungszeitraums die Ausgaben jahrlich gleichmaRig
anfallen oder ob sie schwanken. Grundsatzlichist fir Berechnungen miteinem
Betrachtungszeitraum von mehr als einem Jahr die Barwertmethode heran-
zuziehen. Die Kostenvergleichsrechnung als statische Berechnungsmethode
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ist nur in Ausnahmefallen anzuwenden. Lediglich in 29 Fallen hatten die fach-
lich zustandigen Ressorts die richtige Berechnungsmethode angewendet. In
12 Fallen hatten sie zwar eine Berechnung vorgelegt, jedoch mit einer dafiir
ungeeigneten Methode gerechnet.

Die Benennung messbarer - und damit hinreichend konkret beschriebener -
Ziele ist eine wesentliche Voraussetzung flir Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen. Nach VV-LHO Nr. 2.1 zu & 7 LHO ist mit der begleitenden
Erfolgskontrolle zu Giberprifen, inwieweit die mit der MaBnahme verfolgten
Ziele voraussichtlich erreicht werden. Bei der abschlieBenden Erfolgskon-
trolle wird dann die Planung mit der tatsachlichen Umsetzung endgiltig ver-
glichen. Zudem sind von vornherein sowohl Zeitpunkte fur die begleitende
Erfolgskontrolle als auch fir die abschlieRende Erfolgskontrolle festzulegen.
Sowohl Uber die begleitende als auch Uber die abschlieRende Erfolgskon-
trolle sind nach VV-LHO Nr. 2.5.2 zu § 7 LHO die Gremien zu unterrichten.

Es ist unabdingbar, die Ziele mit geeigneten Kennzahlen zu hinterlegen, um
den Erfolg einer MalRnahme beurteilen zu kdnnen. Mit Hilfe von Kennzahlen
kann ohne aufwendige Berechnungen eingeschatzt werden, ob die mit einer
MaRnahme verbundenen Ziele voraussichtlich erreicht werden oder bereits
erreicht worden sind. Bei nennenswerten Abweichungen vom Plan obliegt
es der Verwaltung, genauere Erhebungen anzustellen und erforderlichen-
falls Gegensteuerungsmalinahmen einzuleiten.

Nur in wenigen Fallen enthielten die Vorlagen Angaben zu Zeitpunkten fir
Erfolgskontrollen und zu geeigneten Kennzahlen fiir die Erfolgsmessung.
Zeitpunkte fur Erfolgskontrollen legte die Verwaltung in 18 Fallen fest. Ziel-
kennzahlen fir die Messung des Erfolgs wurden lediglich fiir 14 Mallnahmen
benannt. Das Finanzressort hat mittlerweile das Formular in Bezug auf die
Ziele detaillierter ausgestaltet.

3 Fehlende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

Nur in 41 von 85 Fallen fiihrten die fachlich zustandigen Ressorts eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung durch, obwohl dies in allen Fallen geboten
gewesen ware. Lediglich in 23 Fallen fligten die Fachressorts den HaFA-
Vorlagen - wie vorgeschrieben - auch die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
bei. Soweit sie fehlte, liel sich den Vorlagen nicht entnehmen, ob und ggf.
wo sie eingesehen werden konnte.

In 24 Fallen bat die Verwaltung die HaFA um Verpflichtungsermachtigungen.
Damit werden Verbindlichkeiten fur die Zukunft begriindet, sodass es sich
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dabei um finanzwirksame Malinahmen handelt. Gleichwohl hatten in 16
dieser Falle die fachlich zustandigen Ressorts die notwendige Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung nicht durchgefiihrt.

Die Wirtschaftlichkeit einer MalBnahme ist erneut zu untersuchen,
wenn ihre Planung erheblich verandert wird. Beispielsweise bei Baumal-
nahmen gilt nach § 54 Abs. 1 S. 2 LHO, dass bei Baugebinn vorlie-
gende Berechnungen von den in § 24 LHO bezeichneten Unterlagen
nur insoweit abweichen diirfen, als die Anderung nicht erheblich ist.
Kostenliberschreitungen von 10 % bzw. 50.000 € sind stets erheblich
(vgl. VV-LHO Nr. 1.2 zu § 54 LHO). Da Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
nach den Vorschriften zwingend vorzulegen sind, missen die Berechnungen
bei erheblichen Plananderungen aktualisiert werden. Gerade bei lang-
jahrigen Projekten muss die Verwaltung immer wieder Uberprifen, ob
die urspringlich zugrunde gelegten Rahmenbedingungen noch bestehen.
Um darauf verstarkt hinzuwirken, hat das Finanzressort im Februar 2015
insoweit eine ausdriickliche Klarstellung in die VV-LHO aufgenommen.

4 Priifung der Ressortentwiirfe durch das Finanzressort

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen obliegen denfachlich zustandigen Ressorts,
die vor Befassung der HaFA ihre Vorlagen dem Finanzressort zuleiten. Dort
gibt es fur die einzelnen Ressortbereiche jeweils ein sog. Spiegelreferat.

Der Rechnungshof hat empfohlen, vor der Zuleitung der Vorlagen an die
HaFA zumindest anhand einer Vollstandigkeits- und Plausibilitatsprifung in
den Spiegelreferaten darauf zu achten, dass die entscheidungsrelevanten
Informationen Uber die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den Vorlagen
enthalten sind. Diese Referate sollten insbesondere priifen, ob das fachlich
zustandige Ressort eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung fir eine finanz-
wirksame MaRnahme durchgefiihrt, dariiber in der Ubersicht umfassend
informiert und die Berechnung beigefiigt hat.

Das Finanzressort hat dies zugesagt. Es hat darliber hinaus zugesichert, dass
seine Spiegelreferate gegeniber den Ressorts darauf hinwirken, den
Gremienvorlagen fir alle finanzwirksamen MaBnahmen mindestens die
ausgefiillte Ubersicht beizufiigen. Zudem will es dafiir sorgen, dass praxis-
nahe Fortbildungen des Aus- und Fortbildungszentrums zum Thema
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen mehr genutzt und die Inhalte der
Fortbildung noch starker an den VV-LHO orientiert werden.
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Inneres

Dienstsport bei Feuerwehr und Polizei Bremen

Dienstzeitvergiitungen fiir das Erreichen sportlicher Leistungsziele sind
ebenso wenig vertretbar wie die Teilnahme von Nichtvollzugskraften am
Dienstsport wahrend der Dienstzeit.

Die Ausiibung des Dienstsports bei Feuerwehr und Polizei Bremen bedarf
angesichts dadurch verursachter Dienstunfille verstarkter Vorgaben und
Auswertung durch die jeweilige Leitungsebene.

1 Dienstsport

Dienstsport tragt dazu bei, dass Vollzugskrdfte der Feuerwehr und der
Polizei den Anforderungen an die korperliche Leistungsfahigkeit und
Belastbarkeit gerecht werden, die Grundlagen der Feuerwehr- und Polizei-
diensttauglichkeit sind.

Bereits im Jahr 2006 hatte der Rechnungshof den Dienstsport bei der
Polizei und Feuerwehr geprift. Er hatte insbesondere auf die dafiir fehlende
Konzeption hingewiesen, Anregungen zur Durchfiihrung von Leistungs-
und Erfolgskontrollen gegeben sowie das Risiko dienstsportbedingter
Dienstunfalle - auch im Zusammenhang mit der hohen Unfallgefahr bestimm-
ter Sportarten - verdeutlicht (vgl. Jahresbericht 2007 - Land -, Tz. 405 ff.).

2 Feuerwehrsport

Die Feuerwehr Bremen hat ihr Sportangebot fir die Vollzugskrafte des
Einsatzdienstes weitgehend verpflichtend in die Dienstpldane integriert.
Vorgaben zum Dienstsport enthalten die Wachdienstordnung sowie ein-
zelne Regelungen der Feuerwehr Bremen fiir den Einsatzdienst, fiir den sog.
Tagesdienst - z. B. in der Stabstelle - sowie flr Nicht-Vollzugskrafte.

Der Dienstsport findet in der Bereitschaftszeit grundsatzlich auf dem
Gelande der jeweiligen Feuerwachen statt. Damit die Einsatzbereitschaft
gewahrt bleibt, muss die Feuerwehr- und Rettungsleitstelle zustimmen,
wenn Dienstsport auBerhalb der Feuerwachen betrieben werden soll.
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Nach Auskunft der Feuerwehr Bremen nimmt jede Vollzugskraft wochent-
lich hochstens 70 Minuten am Dienstsport teil. Der zeitliche Umfang redu-
ziere sich jedoch um etwa 30 %, weil das Einsatzgeschehen Dienstsport nicht
immer zulasse.

Da Krafte im Tagesdienst regelmafig und bei Bedarf auch Einsatzdienst leisten
mussen, dirfen sie ebenfalls wahrend der Dienstzeit wochentlich bis zu
90 Minuten Sport treiben. Die Feuerwehr Bremen hat diese Regelung zum
Zweck der Gesundheitsvorsorge auch auf ihre Nicht-Vollzugskrafte ausge-
weitet.

Es ist nachvollziehbar, dass auch Kraften des Tagesdienstes, die regelmaRig
im Einsatzdienst korperlich belastet werden, eine Teilnahme am Dienstsport
ermoglicht wird. Der Rechnungshof hat die Feuerwehr Bremen jedoch gebe-
ten, darauf hinzuwirken, dass der zeitliche Rahmen dafiir das Ausmafl des im
Einsatzdienst tatsachlich ausgeulbten Sports nicht Gibersteigt.

Nicht-Vollzugskrafte der Feuerwehr nehmen demgegentiber keine dienst-
lichen Funktionen wahr, die eine den Vollzugskraften vergleichbare kor-
perliche Leistungsfahigkeit verlangen. Die Moglichkeit, Sport wahrend der
Dienstzeit zu treiben, stellt Verwaltungskrafte der Feuerwehr besser als alle
anderen Nicht-Vollzugskrafte des offentlichen Dienstes. Der Rechnungshof
halt es fur geboten, Dienstsport innerhalb der Dienstzeit ausschlieflich
Vollzugskraften zu ermoglichen. Er hat die Feuerwehr Bremen aufgefordert,
Dienstsport fur Nicht-Vollzugskrafte innerhalb der Dienstzeit nicht mehr
zuzulassen.

Das Ressort hat mitgeteilt, Krafte des Tagesdienstes betrieben tatsachlich
nicht mehr Sport innerhalb ihrer Dienstzeit als Krafte des Einsatzdienstes.
Die Ausweitung des Dienstsports auf Nicht-Vollzugskrafte beruhe als Ergeb-
nis der Arbeitsgruppe ,Betriebliches Gesundheitsmanagement” auf der
,Dienstvereinbarung zum Gesundheitsmanagement im bremischen 6ffent-
lichen Dienst”. Die Leitung der Feuerwehr bewerte sie als gesundheitsfor-
dernde MalBnahme im Sinne dieser Dienstvereinbarung.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Gleichbehandlung von Kraften des
Einsatz- und Tagesdienstes im Regelwerk zu verankern. Er hat das Ressort ge-
beten, auf die Feuerwehr einzuwirken, die nicht vertretbare Besserstellung
der Nicht-Vollzugskrafte der Feuerwehr Bremen gegentiber anderen Beschaf-
tigten der allgemeinen Verwaltung zu beenden.
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3 Polizeisport

3.1 Gesundheits- und Praventionssport

Die Polizei Bremen hatte in einer Dienstanweisung sowohl den allgemeinen
als auch den einsatzbezogenen (z. B. Selbstverteidigungstechniken trainie-
renden) Dienstsport geregelt. Aullerdem hatte die Polizei eine Dienstver-
einbarung mit dem Personalrat zum sog. Gesundheits- und Praventionssport
geschlossen. Um die Regelungen von Dienstanweisung und Dienstverein-
barung zu harmonisieren, hat die Polizei im Februar 2015 ihre Dienstanwei-
sung, die den Gesundheits- und Praventionssport integriert, neu gefasst. Die
Dienstanweisung beruht auf einem Erlass des Ressorts.

Um die Gesundheit ihrer Beschaftigten zu erhalten und deren gesunde
Lebensfihrung zu férdern, bietet die Polizei Bremen die Moglichkeit, Akti-
vitaten des Gesundheits- und Praventionssports wahrend der Dienstzeit
auszuliben.

In der neu gefassten Dienstanweisung ist der Gesundheits- und Praventions-
sport dem allgemeinen Dienstsport weitgehend gleichgestellt worden. So
hat die Polizei insbesondere

e das Zeitbudget fiir die Ausiibung des Gesundheits- und Praventions-
sports von bisher monatlich 6,5 Stunden auf 4 Stunden begrenzt, sodass
diese flir den allgemeinen Dienstsport geltende Zeitobergrenze auch fiir
den Gesundheits- und Praventionssport eingehalten wird und

e Regelungen flr Entspannungsiibungen entfallen lassen, die bisher auch
Aktivitaten mit ,Wellness-Charakter”, wie ,lachen”, ,richtig essen” oder
,Kurzschlaf“ ermoglichten.

DerRechnungshofhilt diese Anderungen fiir sachgerecht. Er hatte das Ressort
insbesondere darauf hingewiesen, dass sich die bisher fiir den Gesund-
heits- und Praventionssport monatlich zusatzlich zur Verfligung gestellten
2,5 Dienststunden zu einem Potenzial von jahrlich 70.000 Stunden summiert
hatten, wenn alle Vollzugskrafte sie in Anspruch genommen hatten. Dies
hatte einem rechnerischen Stellenpotenzial von rd. 43 VZE im Gegenwert
von jahrlich rd. 2,4 Mio. € entsprochen.
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3.2 Organisation des Dienstsports

Anders als die Feuerwehr hat die Polizei Bremen den Dienstsport nicht in
Dienstpldane integriert, sodass die Vollzugskrafte Auswahl und Nutzung der
Dienstsportangebote selbst bestimmen kdénnen. Die Sportbildungsstatte der
Polizei bietet Sport unter sachkundiger Ubungsleitung an. Daneben besteht
die Moglichkeit, dass Angehorige der Polizei eigenverantwortlich - auch
allein - Dienstsport treiben. Der Anteil des selbstorganisierten Sports tber-
steigt den Anteil der von der Sportbildungsstatte geplanten und durchge-
flihrten Sportveranstaltungen deutlich.

Die Polizei Uberpriift weder den zeitlichen Umfang und die Qualitat selbst-
organisierter Sportveranstaltungen noch die Zahl anwesender Teilnehmer
und Teilnehmerinnen. Deshalb ist es ihr nicht moéglich, Ausrichtung und
Praxis solcher Aktivitaten im Wege einer Erfolgskontrolle an den Zielen des
Dienstsportes zu messen. Fehlentwicklungen, die insbesondere bei mini-
maler Teilnehmerzahl nicht auszuschlieRen sind, lassen sich daher kaum
korrigieren.

Die fur Polizeivollzugskrafte bestehende Maoglichkeit, Dienstsport eigenver-
antwortlich zu organisieren und auszuliben, erfordert eine starkere fach-
liche Begleitung als bisher und ein angemessenes Mal3 an Dienstaufsicht. So
lassen sich Fehlentwicklungen erkennen und vermeiden.

Der Rechnungshof hat die Polizei gebeten, Sportangebote im Wege einer
Erfolgskontrolle mit den Zielen des Dienstsportes abzugleichen, hierfir not-
wendige Daten, z. B. Teilnahmequoten, laufend zu erheben und selbstorga-
nisierten Dienstsport eng zu begleiten.

Das Ressort hat dargelegt, der hohe Anteil eigenstandig durchgefiihrter
sportlicher Aktivitdaten sei auch Sparzwangen geschuldet. Die gleichzeitige
Abwesenheit mehrerer Polizeivollzugskrafte eines Dienstblocks sei nicht
immer realisierbar. Darliber hinaus sei jede Polizeivollzugskraft durch ihr
Studium bzw. ihre Ausbildung befahigt, ihre korperliche Leistungsfahigkeit
auch ohne explizite Anleitung zu erhalten. Dienstaufsicht, Erfolgskontrollen
und die Auswertung von Teilnahmequoten fanden derzeit Uber Leistungs-
nachweise in ausreichendem Mal3 statt. Das Ressort werte die Leistungsnach-
weise regelmaRig aus und nutze gewonnene Erkenntnisse flir Optimierungen.
Daten Uber Teilnahmequoten und den zeitlichen Umfang sportlicher Aktivi-
taten lagen bereits vor.

Allein die Auswertung von Leistungsnachweisen wird den Anforderungen
aber schon deshalb nicht gerecht, weil die Nachweise nur alle zwei Jahre
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zu erbringen sind. Daten, die iber eine Auswertung der Leistungsnachweise
hinausgehen, sind dem Rechnungshof wahrend seiner ortlichen Erhebungen
nicht vorgelegt worden.

3.3 Leistungsnachweise

Polizeivollzugskrafte haben ihre kdrperliche Leistungsfahigkeit alle zwei Jahre
nachzuweisen. Anders als Feuerwehrleute erhalten sie dafiir eine Zeit-
gutschrift, die nach der neuen Dienstanweisung von bisher 8 auf 24 Stunden
ausgeweitet worden ist. Aullerdem wird die Zeitgutschrift, die zu drei freien
Tagen innerhalb von zwei Jahren flihrt, nicht mehr von bestimmten externen
Leistungsnachweisen abhangig gemacht, z. B. dem Erwerb des Deutschen
Sportabzeichens. Die Neuregelung folgt dem Erlass des Ressorts.

Wirden kiinftig alle Polizeivollzugskrafte ihre kdrperliche Leistungsfahigkeit
durch einen Leistungsnachweis zeitgerecht dokumentieren, ware dies mit
Zeitgutschriften in Hohe von jahrlich Giber 24.700 Stunden verbunden. Dies
wirde rechnerisch einem Stellenvolumen von rd. 15 VZE im Gegenwert von
jahrlich rd. 830 T€ entsprechen.

Es ist grundsatzlich nicht vertretbar, die Erflllung der ohnehin bestehenden
Dienstpflichten zum Erhalt und zum Nachweis der korperlichen Leistungs-
fahigkeit Uber die Anrechnung von Sportzeiten als Dienstzeit hinaus mit
Stundenverglitungen zu belohnen. Auch die Belastung der Polizei Bremen
mit derzeit rd. 300.000 Uberstunden, ihr laufend tiberschrittenes Personal-
ausgabenbudget, die Sparzwange eines Haushaltsnotlagelandes sowie der
Vergleich mit den Regelungen fiir Vollzugskrafte der Feuerwehr Bremen spre-
chen dagegen, Leistungsnachweise zusatzlich zu honorieren. Ausnahmen
lieRen sich allenfalls dann rechtfertigen, wenn Leistungsnachweise Zusatz-
nutzen fir den Polizeivollzugsdienst dokumentierten, die Uber die dienst-
rechtlich nachzuweisende korperliche Leistungsfahigkeit hinausgingen. Ein
solcher Zusatznutzen kdnnte beispielsweise angenommen werden, wenn
Vollzugskrafte die Anforderungen des Deutschen Rettungsschwimmab-
zeichens erfillen.

Der Rechnungshof hat Ressort und Polizei Bremen aufgefordert, das
Bestehen von Leistungstiberprifungen grundsatzlich nicht mehr mit Stun-
denverglitungen zu belohnen.

Das Ressort hat darauf hingewiesen, die Unterschiede zum Schichtsystem
der Feuerwehr erforderten es, den Erhalt der kérperlichen Leistungsfahigkeit
der Polizeivollzugskrafte mit anderen Mitteln zu unterstiitzen. Allein die
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Teilnahme am Dienstsport reiche nicht aus, um die erhéhten Anforderungen
an die korperliche Leistungsfahigkeit im Vollzugsdienst zu erfiillen. Die Stun-
denvergitung sei insofern als Anreizsystem zu verstehen, das zu bewahren
und weiterzuentwickeln sei.

Diese Argumentation vermag schon deshalb nicht zu iberzeugen, weil jede
Beamtin und jeder Beamte verpflichtet ist, die Dienstfahigkeit in vollem
Umfang selbst zu erhalten. Wertet das Ressort Stundenvergiitungen fir zu
erbringende Leistungsnachweise als Ausgleich fiir in der Freizeit betriebenen
Sport, stellt es Vollzugskrafte besser als andere Beamtinnen und Beamte,
denen ein solcher Ausgleich nicht zugebilligt wird. Die Notwendigkeit eines
Anreizes steht (iberdies im Widerspruch zum vorgeschriebenen Leistungs-
nachweis. Polizeivollzugskrafte haben - anders als alle anderen Beschaftigten
des allgemeinen Verwaltungsdienstes - die Moglichkeit, vier Stunden monat-
lich Dienstsport in der Dienstzeit zu betreiben. Zusatzliche Anreize fir die
Erfillung der Pflicht, sich dienstfahig zu halten, sind auch angesichts des
dadurch verursachten Aufwands nicht vertretbar.

4 Unfalle beim Dienstsport

In den Jahren 2012 und 2013 kam es bei der Feuerwehr Bremen zu insge-
samt 124 Dienstunfallen, von denen etwa ein Drittel mit dem Dienstsport
zusammenhing. Allein dieses Drittel flhrte zu insgesamt Gber 700 Fehltagen.
Rd. 90 % der sportbedingten Dienstunfdlle ereigneten sich bei schnellen
Ballsportarten wie Ful3- und Volleyball.

Die Polizei Bremen wertet die Zahl der durch Dienstsport verursachten Aus-
falltage nicht detailliert aus, sodass sie keine Angaben zur Hohe des durch
sportbedingte Dienstunfalle verursachten Aufwands machen kann. Auf
Nachfrage hat sie ermittelt, dass es in den Jahren 2012 und 2013 zu
28 bzw. 17 Unféllen durch schnelle Ball- und Mannschaftssportarten ge-
kommen ist. Dies entspricht etwa der Halfte der insgesamt beim nicht ein-
satzbezogenen Dienstsport zu verzeichnenden Dienstunfille.

Der Rechnungshof hat sowohl der Feuerwehr als auch der Polizei Bremen em-
pfohlen, angesichts der hohen Anteile ballsportbedingter Dienstunfalle ver-
letzungstrachtige Sportarten im Dienstsport nicht mehr zuzulassen, da sich
die darauf zuriickzufliihrenden Fehltage letztlich auch auf die zur Verfligung
stehende Personalkapazitat auswirken. Er hat ferner gefordert, dass auch die
Polizei Dienstunfalle beim allgemeinen Dienstsport und dadurch verursachte
Ausfalltage laufend auswertet.
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Das Ressort hat mitgeteilt, die Polizei entscheide anhand der Zahl der Dienst-
unfadlle einmal jahrlich Gber sich daraus ergebende Handlungsbedarfe. Die
Zahl der durch nicht einsatzbezogenen Dienstsport verursachten Unfdlle sehe
das Ressort im Verhaltnis zur Zahl der Polizeikrafte als gering an, werde Daten
Uber verursachte Fehltage aber erheben lassen. Schnelle Ballsportarten
trainierten viele der erforderlichen kérperlichen Fahigkeiten gleichzeitig, for-
derten den Teamgeist, seien bei den Beamtinnen und Beamten sehr beliebt
und motivierten zur Teilnahme am Dienstsport. Daher sei ein Ausschluss
nicht sinnvoll. Die Feuerwehr werde darauf hinwirken, diese Sportarten
weniger und kontrollierter auszuliben.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass eine sachgerechte Abwagung
auch fir die Polizei voraussetzt, dass die durch schnelle Ballsportarten ver-
ursachten Fehltage erhoben und bewertet werden. Bis dahin ist es erforder-
lich, auf die Minimierung der Risiken hinzuwirken, so wie es die Feuerwehr
zugesagt hat.
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Justiz

Zuwendungen durch das Justizressort

Das Justizressort finanziert auch solche Zuwendungen, die andere
Ressorts im Wege der Kooperation bearbeiten. Um dabei einheitliche
Bearbeitungsstandards zu erreichen, empfiehlt es sich, die Zustandigkeit
und die Verantwortung fiir den Mitteleinsatz bei dem Ressort zu biindeln,
das fachlich iiberwiegend betroffen ist.

1 Zuwendungen durch das Justizressort

Nach § 23 LHO sind Zuwendungen freiwillige staatliche Geldleistungen
zur Erflllung bestimmter, im erheblichen 6ffentlichen Interesse liegender
Zwecke durch Stellen aullerhalb der bremischen Verwaltung. Das Justiz-
ressort fordert z. B. MalRinahmen zur Unterstltzung inhaftierter Personen
oder zur Gewalt- und Kriminalitatspravention durch Dritte und hat dafir in
den Jahren 2012 und 2013 rd. 1,4 Mio. € jahrlich aufgewendet. Es kooperiert
mit anderen Stellen, wie dem Sozial-, Innen- oder Kulturressort. Dabei bear-
beitet teilweise nur eine Stelle das Zuwendungsverfahren, obwohl die Mittel
aus den Etats verschiedener Ressorts stammen.

Der Rechnungshof hat geprift, ob das Justizressort in der Zuwendungspraxis
die Vorgaben der LHO sowie der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften
(VV-LHO) beachtet. Er hat das Verfahren von der Antrags- bis zur Verwen-
dungsnachweisprifung untersucht und dabei Kooperationen des Justiz-
ressorts mit anderen Ressorts einbezogen, die an der Forderung beteiligt
waren.

2 Zuwendungspraxis

2.1 Antragspriifung

Fur die Forderung eines Projekts oder einer Institution mit einer Zuwendung
ist grundsatzlich ein schriftlicher Antrag erforderlich, dem Unterlagen wie
MaRnahmebeschreibungen oder Kostenaufstellungen beizufiigen sind. Dem
Ressort als Zuwendungsgeber obliegt die Priifung dieser Unterlagen.

Einzelne Prufschritte hat das Justizressort nicht immer sorgfiltig genug
bearbeitet. So hat es Zuwendungen bewilligt, ohne dass Antragsunterlagen
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vollstandig vorgelegen haben. Ferner hat es nach Aktenlage verschiedene
Ausgabenpositionen nicht weiter hinterfragt, obwohl dazu - etwa aufgrund
nicht erlauterter Zuschlage zu Personalausgaben - Anlass bestanden hatte.
Nach den Vorschriften ist u. a. die Angemessenheit der beantragten Zuwen-
dung zu prifen. Wird der Sachverhalt nicht ausreichend geklart, birgt dies
die Gefahr, dass unangemessen hohe Ausgaben als zuwendungsfahig aner-
kannt und spater nicht oder nur mit hohem Arbeitsaufwand zuriickgefordert
werden kdnnen.

Das Ressort will kiinftig darauf achten, dass Antragsunterlagen vollstandig
vorliegen. Die vom Rechnungshof beschriebenen Fille seien schon bei der
Antragsprifung geklart worden, z. B. weil Informationen aus friheren For-
derzeitrdumen zur Verfligung gestanden hatten. Der Rechnungshof weist
darauf hin, dass dies hinreichend hatte dokumentiert werden mussen.

2.2 Bescheide und Mittelanforderungen

Nach positivem Abschluss der Antragsprifung erldsst das Justizressort oder
das kooperierende Ressort einen Zuwendungsbescheid, der die getroffene
Forderentscheidung inhaltlich hinreichend prazise enthalten muss. Nach
dessen Bestandskraft kann der Zuwendungsnehmer die bewilligten Mittel
abrufen, wobei es fiir den Zuwendungsgeber erkennbar sein muss, wofr,
wann und in welcher Héhe die Mittel verwendet werden sollen.

Mittelanforderungen haben in verschiedenen Fallen zwar die angeforderte
Summe, jedoch keine Informationen zur vorgesehenen Verwendung der
Mittel enthalten. Das Justizressort hat Zahlungen geleistet, ohne erganzende
Informationen anzufordern. lhm haben damit wesentliche Informationen
gefehlt, um z. B. Grund, Angemessenheit und Zeitpunkt der vorgesehenen
Mittelverwendung beurteilen und zu hohe bzw. zu frihe Abrufe vermeiden
zu kénnen.

Das Justizressort hat erldutert, wesentliche Informationen teilweise nicht
den Mittelanforderungen, sondern den Antragsdaten entnommen zu haben.
Es habe seine Praxis nunmehr gedndert und fordere notwendige Informa-
tionen von den Zuwendungsempfangern ab.

2.3 Priifung der Verwendungsnachweise

Uber die Verwendung der abgerufenen Mittel muss ein sachlicher und
zahlenmaRiger Nachweis vorgelegt werden, der anschlielend zu prifen ist.
Als Ergebnis einer Verwendungsnachweisprifung kann es zur Riickforderung
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von abgerufenen Mitteln kommen, z. B. wenn sie zweckwidrig verwendet
worden sind.

Fur die Prafung hat der Zuwendungsgeber nach der VV-LHO zu § 44 LHO
zu regeln, in welchen Fallen und mit welchen Malistdben eine vertiefte
Verwendungsnachweisprifung durchzufiihren ist. Das Justizressort verflgte
nicht Uber eine solche Regelung. Der Rechnungshof hat gebeten, dies zu
andern.

Von den Zuwendungsempfangern vorgelegte Sachberichte haben in Einzel-
fallen Zweifel begriindet, die aufzuklaren gewesen waren und ggf. eine
vertiefte Priifung erfordert hatten. Auch zahlenmaRige Nachweise haben
Anlass gegeben, z. B. HOhe oder Grund von Ausgaben zu hinterfragen. Dies
gilt sowohl fur Verwendungsnachweispriifungen durch das Justizressort
als auch durch kooperierende Ressorts. Nachfragen des Justizressorts zu
Sachberichten oder zu zahlenmaRigen Nachweisen waren jedoch nur ver-
einzelt dokumentiert.

Eine Verwendungsnachweisprifung gentgt nur dann den Vorschriften, wenn
sie keine Fragen offen lasst. Der Rechnungshof hat das Ressort aufgefordert,
Verwendungsnachweisprifungen den Regeln entsprechend durchzufihren.

Das Justizressort hat mitgeteilt, inzwischen die Durchfiihrung vertiefter
Zuwendungsprifungen geregelt zu haben. Hinsichtlich festgestellter Mangel
bei der Verwendungsnachweisprifung kooperierender Ressorts hat das
Justizressort auf deren Verantwortung verwiesen.

3 Kooperationen mit anderen Ressorts

Nach den VV-LHO ,,soll die Bewilligung in geeigneten Fallen nur durch eine
Behorde erfolgen, wenn fir eine Einrichtung oder ein Vorhaben ausnahms-
weise von mehreren Stellen der Freien Hansestadt Bremen Zuwendungen
bewilligt werden”. Dabei haben die beteiligten Stellen zuvor Einvernehmen
Uber die im Zuwendungsverfahren durchzufiihrenden Schritte herbeizufih-
ren. Vereinbarungen im Sinne eines Einvernehmens hat das Justizressort
jedoch nicht durchgehend dokumentiert. Dies erschwert es dem Ressort,
sich im Bedarfsfall auf verabredete einheitliche Bearbeitungsstandards zu
berufen oder diese Standards von anderen einzufordern.

Fir das Justizressort waren in allen Phasen der Zuwendungsabwicklung
durch kooperierende Ressorts Mangel erkennbar. So haben Ressorts

e Ausgabepositionen ohne sachliche Bezeichnung anerkannt,
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e Verwendungsnachweise nicht hinterfragt, aus denen sich ergab, dass
allein in den letzten drei Werktagen des Forderzeitraums Gegenstdande
beschafft worden waren, die im Forderzeitraum kaum noch genutzt
werden konnten,

e Ausgaben anerkannt, deren Forderung nicht vertretbar war.

Die Verpflichtung zum wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz eigener
Ressourcen gebietet es dem finanzierenden Ressort, Mangeln auch bei der
Abwicklung von Zuwendungen durch kooperierende Stellen nachzugehen.
Solche Nachfragen hat das Justizressort nicht durchgehend dokumentiert.

Das Justizressort hat erklart, es sei nicht fiir die Kontrolle der Zuwendungs-
abwicklung kooperierender Ressorts verantwortlich. Bei einheitlichen Mal3-
staben und konsequenter Zuwendungsbearbeitung sei eine gegenseitige
Kontrolle nicht notwendig. Gleichwohl sehe es Abstimmungsbedarf - auch
um einen einheitlichen Bearbeitungsstandard zu erreichen.

Die Verantwortung kooperierender Ressorts kann kein Grund sein, auf
erkennbare Mangel nicht zu reagieren. Die festgestellten offenkundigen
Mangel belegen gerade, dass keine einheitlichen MaRstabe bei der Zuwen-
dungsbearbeitung angelegt worden sind. Die derzeitige Kooperations-
praxis birgt das Risiko, dass Mittel des Justizressorts nicht den Vorschriften
entsprechend bewirtschaftet werden, ohne dass es darauf Einfluss nimmt.

Um dieses Risiko zu verringern sowie die Verantwortung fiir die Aufgabe und
fir die eingesetzten Ressourcen zusammenzufihren, hat der Rechnungshof
dem Justizressort empfohlen, die derzeitigen Kooperationen aufzulosen
und die Forderung vollstéandig demjenigen Ressort zuzuordnen, in dessen
Aufgabenbereich die Zuwendung Uberwiegend fallt. Erforderliche Haus-
haltsmittel konnten zwischen den Ressorts verlagert werden. Der
Rechnungshof hat das Justizressort aufgefordert, gemeinsam mit den bisher
kooperierenden Ressorts und der Senatorin fir Finanzen die notwendigen
Schritte einzuleiten, um die Zustandigkeit fiir die betroffenen Zuwendungen
neu zu ordnen.

Das Justizressort will dem nicht folgen und an der bisherigen Praxis fest-
halten. Es verweist darauf, dass im Falle einer Férderung durch kooperie-
rende Ressorts Uberwiegend unterschiedliche Zwecke verfolgt werden.
Es bewertet den Verlust der Fachaufsicht und Ressourcenverantwortung
eines der beteiligten Ressorts als nachteilig fur die Aufgabenerfillung. Der
Verwaltungsaufwand wiirde sich nicht entscheidend verringern, da sich die
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Anforderungen an die Leistungen der Zuwendungsempfanger unter fach-
lichen Gesichtspunkten anderten. Diese Leistungen mdussten fortlaufend
evaluiert werden.

Der Rechnungshof teilt die Beflirchtung des Justizressorts nicht. Angesichts
der festgestellten Mangel ist es angezeigt, die Verantwortung fiir die Auf-
gaben und daflr eingesetzte Ressourcen zusammenzufiihren. Fachliche
Abstimmungsbedarfe, die derzeit fiir jede einzelne Zuwendung anfallen,
wirden so lediglich bei der Verlagerung von Haushaltsmitteln entstehen.
Um Nachteile fur die Aufgabenerfillung bereits im Vorfeld weitgehend zu
vermeiden, missten die beteiligten Ressorts ihre Ziele, Anforderungen und
fachlichen Schwerpunkte schon friihzeitig einbringen. Zudem ergaben sich
fur die jeweilige Zuwendung zwangslaufig einheitliche Bearbeitungsstan-
dards, die lediglich von einer Stelle zu verantworten waren. Der Aufwand
fur das sonst herzustellende Einvernehmen (s. Tz. 268) oder fiir gebotene
Nachfragen bei kooperierenden Ressorts entfiele.

Sollte es gleichwohl bei der bisherigen Arbeitsteilung bleiben, ist es Aufgabe
des federfiihrenden Ressorts, fir eine den Vorschriften entsprechende
Bearbeitung des gesamten Zuwendungsvorgangs durch alle Beteiligten zu
sorgen. Der Aufwand dafir, dauerhaft einheitliche Bearbeitungsstandards
zu gewabhrleisten, dirfte aber kaum geringer sein als der Aufwand fiir die
fachliche Abstimmung bei der Zusammenfihrung von Aufgaben- und
Ressourcenverantwortung.
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Wissenschaft

Gewahrung von Leistungsbeziigen an der Universitat Bremen

Die Universitat Bremen hat Lehrenden in der W-Besoldung Leistungsbeziige
bewilligt, ohne die hierfiir erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen
durchgehend einzuhalten. Dies hat zu hohen Mehrausgaben gefiihrt.

Es ist unangemessen, fiir dieselbe Leistung doppelte Vergiinstigungen zu
gewdhren.

Mit der Einflihrung der W-Besoldung sind bei der Universitat im Vergleich
zur C-Besoldung erhebliche Mehrausgaben entstanden. Es ist erforderlich,
die Personalkostenplanung sowie das Controlling zu verbessern.

1 Leistungsbeziige fiir Professorinnen und Professoren

Im Jahr 2002 wurde das Verglitungssystem fiir Professorinnen und
Professoren an deutschen Hochschulen von der Besoldungsordnung C auf
die Besoldungsordnung W umgestellt. Danach setzen sich die Bezlige der
Hochschullehrenden aus einem altersunabhangigen Grundgehalt und varia-
blen Leistungsbeziigen zusammen.

Die Bewilligung von Leistungsbezligen ist auf der Grundlage des Bremischen
Besoldungsgesetzes abschlieend in der Hochschul-Leistungsbezligeverord-
nung (BremHLBV) sowie der Ordnung der Universitat fir die Vergabe
von Leistungsbeziigen und Forschungs- und Lehrzulagen fiir Hochschul-
bedienstete (Leistungsbezligeordnung) geregelt. Leistungsbeziige konnen
u. a. aus Anlass einer Berufungs- oder Bleibeverhandlung, fiir besondere
Leistungen in Forschung und Lehre sowie dann gezahlt werden, wenn
Lehrende an der Universitat besondere Funktionen ausiben, z. B. als Dekanin
oder Dekan.

Die Universitat Bremen (Universitdat) gab in den Jahren 2011 bis 2013
fir 208 Professorinnen und Professoren in der W-Besoldung (ohne
Juniorprofessuren) rd. 40,2 Mio. € aus. Davon entfielen rd. 11,3 Mio. €
(rd. 28 %) auf Leistungsbezlige. Der Rechnungshof hat Leistungsbezlige im
Umfang von insgesamt rd. 5,4 Mio. € gepriift, die 73 Professorinnen und
Professoren in diesen Jahren erhalten hatten.
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2

VerstoRe bei der Bewilligung von Leistungsbeziigen

280 Die Universitat verstiel? bei der Bewilligung von Leistungsbeziigen vielfach
gegen die Vorgaben der BremHLBV und der Leistungsbezligeordnung:

84

In 29 der 70 gepriften Falle, in denen Berufungsleistungsbeziige ausge-
handelt worden waren, anderte die Universitat diese nach der Berufung,
teilweise auch wiederholt. Berufungsleistungsbeziige dirfen aber nach
Abschluss der Berufungsverhandlungen nicht mehr gedandert werden.
Die fehlerhafte Rechtsanwendung flihrte zu Mehrausgaben der Univer-
sitat von rd. 568 T€.

Soweit die Bezlige bei der Berufung mit Leistungsvereinbarungen ver-
knlpft worden waren, Gberprifte die Universitat nicht regelmalig, ob
die Lehrenden die in der Leistungsvereinbarung festgelegten Leistungen
erbracht und dartber berichtet hatten.

In den gepriften Fallen gewahrte die Universitat besondere Leistungs-
bezlige allen Professorinnen und Professoren, die dies beantragt hatten.
In 44 der 52 Falle mit besonderen Leistungsbeziigen bewilligte die
Universitat die erste von fiinf moglichen Stufen der besonderen Leis-
tungsbezlige, obwohl die Professorinnen und Professoren noch keine
zwei Jahre nach der W-Besoldung bezahlt worden waren. Besondere
Leistungen missen jedoch in der Regel GUber mehrere Jahre erbracht
worden sein und erheblich Gber dem Durchschnitt liegen, um Leistungs-
bezlige erhalten zu kénnen.

Allen Folgeantragen auf Bewilligung der zweiten und dritten Stufe von
besonderen Leistungsbeziigen entsprach die Universitat zum friihest-
moglichen Zeitpunkt. In 23 der 52 Fille, in denen besondere Leistungs-
beziige gezahlt worden waren, war anhand der Antragsunterlagen nicht
erkennbar, ob die Voraussetzungen flir besondere Leistungsbeziige
Uberhaupt vorgelegen hatten.

In 17 Fallen hatten die Professorinnen und Professoren in den Antragen
auf besondere Leistungsbezlige auch Leistungen aufgefiihrt, fiir die
ihnen zuvor bereits Berufungsleistungsbeziige bewilligt worden waren.
In sieben dieser Falle erhielten die Lehrenden fiir dieselbe Leistung
sowohl Berufungsleistungsbeziige als auch besondere Leistungsbeziige.

Die Universitat zahlte an die Lehrenden in elf der gepriiften Falle insge-
samt rd. 221 T€ Bleibeleistungsbeziige. In sieben dieser Fille war den
Personalakten nicht nachvollziehbar zu enthnehmen, ob die Professo-
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rinnen oder Professoren einen Ruf an eine andere Hochschule oder ein
alternatives Arbeitsangebot erhalten hatten. Voraussetzung der Bewil-
ligung von Bleibeleistungsbeziigen ist jedoch, dass die Professorin oder
der Professor das Einstellungsinteresse eines anderen Dienstherrn oder
Arbeitgebers glaubhaft macht.

Der Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert, Leistungsbeziige nur zu
gewdhren, wenn die Voraussetzungen erfillt sind. Die jeweiligen
Entscheidungen sind nachvollziehbar zu dokumentieren. Doppelhonorier-
ungen sind auszuschlieRen.

Das Ressort unterstiitzt die Forderung des Rechnungshofs. Die Universitat
hat mitgeteilt, sie habe das Verfahren bereits verandert und halte nunmehr
die rechtlichen Anforderungen ein. lhre Leistungsbezligeordnung habe sie
ebenfalls bereits Giberarbeitet.

3 LehrermaRigungen neben Funktionsleistungsbeziigen

Im Jahr 2013 gewahrte die Universitat in 41 der gepriften Falle Professo-
rinnen und Professoren Funktionsleistungsbeziige von rd. 234 T€ und erma-
Rigte dariiber hinausdie Lehrverpflichtung dieser Hochschullehrenden jeweils
im hochstmoglichen Umfang um insgesamt 175 Semesterwochenstunden.
In welcher Hohe Ausgaben entstanden, um den Ausfall von Lehre auf-
grund der ErmaRigungen zu kompensieren, ermittelte die Universitat nicht.
Waren die aufgrund der bewilligten LehrermaRigungen entfallenen Semes-
terwochenstunden durch gesondert zu vergiitende Honorarkrafte erteilt
worden, hatte dies jahrlich zu Ausgaben zwischen 105 T€ und 255 T€ gefihrt.

Die BremHLBV sieht an anderer Stelle Regelungen zum Ausschluss
von Doppelhonorierungen fir dieselbe Leistung vor. So ist z. B. die
Kombination von Forschungs- und Lehrzulagen mit LehrermaRigungen nach
§ 6 Abs. 1 S. 2 BremHLBV unzuldssig. Besondere Leistungsbeziige dirfen
ebenfalls nicht mit anderen Vergltungen fiir dieselbe Leistung kombiniert
werden (§ 4 Abs. 1 S. 3 und S. 4 BremHLBV). Da fiir Funktionsleistungsbeziige
nichts anderes gelten kann, ist insoweit eine Anderung der Rechtslage erfor-
derlich. Der Rechnungshof hat daher die Universitat und das Ressort auf-
gefordert, eine Regelung zu treffen, die eine Doppelhonorierung zukiinftig
ausschlief3t.

Dagegen haben Universitdat und Ressort Ubereinstimmend eingewandt,
es handele sich hierbei nicht um eine Doppelhonorierung. Die Funk-
tionsleistungsbeziige honorierten, dass die Lehrenden sehr komplexe
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Managementaufgaben Uberndhmen und eine grofle Verantwortung tri-
gen. Daneben versetze die Stundenreduktion die Lehrenden in die Lage,
die Funktion zeitlich wahrzunehmen. Zudem schranke die Ubernahme einer
Funktion das wissenschaftliche Engagement der Professorinnen und Profes-
soren ein. Es sei zunehmend schwer, Personen dafiir zu gewinnen, solche
Funktionen zu Ubernehmen. Das Ressort beabsichtige daher gegenwartig
nicht, die Rechtslage zu andern.

Die Argumente Uberzeugen nicht. Fiir eine Universitat als Kérperschaft mit
dem Recht zur Selbstverwaltung ist das Engagement ihrer Mitglieder fir
damit verbundene Aufgaben unverzichtbar. Es muss daher zum Selbst-
verstandnis der Angehorigen einer Universitdat gehoren, voribergehend
Aufgaben der Selbstverwaltung zu (ibernehmen. Deshalb ist es unangemes-
sen, solche Tatigkeiten sogar zweifach - sowohl mit Lehrermafigung als auch
mit Geld - im jeweils hochstzuldassigen Umfang zu honorieren.

Die Zahlung von Funktionsleistungsbeziigen deckt den Aufwand, der mit der
Ubernahme einer Funktion verbunden ist, insgesamt ab. Mit der Ubernahme
von Verantwortung ist stets Zeitaufwand verbunden, so dass eine
Doppelhonorierung nicht vertretbar ist.

Nach den Hochschulleistungs-Beziigeverordnungen mehrerer Lander sind bei
der Bemessung von Funktionsleistungsbeziigen gleichzeitige ErmaRigungen
der Lehrverpflichtung mindernd zu bericksichtigen. Der Rechnungshof halt
mindestens eine solche Anrechnung der Verglinstigungen aufeinander fir
geboten. Dazu bedarf es einer Anderung der Leistungsbeziigeordnung, die
eine mehrfache Honorierung derselben Tatigkeit ausschliel3t.

4 Kontrolle der korrekten Auszahlung der Personalausgaben

Hat die Universitat Leistungsbeziige bewilligt, Gbersendet sie der zentralen
Abrechnungsstelle Performa Nord (Performa) eine schriftliche Zahlungs-
anweisung. Im Gegenzug erhadlt die Universitat lediglich Angaben Uber die
monatlichen Gesamtausgaben je Personalfall ohne Differenzierung nach Art
der Leistungsbeziige. Damit kann die Universitat nur mit hohem Aufwand
priifen, ob Performa die Zahlungsanweisungen korrekt umgesetzt hat. Von
Einzelfallen abgesehen unterblieb deshalb die Prifung.

In zwei vom Rechnungshof Gberpriften Fallen entging der Universitat daher,
dass Hochschullehrende hohere Leistungsbezlige erhielten als die Universitat
ihnen zuvor bewilligt hatte. In einem dieser Falle hatte Performa in den
Jahren 2011 bis 2013 rd. 28 T€ zu viel Gehalt ausgezahlt.
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Es bedarf eines Verfahrens, mit dem sichergestellt werden kann, dass nur
bewilligte Leistungsbeziige ausbezahlt werden. Der Rechnungshof hat die
Universitat aufgefordert, mit Performa einen Weg zur Verbesserung des
Rickmeldeverfahrens fir die angewiesenen Zahlungen zu finden.

Das Wissenschaftsressort hat sich dieser Position angeschlossen und der
Universitat angeboten, sie bei der Verbesserung der Situation zu unter-
stlitzen. Die Universitat hat mitgeteilt, sie sehe sich nicht in der Lage, die
monatlichen Auszahlungen mit den getatigten Zahlungsanweisungen abzu-
gleichen. Sie arbeite jedoch derzeit zusammen mit Performa daran, das
Rickmeldeverfahren zu verbessern.

Dartiber hinaus hat der Rechnungshof die Universitdat gebeten zu prifen,
ob Ersatzanspriiche bestehen. Die Universitat hat mitgeteilt, sie prife der-
zeit etwaige Ruckforderungsanspriiche gegeniiber den Hochschullehrenden
sowie Ersatzanspriiche gegeniber Performa.

5 Personalkostenplanung

Die Universitat erstellte zuletzt im Jahr 2009 eine Prognose Uber die Aus-
gaben fur Leistungsbezlige im Jahr 2012. Ein Vergleich der Prognose mit
der tatsachlichen Entwicklung zeigt, dass die tatsachlichen Ausgaben im
Jahr 2012 bereits rd. 1,2 Mio. € hoher lagen als erwartet. Die im Vergleich zur
Prognose um mehr als 10 % hoheren Ausgaben sind sowohl auf die hohere
Anzahl von Professorinnen und Professoren in der W-Besoldung als auch
auf den Umfang der gewahrten Leistungsbeziige zurtickzufiihren. Hatte die
Universitat noch Leistungsbeziige von jahrlich rd. 16 T€ pro Person prognos-
tiziert, so lagen die tatsachlichen Betrage im Jahr 2012 bei rd. 21,5 T€.

Die Datengrundlage fiir das Controlling der Leistungsbeziige erstellt die Uni-
versitat manuell. Dieses Verfahren bindet umfangreiche Personalressourcen,
ist fehleranfallig und liefert letztendlich keine zuverldssige Datenbasis.
Ohne belastbare Grundlage lasst sich die kinftige Entwicklung der Perso-
nalausgaben nicht abschatzen und realistisch in den Globalhaushalt der
Universitat einplanen. Viele Professorinnen und Professoren der Universitat
werden kinftig hohere Leistungsstufen erreichen. Lehrende, die zzt. noch
Beziige nach der Besoldungsordnung C erhalten, werden altersbedingt aus
ihrer Berufstatigkeit ausscheiden. Samtlichen Neueinstellungen liegt die
Besoldungsordnung W zugrunde. Sowohl die Anzahl der Lehrenden in der
W-Besoldung als auch die Hohe der nach dieser Besoldungsordnung zu zah-
lenden Leistungsbezliige wird daher weiter ansteigen. Einer zuverlassigen
Datenbasis kommt kiinftig somit noch groRere Bedeutung zu.
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Der Rechnungshof hat angeregt, mit dem Finanzressort Mdoglichkeiten zu
erortern, ob und ggf. in welcher Form die im Personalverwaltungssystem
enthaltenen Daten fir Controllingzwecke der Universitdt ausgewer-
tet werden konnen. Zudem hat er die Universitat aufgefordert, ihre
Personalkostenplanung der Entwicklung der Leistungsbeziige anzupassen.

Die Universitat hat mitgeteilt, sie habe nunmehr die manuell gefiihrte Liste
der Leistungsbeziige durch eine automatische Auswertung der monatlichen
Bezligearten ersetzt und damit die Datenbasis fir das Controlling verbes-
sert. Zu der Forderung, die Personalkostenplanung der Entwicklung der
Leistungsbezlige anzupassen, hat die Unversitat sich nicht gedulSert.

6 Hohere Personalausgaben durch die W-Besoldung

Auf Basis der Daten des Finanzressorts lagen die durchschnittlichen Personal-
ausgaben in der W-Besoldung flr das Jahr 2013 um rd. 3.030 € pro Person
hoher als die durchschnittlichen Ausgaben in der C-Besoldung. In der jeweils
hochsten Besoldungsgruppe W 3 bzw. C 4 waren die Ausgaben fiir die nach
W 3 besoldeten Personen sogar um rd. 6.862 € hoher als flr nach C 4 besol-
dete Personen. Insgesamt hat die W-Besoldung im Jahr 2013 zu hdhe-
ren Personalausgaben von rd. 598 T€ geflihrt. Langfristig wird sich dieser
Wert aufgrund der wachsenden Leistungsbezlige sowie der steigenden Zahl
von Professorinnen und Professoren in der W-Besoldung weiter erhdohen
(s. Tz. 294).

Das Wissenschaftsressort bewilligt der Universitat jahrlich Personal-, Sach-
und Investitionsausgaben mit einem festen Gesamtbetrag. Diesen Gesamt-
betrag kann die Universitat eigenverantwortlich bewirtschaften. Die u. a.
durch die Auszahlung von Leistungsbezligen steigenden Personalausgaben
binden Mittel, die flir notwendige Sach- und Investitionsausgaben nicht
mehr zur Verfliigung stehen.

Uber die Bewilligung von Leistungsbeziigen entscheidet die Universitat.
Ungeachtet dessen bleibt es Aufgabe des Ressorts, die Ausgabenentwicklung
der Universitat zu begleiten, um Haushaltsrisiken abschatzen und ihnen
rechtzeitig entgegensteuern zu kénnen. Die Aufnahme von Vorgaben zur
Personalkostenentwicklung in die Ziel- und Leistungsvereinbarung zwischen
dem Wissenschaftsressort und der Universitat konnte ein erster Schritt dazu
sein.

Die Universitat hat darauf hingewiesen, dass in der Berechnung der
Ausgabensteigerung durch die W-Besoldung auch die Ausgaben fir
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27 Kooperationsprofessuren und sieben Funktionsleistungsbezlige ent-
halten seien. Diese wirden jeweils durch auBeruniversitare Forschungs-
institute erstattet. Zudem sei die Besoldung dieser Leitungskrafte deut-
lich durch die Besoldungsbestandteile fir Leitungsfunktionen in den auler-
universitaren Forschungsinstituten gepragt.

302 Selbst wenn die von der Universitat geltend gemachten Betrage herausge-
rechnet werden, sind die Personalausgaben fir die W-Besoldung im Jahr
2013 um durchschnittlich rd. 1.730 € pro Person hoher als die Ausgaben fiir
die C-Besoldung. Das macht insgesamt immer noch rd. 283 T€ Mehrkosten
aus.
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Wissenschaft

Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung einer Forschungseinrichtung

Die Universitat unterhalt seit 2008 eine Forschungseinrichtung, die nach
dem Hochschulgesamtplan nicht mehr vorgesehen ist. Die hierfiir jahrlich
aufgewandten Mittel in Hohe von rd. 1,4 Mio. € belasten den Global-
haushalt der Universitat.

Die Forschungseinrichtung hat Dienstleistungen fiir Dritte zum Teil nicht
kostendeckend oder sogar unentgeltlich erbracht.

1 Forschungseinrichtung als zentrale Betriebseinheit

Forschungseinrichtungen der Universitat werden u. a. als zentrale Betriebs-
einheiten gefiihrt und sind damit Teil der Universitat. In einer dieser
Forschungseinrichtungen beschaftigt die Universitat 23 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit insgesamt rd. 21 Vollzeitstellen. Neben Leistungen in
Forschung und Lehre erbringt die Forschungseinrichtung Dienstleistungen
fir Dritte. Die Universitatsleitung schliel3t fiir die Forschungseinrichtung z. B.
Drittmittel- oder Lizenzvertrage ab. Die zentrale Verwaltung der Universitat
Ubernimmt die Sachbearbeitung der Drittmittelprojekte und Lizenzen sowie
zentrale Aufgaben der Finanzbuchhaltung. Sachausgaben sowie ein Teil der
Einnahmen werden dezentral in der Forschungseinrichtung verbucht und
digital in die Finanzbuchhaltung der Universitat eingepflegt.

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen beschlieSt in einem mehrjahrigen
Hochschulgesamtplan die wissenschaftliche Ausrichtung der Hochschulen
des Landes fiir einen bestimmten Zeitraum. Auf dieser Basis erstellt die
Universitat einen Entwicklungsplan fiir ihre fachliche und strukturelle
Ausrichtung. Wahrend der im Jahr 2003 fiir die Jahre 2005 bis 2010 erstellte
Hochschulgesamtplan die Forschungseinrichtung noch als ,kooperierende
Einrichtung” eines an der Universitat bestehenden Forschungsschwerpunkts
auswies, wurde sie im Jahr 2007 im neugefassten Plan nicht mehr erwahnt.
Dennoch betreibt die Universitat den Forschungsbereich weiter.

Uber ihr vom Wissenschaftsressort zur Verfiigung gestelltes Budget kann die
Universitat frei verfigen. Seit 2008 erhalt sie fur die Forschungseinrich-
tung keine finanziellen Mittel mehr. Die Kosten fiir den auBerhalb des
Hochschulgesamtplans liegenden Betrieb des Forschungsbereichs belasteten
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den Haushalt der Universitat in den Jahren 2011 bis 2013 mit knapp
4,2 Mio. €. Die Universitat hat seit dem zweiten Halbjahr 2013 verstarkt ver-
sucht, Losungen dafiir zu finden. Sie hat dazu vor allem Budgetvorgaben
fur die Betriebskosten gemacht. Der Rechnungshof hat die Haushalts- und
Wirtschaftsfihrung der Einrichtung in den Jahren 2011 bis 2013 gepriift.

2 Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung

2.1 Steuerung und Controlling

Die Ertrage der Forschungseinrichtung sanken von zunachst rd. 735 T€ im
Jahr 2011 auf rd. 499 T€ im Jahr 2012. Im Jahr 2013 stiegen sie zwar wieder
auf rd. 669 T€ an. Dabei entfielen aber allein rd. 199 T€ auf ein einziges
Drittmittelprojekt, das bis Februar 2015 befristet war. Die Universitat ver-
saumte es, Griinde fur die Schwankungen der Ertrage zu analysieren und
MalRnahmen zu ergreifen, um ihnen entgegenzuwirken.

Die Universitat vertritt die Auffassung, Schwankungen bei den Ertrdagen
von Forschungseinrichtungen seien systemimmanent. Drittmitteleinnah-
men hingen von der Bewilligung der mittelgebenden Stelle ab, sodass solche
Einnahmen nur begrenzt steuerbar seien.

Die Ertrage schwankten nach den Feststellungen des Rechnungshofs aber
nicht aufgrund unterschiedlicher Zufllisse von Drittmitteln, sondern wegen
nicht konstanter Ertrage fiir erbrachte Dienstleistungen. Die Ursachen hier-
flr hatte die Universitat analysieren mussen.

Bei der Steuerungihrer zentralen Betriebseinheiten hat die Universitat sicher-
zustellen, dass die mit der Forschungseinrichtung verfolgten fachlichen und
finanziellen Ziele erreicht werden. Zu den Steuerungsinstrumenten gehort
eine Kostenrechnung.

Die Kostenrechnung der Universitat liefert jedoch bis heute keine Erkennt-
nisse darlber, welche Ertrage und Kosten die Forschungseinrichtung in ihren
einzelnen Tatigkeitsbereichen erzielt. Griinde dafiir sind folgende Mangel in
der Finanzbuchhaltung, die sich in der Kostenrechnung auswirken:

e  Zwar richtete die Universitat fiur das Controlling der zentralen Betriebs-
einheit jeweils eine Kostenstelle flir den Forschungsbereich und eine fiir
den Dienstleistungsbereich ein. Die Forschungseinrichtung ordnet ihre
Buchungen jedoch nicht konsequent diesen Kostenstellen zu. Anhand
der Kostenrechnung ist daher nicht erkennbar, in welchem Umfang die
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beiden Bereiche die Forschungseinrichtung und damit die Universitat
finanziell belasten.

e Zudem lassen sich in der Kostenrechnung die Umsatze nicht einzelnen
Auftraggeberinnen und Auftraggebern zuordnen. Damitist eine betriebs-
wirtschaftliche Bewertung einzelner Auftrage nicht moglich.

e Die Universitat ordnete die Personalausgaben einzelner Beschaftigter
Drittmittelprojekten zu, die nicht existierten, und erweckte damit den
Anschein, diese Ausgaben waren refinanziert. Eine Mittelzusage eines
externen Dritten lag in diesen Fallen jedoch nicht vor, sodass den gebuch-
ten Personalkosten keine Ertrage gegenlberstanden.

Der Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert, dafiir zu sorgen, dass
den Bereichen Geschaftsvorfille korrekt zugeordnet werden, damit deren
Auswirkungen in der Kostenrechnung transparent sind. Personalausgaben
sind nur dann einem Drittmittelprojekt zuzuordnen, wenn es tatsachlich
stattfindet und die Mittelzusage eines externen Dritten vorliegt.

Die Universitat hat Mangel in der Finanzbuchhaltung eingeraumt und zuge-
sagt zu prifen, inwieweit diese Mangel behoben werden kénnen. Sie hat
jedoch darauf hingewiesen, die kaufmannische Verantwortung fiir die zen-
trale Betriebseinheit liege bei der Forschungseinrichtung. Deren Leitung
habe Uber die Betriebskosten zu entscheiden und die Entgelte zu kalkulie-
ren, die fir Leistungen an Dritte erhoben werden.

Dem ist entgegenzuhalten, dass der Kanzler der Universitat als Beauftragter
fir den Haushalt fur die ordnungsgemalie Haushaltsfiihrung der Universitat
verantwortlich ist. Zwar kann er nach § 9 Abs. 2 LHO die bei der Bewirtschaf-
tung von Einnahmen und Ausgaben anfallenden Aufgaben delegieren, seine
Verantwortlichkeit flir die Haushaltsfihrung hingegen nicht. Delegiert die
oder der Beauftragte fir den Haushalt Aufgaben der Bewirtschaftung, hat
sie oder er deren ordnungsgemalie Erfiillung mit organisatorischen Mal3-
nahmen sicherzustellen.

2.2 Einnahmen aus Dienstleistungen

Die Forschungseinrichtung erzielte im gepriiften Zeitraum Einnahmen aus
Dienstleistungen in Hohe von rd. 1.343 T€. In der nachfolgenden Tabelle
ist dargestellt, wie sich die Einnahmen aus verschiedenen Dienstleistungen
zusammensetzten.
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Einnahmen 2011 bis 2013, in T€
2011 2012 2013 Summe

Dienstleistungen flr eine Praxis aus:

Kooperationsvereinbarung 437 330 186 953
Nutzungsvereinbarung 8 5 5 18
Beratungsleistungen fiir private Dritte 2 2 4 8
Dlgnstlelstunge"n fur Gbrige 60 61 243 364
Leistungsempfanger

Gesamt 507 398 438 1.343

Die Einnahmen stammten im Wesentlichen aus der Zusammenarbeit mit
einer freiberuflichen Praxis. Die Universitat hatte mit ihr eine Koopera-
tionsvereinbarung abgeschlossen, nach der die Praxis Laborplatze, Einrich-
tungen und Material der Forschungseinrichtung gegen Entgelt nutzen durfte.
Die Einnahmen aus dieser Vereinbarung verringerten sich zwischen 2011
und 2013 um mehr als die Halfte. Die genauen Ursachen fiir diesen Rlickgang
waren nicht feststellbar, weil die Forschungseinrichtung ihre Leistungen der
Praxis nicht nachvollziehbar in Rechnung gestellt hatte. Die Universitat hatte
mit der Praxis kein Leistungsentgelt fir die von der Forschungseinrichtung
zu erbringenden Leistungen vereinbart. Sie hatte auch nicht geprift, wie
hoch ein solches Entgelt hatte sein mussen, um ihre Kosten zu decken.
AulRerdem zog die Forschungseinrichtung ohne nachvollziehbaren Grund
in den Abrechnungen Betrage ab. Diese Abzlge fihrten fir die Universitat in
den Jahren 2011 bis 2013 zu geringeren Einnahmen in Hohe von rd. 152 T€.

Die Universitat ist dazu verpflichtet, Einnahmen vollstandig zu erheben.
Daher hatte sie sicherstellen missen, dass die fir die Praxis erbrachten
Leistungen vollstandig abgerechnet und die Vergltungen eingenommen wer-
den. Der Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert, die Abrechnungen
der vergangenen Jahre auf Nachforderungsanspriiche zu Uberprifen. Die
Universitat hat das zugesagt.

Fur die Nutzung der Raume zahlte die Praxis bis 2011 ein jahrliches Nutzungs-
entgelt von rd. 8 T€. Seit dem 1. Januar 2012 betragt das Nutzungsentgelt
aufgrund einer geringeren genutzten Flache rd. 5 T€. Das vereinbarte
Nutzungsentgelt lag unterhalb des Preises, den die Entgeltordnung der Uni-
versitat vorsieht. Danach ware bis 2011 pro Jahr ein Nutzungsentgelt von
rd. 13,3 T€ und seit 2012 von rd. 6,7 T€ zu erheben gewesen. Die tatsach-
lichen Kosten fiir die von der Praxis genutzten Raume betrugen nach einer
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Berechnung der Universitat im Jahr 2011 rd. 20 T€ und in den Jahren 2012
und 2013 jeweils rd. 10 T€. Sie waren damit mindestens doppelt so hoch wie
die der Praxis in Rechnung gestellten Nutzungsentgelte.

Die Universitat hat mitgeteilt, sie habe das Nutzungsentgelt fir die Raum-
lichkeiten inzwischen an die Entgeltordnung angepasst. Darliber hinaus
werde sie die Vertrage mit allen anderen externen Nutzerinnen und Nutzern
von Raumlichkeiten der Universitat in diesem Punkt Gberprifen.

Die Forschungseinrichtung erbrachte in den Jahren 2011 bis 2013 ferner
Beratungsleistungen fiir private Dritte und erzielte hierfir Ertrage von ins-
gesamt rd. 8 T€. Viele Beratungen wurden unentgeltlich durchgefiihrt. Um
diese Leistungen erbringen zu kdnnen, entstanden jahrlich Personalkosten
von rd. 86 T€. Hinzu kamen anteilige Gemeinkosten, z. B. Raumkosten.
Damit deckten die Ertrdge aus den Beratungen die daflir entstandenen
Kosten nicht. Der Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert zu prifen,
ob sie die nicht kostendeckenden und die unentgeltlichen Leistungen der
Forschungseinrichtung weiterhin aus dem Globalbudget finanzieren will. Die
Universitat hat die Absicht geduBert, kiinftig zu unterbinden, dass Leistungen
unentgeltlich erbracht werden.

Fir Dienstleistungen anderer Art entstanden in den Jahren 2011 bis 2013
jahrliche Entgeltforderungen von rd. 100 T€. Die Forschungseinrichtung
schuf nicht die Voraussetzungen dafir, dass die Universitat das Entgelt zeit-
nah geltend machen konnte. Zahlreiche Einzelrechnungen Uber Leistungen
aus den Jahren 2011 und 2012 erstellte sie erst im Jahr 2013. Der Rechnungs-
hof hat die Universitat aufgefordert, daflir zu sorgen, dass Forderungen zen-
traler Betriebseinheiten zeitnah in Rechnung gestellt werden. Dies hat die
Universitat zugesagt.

2.3 Einnahmen aus Drittmitteln

Im gepriften Zeitraum 2011 bis 2013 erzielte die Forschungseinrichtung ins-
gesamt Drittmitteleinnahmen in Hohe von rd. 446 T€ flir neun Projekte. Bei
acht dieser Projekte reichten die Drittmittel nicht aus, um die Gemeinkosten
zu decken. Bei zwei Projekten Uiberstiegen bereits die den Projekten unmit-
telbar zurechenbaren Kosten die eingeworbenen Mittel. Dies verstofit gegen
die Drittmittelordnung der Universitat, wonach den Drittmittelgeberinnen
und Drittmittelgebern grundsatzlich samtliche Personal-, Sach- und Gemein-
kosten in Rechnung zu stellen sind. Seit dem 1. Januar 2009 haben die Hoch-
schulen bei Drittmittelauftragen privater Institutionen zusatzlich die Vor-
gaben des Beihilferahmens der Europadischen Kommission zu beachten. Diese
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Vorgaben verbieten den Hochschulen, private Dritte zu subventionieren.
Die Hochschulen sind daher verpflichtet, die Ertrage und Kosten ihrer
Tatigkeiten getrennt auszuweisen (Trennungsrechnung). Ertrage und Kosten
aus dem Verkauf von Waren oder fiir Dienstleistungen, fiir die ein bestimmter
Markt besteht, sind zu trennen von solchen, die durch den hoheitlichen
Lehr- und Forschungsauftrag einer Hochschule begriindet werden. Bevor
sie Drittmittelvertrage abschlie8t, muss die Universitat die voraussichtlichen
Kosten kalkulieren. Erst auf dieser Basis kann sie entscheiden, ob das Projekt
durchgefiihrt werden kann und soll.

Obwohl die Gemeinkosten nicht gedeckt waren, erhielt die Forschungs-
einrichtung von der zentralen Verwaltung der Universitat Teilbetrdage der
Drittmittel, um damit z. B. neue Projekte einzuwerben. Die gebuchten Aus-
gaben Uberstiegen jedoch die zur Verfligung gestellten Drittmittel. Der
Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert, solche Budgetiiberschrei-
tungen kinftig auszuschlieBen. Die Universitat teilt die Auffassung des
Rechnungshofs. Verbesserungen seien bereits umgesetzt worden.

2.4 Einnahmen aus Lizenzvertragen

Aus zwei Lizenzvertragen, mit denen Verwertungsrechte auf Dritte Ubertra-
gen worden waren, erzielte die Forschungseinrichtung im gepriften Zeit-
raum Einnahmen in H6he von insgesamt rd. 114 T€.

Entgegen der Lizenzvereinbarung legte die Lizenznehmerin in einem der
beiden Falle der Universitat nach einer Einmalzahlung keine zusatzlichen
jahrlichen Abrechnungen vor. Diese hatte die Universitat jedoch benoétigt,
um die Forderungen gegen die Lizenznehmerin jahrlich zu berechnen und
geltend zu machen. Die Universitat mahnte die Abrechnungen auch nicht an.
Sie ging davon aus, dass die Lizenznehmerin aus den Lizenzen keine Umsatze
erzielt hatte. Unterlagen, die diese Annahme gestlitzt hatten, lagen der
Universitat jedoch nicht vor.

Die Universitat hat dargelegt, sie habe ihr System, Lizenzeinnahmen zu Gber-
wachen, bereits Anfang 2014 verbessert.
3 Aktuelle Situation der Forschungseinrichtung

Die Universitat hat den Kooperationsvertrag mit der Praxis zum Ende des
Jahres 2014 gekiindigt. Damit verliert die Forschungseinrichtung die Ein-
nahmen aus der Zusammenarbeit mit dieser Praxis, die in den Jahren 2011
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bis 2013 durchschnittlich rd. 324 T€ pro Jahr betrugen. Zudem plant die
Universitat, die Forschungseinrichtung mittelfristig zu schlieRen.

Der wesentliche Teil der Ausgaben der Forschungseinrichtung entfallt mit
rd. 1,3 Mio. € pro Jahr auf die Personalausgaben. Ein groRer Teil dieser
Ausgaben wird die Universitat auch kiinftig weiter belasten. Die Universitat
hat zwar angekiindigt, frei werdende Stellen nicht wieder zu besetzen. Da
das Personal aber Uberwiegend unbefristet beschaftigt ist und nur zum
geringen Teil in den kommenden Jahren altersbedingt ausscheiden wird,
sind dadurch kurzfristig keine wesentlichen Entlastungen bei den Personal-
ausgaben zu erwarten. Die Universitat beabsichtigt deshalb, Beschaftigte der
Forschungseinrichtung in anderen Bereichen der Universitdt einzusetzen,
sofern sich dort Bedarfe ergeben.

Der Rechnungshof hat die Universitat aufgefordert, angesichts der ohnehin
bestehenden Belastung ihres Haushalts durch die Forschungseinrichtung in
Hohe von rd. 1,4 Mio. € pro Jahr zeitnah zu Gberpriifen, in welchen anderen
Bereichen sie Beschaftigte in absehbarer Zeit einsetzen kann. AuRerdem
ist zu ermitteln, welche zusatzlichen MaBnahmen hierflir notwendig sein
werden. Es bietet sich an auch zu prifen, ob Kooperationen mit anderen
Hochschulen oder Einrichtungen maoglich sind oder ob ihnen Personal iber-
lassen werden kann.

In ihrer Stellungnahme hat die Universitat betont, sie habe die Personal-
ausgaben bereits durch die Nichtverlangerung befristeter Beschaftigungs-
verhaltnisse reduziert. AuBerdem ergaben sich Einsparungen von Personal-
ausgaben jeweils dann, wenn vakante Stellen an der Universitat mit
Beschaftigten des Instituts besetzt wirden.

Einen zeitlichen Umsetzungsplan oder konkrete Vorschlage Gber mogliche
Einsatzbereiche der Personen hat die Universitat bisher nicht vorgelegt.
Dies ist jedoch wegen der laufenden Personalausgaben und der seit dem
1. Januar 2015 reduzierten Einnahmen der Forschungseinrichtung dringend
erforderlich.

Die Universitat hat hierzu mitgeteilt, sie habe bereits fur alle Beschaftigten
Qualifikationsprofile erstellt, um bei eingehenden Stellenausschreibungen
einen Abgleich vornehmen und Umsetzungen planen zu kdnnen. Zur
Unterstltzung der moglichen Umsetzungen habe es Gesprache mit dem
Dekan eines Fachbereichs gegeben. Zwar sei ein Zeitplan fiir die Umsetzungen
winschenswert, seine Verwirklichung aber wegen der nicht absehbaren
Vakanz geeigneter Stellen nicht steuerbar.
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Dieser Einwand der Universitat (iberzeugt nicht. Die Universitat kann mittel-
fristig planen, welche Qualifikationsprofile in welchen Bereichen der Uni-
versitat benotigt werden. Sie weill, wann Stellen frei werden und inwie-
weit die Beschaftigten der Forschungseinrichtung dafiir geeignet sind. Zur
Anregung des Rechnungshofs, Kooperationen mit anderen Hochschulen und
Einrichtungen zu prifen, hat sich die Universitat nicht gedaul3ert.

Neben den Personalkosten belasten die Raumkosten der Forschungsein-
richtung die Universitat jahrlich mit rd. 278 T€ (2013) und stellen damit eben-
falls einen hohen Kostenfaktor dar. Der Rechnungshof hat die Universitat
aufgefordert zu prifen, inwieweit die Raume alternativ genutzt werden kon-
nen. Die Universitat hat dies zugesagt.

Rechnungshof Bremen Jahresbericht 2015 - Land



334

335

336

337

Bau, Finanzen

Vertragsmuster fiir die Beauftragung freiberuflich Tatiger

Die Verwaltung hat die Vertragsmuster fiir die Auftrage an freiberuflich
titige Architektinnen und Architekten sowie Ingenieurinnen und
Ingenieure nicht an die gednderte Rechtslage angepasst. Die Zustandigkeit
fiir die Pflege der Vertragsmuster muss klar sein und in einer Hand liegen.

1 Honorarordnung fiir Architekten- und Ingenieurleistungen

Auf Grund des Gesetzes zur Regelung von Ingenieur- und Architekten-
leistungen hat die Bundesregierung die Verordnung Uiber die Honorare fir
Architekten- und Ingenieurleistungen (Honorarordnung fiir Architekten und
Ingenieure - HOAI) in der Fassung vom 10. Juli 2013 erlassen. § 1 HOAI regelt
,die Berechnung der Entgelte fiir die Grundleistungen der Architekten und
Architektinnen und der Ingenieure und Ingenieurinnen (Auftragnehmer oder
Auftragnehmerinnen) mit Sitz im Inland, soweit die Grundleistungen durch
diese Verordnung erfasst und vom Inland aus erbracht werden.”

In der HOAI sind fir Grundleistungen, die in einem Leistungskatalog aufge-
fihrt werden und die im Regelfall fir die ordnungsgemal3e Planung einer
Baumalnahme notwendig und hinreichend sind, jeweils Honorarspannen
vorgesehen. Die Honorarspannen sind, je nach Schwierigkeit der Aufgabe,
durch Mindest- und Hochstsatze begrenzt.

2 Richtlinien fiir die Planung und Durchfiihrung von Bauaufgaben

Wahrend die HOAI fir 6ffentliche und private Bauherren gleichermaRen gilt,
regeln die Richtlinien fir die Planung und Durchfiihrung von Bauaufgaben
(RLBau) den Ablauf von Planung, Finanzierung und Durchfiihrung 6ffentlicher
Baumalinahmen der Freien Hansestadt Bremen. Die RLBau wurden zuletzt
vom Bauressort Gberarbeitet und vom Senat im Jahr 2011 beschlossen.

Neben den ,Allgemeinen Vertragsbedingungen fir Freiberufliche
Leistungen (AVB)“, die fiir jede von Bremen zu vergebende Architekten-
und Ingenieurleistung einschlagig sind, enthalten die RLBau Vertragsmuster
flr jedes Leistungsbild, z. B. flir Gebadude, technische Ausristung und
Tragwerksplanung. Bei der offentlichen Auftragsvergabe werden die
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Vertragsmuster um die auftragsspezifischen Besonderheiten erganzt und
mit den AVB zu einem Gesamtvertragswerk zusammengefasst.

Das gesamte Vertragswerk regelt fiir bremische 6ffentliche BaumalRinahmen
einheitlich z. B. Fragen der Haftpflichtversicherung und des Urheberrechts.
Es listet ferner auf, welche Rechtsgrundlagen zu beachten sind und umfasst
den Leistungskatalog. In den Vertragsmustern sind auch Besonderheiten
zum Vergaberecht und zur Korruptionspravention berlcksichtigt.
AuRRerdem enthalten sie die erforderlichen Bestimmungen fiir 6ffentliche
Baumalnahmen, z. B. zum vorgeschriebenen erhéhten Warmeschutz und
zu weiteren Umweltauflagen. Ferner regeln die Vertragsmuster den Ablauf
der Zusammenarbeit zwischen der Auftrag gebenden Stelle und dem Auftrag
nehmenden Biiro.

Auch der Bund und die anderen Ldander haben Richtlinien erlassen, die
Vertragsmuster enthalten. Diese kénnen in Bremen aufgrund landesrecht-
licher Unterschiede aber nicht verwendet werden. Deshalb muss Bremen
eigene Vertragsmuster erarbeiten und den bauenden Stellen zur Verfligung
stellen.

3 Aktualisierung der Vertragsmuster

Im Juli 2013 ist eine Neufassung der HOAI in Kraft getreten. lhre grund-
legende Anderung war lange vorher angekiindigt und zuvor in Fachgremien
und -presse diskutiert worden. Die haufig verwendeten bremischen
Vertragsmuster hitten im Sommer 2013 kurzfristig an die Anderungen der
HOAI angepasst werden missen, um der aktuellen Rechtslage zu entspre-
chen. Da dies nicht geschehen ist, droht seitdem die Unwirksamkeit von
Vertragsklauseln, mit der erhebliche Nachteile fiir Bremen verbunden sein
kdénnen.

Ende August 2013 hat der Rechnungshof deshalb bei mehreren Ressorts
angefragt, mit welchen Vertragsmustern sie freiberuflich Tatige beauftra-
gen und ob sie Ubergangsbestimmungen erarbeitet hatten. Ubergangs-
bestimmungen sind erforderlich, wenn Vertrage, wie in Bremen {blich,
abschnittsweise abgeschlossen werden: Wurde die Planung nach der alten
HOAI in Auftrag gegeben, soll die Bauausfiihrung aber nach der neuen HOAI
stattfinden, muss der Ubergang geregelt werden.

Da das Bauressort nicht wie friher die zu den RLBau gehdrenden
Vertragsmuster aktualisiert hatte, beauftragte Immobilien Bremen, Anstalt
des offentlichen Rechts (IB) einen Rechtsanwalt. Er sollte die durch die neue
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HOAI erforderlich gewordenen Anderungen in das Vertragswerk einarbei-
ten, um IB wieder in die Lage zu versetzen, rechtskonform Vertrage abschlie-
Ben zu koénnen. IB ist verantwortlich fir die Planung und Durchfihrung
vieler offentlicher Baumalinahmen und auf die Vertragsmuster besonders
angewiesen.

Uber die Anpassung an die HOAI hinaus umfasste der Auftrag an den
Rechtsanwalt keine weiteren Anderungen, die aber aufgrund neuer
bremischer Regelungen dringend erforderlich gewesen waren. Ebenso
wenig war er beauftragt worden, vorhandene Widerspriiche zwischen den
AVB und den spezifischen Vertragsmustern zu beseitigen sowie das ganze
Vertragswerk in eine einheitliche Form zu bringen.

Andere oOffentliche Auftraggeber in Bremen haben sich - ungeachtet der
verbliebenen Unzulanglichkeiten - von IB die an die neue HOAI angepass-
ten Vertragsmuster geben lassen, um diese ebenfalls zu verwenden. Diese
Unzuldnglichkeiten hatten von der dafiir zustandigen Stelle in Bremen besei-
tigt werden missen. IB ist aber weder daflir zustandig noch fachlich dazu in
der Lage, die Vertragsmuster umfassend und hinsichtlich aller Einzelheiten
zu Uberarbeiten. Insbesondere kann IB nicht alle Anforderungen anderer
Stellen Bremens Uberblicken und berlcksichtigen. Trotz der anerkennens-
werten Bemiihungen seitens IB sind die Probleme nur teilweise geldst.

Sowohl das Bau- als auch das Finanzressort haben die Auffassung vertre-
ten, sie seien flr die Anpassung der Vertragsmuster nicht zustandig. Die
Verantwortung fiur die Pflege der Vertragsmuster muss klar geregelt sein
und in einer Hand liegen. Nur so kann gewahrleistet werden, dass

e die Vertrage mit der aktuellen Rechtslage im Einklang stehen,
e das Vertragswerk, das auch die AVB enthalt, in sich schlissig ist,

e die Schnittstellen fur die Zusammenarbeit verschiedener Planungsbiiros
mit unterschiedlichen Fachrichtungen in den Vertragen Ubereinstim-
mend definiert sind und

e mehrfacher Aufwand fiir die Uberarbeitung der Vertragsbestandteile
an verschiedenen Stellen in der Verwaltung vermieden wird.

Das Bauressort ist nach der Geschaftsverteilung im Senat fiir das Bauwesen
zustandig. Es hatte die RLBau zuletzt im Jahr 2011 federfiihrend Uberarbei-
tet und veroffentlicht sie mit den Vertragsmustern auf seiner Homepage. Im
Ubrigen werden die den RLBau anhingenden Vertragsmuster nicht nur fiir
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Hochbau-, sondern auch fir Tief- und Ingenieurbaumalinahmen bendétigt, fur
die das Finanzressort keinesfalls zustandig ist. Daher sieht der Rechnungshof
die Zustandigkeit beim Bauressort. Er hat das Bauressort aufgefordert,
seiner Verantwortung gerecht zu werden.

Das Bauressort hat in einer abgestimmten Stellungnahme darauf hinge-
wiesen, das Finanzressort sei fir die Fachaufsicht (iber den staatlichen
Hochbau zustandig. Allerdings grenze die Geschaftsverteilung des Senats
die Zustandigkeiten derzeit nicht trennscharf ab. Es sei erforderlich, dass die
Fachaufsicht auch die notigen Vertragsmuster erstelle, um so auch Abschluss
und Vollzug der Vertrage zu verantworten. Das Bauressort habe in seiner
Zustandigkeit die Vertragsmuster fur den Tiefbau angepasst, weitgehend
ebenso die des Hochbaus, die z. B. beim StraRenbau und bei den zugeordne-
ten Gesellschaften bendtigt wiirden. Fiir seinen Bereich habe es die Muster
fir Architekten- und Ingenieurvertrage eingefiihrt und in aktueller Fassung
im Internet veroffentlicht. Damit stiinden die Vertragsmuster auch anderen
Dienststellen zur Verfligung. Das Ressort habe aber keinen Einfluss darauf,
ob sie flr ihren Bedarf eigene Vertrage nutzten. Seine Federfiihrung fir die
RLBau fiihre nicht automatisch zu einer Generalzustandigkeit.

AulRerdem hat das Bauressort zugesagt, die RLBau hinsichtlich der Vertrage
und Verweisungen zu aktualisieren. Bis zur Aktualisierung werde auf die
bereits gednderten Vertragsmuster des Ressorts hingewiesen.

Auch nach der abgestimmten Stellungnahme bleiben Unklarheiten hinsicht-
lich der Zustandigkeit. Es ist notwendig, die Zustandigkeit klar festzulegen
und einer Stelle zuzuweisen. Die finanziellen Risiken, die aus der Verwendung
unzureichender Vertragsmuster folgen, sind zu groB, als dass der derzeitige
Zustand beibehalten werden kénnte. Der Rechnungshof hat die Ressorts
daher aufgefordert, eine Losung herbeizufliihren und - falls notwendig - den
Senat damit zu befassen.
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Verkehr

Elektrifizierung einer Eisenbahnstrecke in Bremen-Nord

Zwischen Farge und Vegesack ist die Personenbeférderung wieder auf-
genommen worden. Dafiir erneuerte und elektrifizierte eine private
Eisenbahngesellschaft ihre Schienenstrecke mit staatlichen Forder-
mitteln. Sowohl die von der Gesellschaft durchgefiihrten Vergabever-
fahren als auch die Zuwendungsverfahren des Verkehrsressorts entspra-
chen teilweise nicht den Vorschriften.

1 Wieder aufgenommene Personenbeforderung

Die Farge-Vegesacker Eisenbahn GmbH (FVE) reaktivierte ihre etwa 10,4 km
lange einspurige Schienenstrecke im Norden Bremens zwischen Farge und
Vegesack fir den offentlichen Schienenpersonennahverkehr. Lange Zeit
hatte die FVE die Strecke nur fiir den Schienenguterverkehr genutzt, obwohl
eine Betriebsgenehmigung flr den Schienenpersonenverkehr immer bestan-
den hatte. Die FVE setzte die notwendigen Bauarbeiten Gber mehrere Jahre
hinweg in zwei Stufen um und erhielt daflir auch staatliche Fordermittel.

In der im Jahr 2007 beendeten ersten Baustufe erstellte die Zuwendungs-
empfangerin FVE die Schieneninfrastruktur und richtete einen Vorlaufbetrieb
fir Dieseltriebwagen ein. Im Folgejahr begann die zweite Baustufe, in der die
FVE die gesamte Strecke elektrifizierte und einen neuen Kreuzungsbahnhof
an der TurnerstraBe baute. Die Netzerweiterung hatte Mallnahmen bei
der Streckensignalisierung und bei der Sicherungstechnik an einigen
Bahnibergangen zur Folge.

Fir das Projekt hat die FVE verschiedene staatliche Forderungen erhal-
ten. Darunter waren Finanzhilfen aus dem Bundesprogramm aufgrund
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, Mittel aufgrund des Entflech-
tungsgesetzes sowie Finanzhilfen aufgrund des Gesetzes liber den offent-
lichen Personennahverkehr im Land Bremen (BremOPNVG). Bewilligungs-
behorde war das Verkehrsressort beim Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr.

Fur das Vorhaben werden nach Prifung aller Verwendungsnachweise Kosten
von etwa 30 Mio. € netto abgerechnet sein. Davon umfasst die zweite Bau-
stufe mit der Elektrifizierung der Strecke etwa 6,4 Mio. €. Der Bundesanteil
entspricht etwa 54 % der Gesamtkosten. Das Land Bremen tragt etwa
ein Drittel der Gesamtkosten. Der Forderfonds des Zweckverbands
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Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen und das Land Niedersachsen betei-
ligen sich insgesamt mit knapp 2 %. Die FVE leistet einen Eigenanteil von
mehr als 10 %.

Der Rechnungshof hat die Durchfiihrung der zweiten Baustufe hinsichtlich
der Vergabe der Leistungen sowie der Zuwendungsverfahren stichproben-
artig gepriuft.

2 Vergabe der Planungsleistung

2.1 Grundlagen offentlicher Auftragsvergabe

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) enthalt die wesent-
lichen Grundsatze des Vergaberechts. Danach mussen 6ffentliche Auftrag-
geberinnen und Auftraggeber Leistungen in einem transparenten und
nachvollziehbaren Wettbewerb vergeben. Darliber hinaus gilt das Gleich-
behandlungsgebot gegeniber allen Bewerberinnen und Bewerbern.

Da die FVE staatliche Finanzhilfen erhielt, erteilte sie 6ffentliche Auftrage.
Sie war nach VV-LHO zu § 44 LHO an die Rechtsvorschriften fir die
Vergabe gebunden.

2.2 Notwendige Schatzung des Auftragswerts

Dem Auftragswert kommt vergaberechtlich besondere Bedeutung zu, weil er
fir die Wahl der Vergabeart und somit fir das Ausmald des Wettbewerbs
entscheidend ist. Erreicht der Auftragswert eine bestimmte Schwelle, darf
die Leistung nicht mehr nach nationalem, sondern muss nach EU-Recht
vergeben werden. Aus diesem Grund missen Auftraggeberinnen und
Auftraggeber den zu erwartenden Gesamtauftragswert realistisch und nach-
vollziehbar schatzen. Es ist hierbei unerheblich, ob die Leistungen aufgeteilt
oder in einem Gesamtpaket vergeben werden sollen. Die Schatzung ist nach-
vollziehbar zu dokumentieren.

Die FVE fliihrte nationale Ausschreibungsverfahren durch. Eine Schatzung
des Planungsvolumens, auch um vorab eine mogliche Schwellenwert-
Uberschreitung des Auftragswerts festzustellen, dokumentierte sie jedoch
nicht. Die FVE hatte in einem Nachprifungsverfahren ihre Griinde fur die
nationalen Vergabeverfahren kaum nachvollziehbar darlegen kénnen.
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2.3 Eindeutige Leistungsbeschreibung

Die FVE schrieb die Planungsleistungen im September 2008 auf der Grund-
lage der Vergabe- und Vertragsordnung fir Leistungen (VOL) aus. Die VOL
erweitert die im GWB formulierten allgemeinen Grundsatze, nach denen
u. a. die Teilnehmenden an einem Vergabeverfahren gleich zu behandeln
sind. Die VOL definierte in ihrem Teil A der zum damaligen Zeitpunkt gel-
tenden Fassung vom April 2006 insbesondere folgenden Vergabegrundsatz:
,Die Leistung ist eindeutig und so erschopfend zu beschreiben, dass alle
Bewerber die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen miissen und die
Angebote miteinander verglichen werden kénnen.”

Bereits in der ersten Baustufe hatte ein externes Planungsbiiro
Planungsleistungen fiir die zweite Baustufe erbracht, und zwar Teile der
Grundlagenermittlung (Leistungsphase 1) und der Vorplanung (Leistungs-
phase 2). Die im September des Jahres 2008 ausgeschriebenen Leistungen
betrafen diese Leistungsphasen sowie die weitergehenden Leistungsphasen
3 und 4, d. h. Entwurfs- und Genehmigungsplanung. Insgesamt umfasst
die Objektplanung eines Bauwerks neun Leistungsphasen, die nach der
Verordnung (iber die Honorare fir Architekten- und Ingenieurleistungen
alle mit dem Planen, Bauen und Uberwachen verbundenen Tatigkeitsfelder
abbilden.

Grundlage der Ausschreibung bildeten digitale Bestandsdaten Uber den
erreichten Bauzustand nach der ersten Baustufe und ein sog. Lastenheft.
Darin waren die Aufgabenstellung, die Projektziele, die Rahmenbedingungen
der Infrastruktur und sonstige Bedingungen beschrieben. In den
Vorbemerkungen zur Leistungsbeschreibung war formuliert: , Die ausge-
schriebenen Leistungen umfassen alle Gewerke, die zur Erreichung des im
Lastenheft genannten Planungsziels notwendig sind. Die ausgeschriebenen
Leistungen umfassen lediglich die Leistungsphasen 1 bis 4, bzw. 3 und 4 [...],
sowie besonders erwahnte Leistungen.”

Die Leistungsbeschreibung der Auftraggeberin erfiillte den Anspruch an
eine ,eindeutige und erschopfende Beschreibung” nicht. Die FVE gab zwar
den Leistungsumfang bekannt, stellte ihn jedoch nicht in der erforderlichen
Tiefe dar. Die Auftraggeberin hatte sehr genau beschreiben miissen, welche
Leistungen und Leistungsphasen sie fur welche Gewerke in Auftrag geben
wollte und welche Leistungen bereits vorweg erbracht worden waren.
Durch die Formulierung des Ausschreibungstextes hatte der vorbefasste
Bewerber aus der ersten Baustufe einen Wissensvorsprung. Die FVE hat
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mitgeteilt, das sei nicht ihre Absicht gewesen, und bestatigt, sie hatte den
Ausschreibungstext insoweit klarer formulieren mussen.

24 Vergaberechtlich sichere Dokumentation

Die VOL in der damaligen Fassung enthielt folgende Regelungen, um die
Transparenz des Vergabeverfahrens zu gewahrleisten:

e ,Uber die Verhandlung zur Offnung der Angebote ist eine Niederschrift
zu fertigen.”

e ,Das Ergebnis der Priifung ist aktenkundig zu machen.”

e ,Die Grunde fir die Zuschlagserteilung sind in den Akten zu vermerken.”

e, Uber die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der die einzelnen Stufen
des Verfahrens, die MaRnahmen, die Feststellung sowie die Begriindung
der einzelnen Entscheidungen enthalt.”

Der Vergabevermerk soll das Vergabeverfahren nachvollziehbar abbilden.
Er dient der vergaberechtlich sicheren Dokumentation des Verfahrens.
Dazu missen Auftraggeberinnen und Auftraggeber alle Uberlegungen und
Entscheidungen im Verfahren parallel dokumentieren. Der Vergabevermerk
dient bei einem behaupteten VergabeverstoR als Beweismittel und mini-
miert das Risiko, z. B. Schadenersatz leisten oder Ausschreibungsverfahren
wiederholen zu mussen.

Die Auftraggeberin fertigte eine Niederschrift der Angebotseréffnung an,
machte ihre Ergebnisse der Angebotswertung jedoch nicht aktenkundig.
Sie wertete die eingegangenen Angebote, die ein sehr unterschiedliches
Preisniveau widerspiegelten. lhre Wertungsschritte dokumentierte die FVE
nicht, auch die Griinde fir ihren Zuschlag hielt sie nicht schriftlich fest. Sie
erstellte also keinen Vergabevermerk und dokumentierte das Vergabe-
verfahren damit nicht nachvollziehbar.

2.5 Umfassende vertragliche Vereinbarung

Den Zuschlag erteilte die FVE dem Planungsbiiro, das zuvor schon Auftrag-
nehmer fir die Planungsleistungen der ersten Baustufe gewesen war. Die
FVE schloss mit ihm einen Ingenieurvertrag, der entgegen den Vorgaben
der Richtlinien fir die Planung und Durchfiihrung von Bauaufgaben (RLBau)
keine Vereinbarungen zu folgenden Themen enthielt:
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e Haftung, Versicherungsschutz,
e Urheberrecht, Veroffentlichungen, Datenschutz,

e Kiindigung, Rechte und Anspruch auf Vergitung und Verjahrung von
Ansprichen.

Somit fehlten wesentliche vertragliche Vereinbarungen. Hatte das
Planungsbiiro z. B. seine Leistungen nicht termingerecht oder unvollstandig
erbracht, ware es der FVE nicht moglich gewesen, auf eine schriftliche
Regelung zuriickzugreifen. Dies hatte die Durchsetzung von Leistungs- und
Schadenersatzanspriichen erschwert.

Bei Zuwendungsbaumalnahmen muss die Zuwendungsempfangerin oder
der Zuwendungsempfanger in den Ingenieurvertragen die erforderlichen
Vereinbarungen treffen. Damit soll zum Schutz der o6ffentlichen Forder-
mittel finanziellen Risiken aus den Vertragsbeziehungen vorgebeugt werden.
Um dies sicherzustellen, missen die Vertragsmuster der RLBau verwendet
werden.

2.6 Ausreichender Zeitraum fiir Angebotserstellung

Im Frdhjahr 2010 wollte die FVE den Planungsprozess mit der
Ausfihrungsplanung fortsetzen. Sie fihrte hierflir eine beschrankte
Ausschreibung durch, um die Planungsleistungen bis zur Objektbetreuung
- mit Ausnahme der Bauoberleitung - vergeben zu kdnnen. Sie forderte ins-
gesamt funf Ingenieurbliros zur Abgabe eines Angebots auf. Davon hatten
drei bereits an der vorangegangenen Ausschreibung teilgenommen: Zwei
Bliros, deren damaliges Angebot im oberen Preisniveau lag, sowie das sei-
nerzeit beauftragte Ingenieurbiiro. Darliber hinaus bat die FVE zwei zuvor
nicht beteiligte Bliros um ein Angebot.

Um den Stand der vorangegangenen Leistungsphasen in der Aus-
schreibung darzustellen, hatte die FVE die Ausschreibungsunterlage
um einen Erlauterungsbericht der Entwurfsplanung erganzt. Die
Ausschreibungsunterlage enthielt die Aufgabenstellung und Angaben (iber
die Planungsgrundlage.

Zwischen der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots und dem Er6ffnungs-
termin lagen 14 Werktage. Abzlglich der Postlaufzeiten verblieben poten-
ziellen Bieterinnen und Bietern etwa zehn Tage, um ein Angebot zu erstellen.
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Vorher hatten sich die Interessierten - mit Ausnahme des zuvor beauftragten
Planungsbiiros - in die komplexe Thematik einarbeiten mussen.

Auf diese beschrankte Ausschreibung gab nur das seinerzeit beauftragte
Planungsbiiro ein Angebot ab. Ferner gingen einige Absageschreiben
ein. Aus diesen Schreiben ist ersichtlich, dass die abgefragte Leistung zu
umfangreich fir das Erarbeiten eines Angebots bis zum angegebenen
Termin war. Auch standen den Biros Planungskapazitaten zum angefrag-
ten Ausfihrungszeitraum nicht zur Verfiigung. Die FVE hingegen hatte die
Ausschreibungsfrist flr das abgefragte und ihrer Meinung nach tGberschau-
bare Leistungspaket fiir vertretbar gehalten.

Die FVE hatte den funf Ingenieurbliros ausreichend Zeit zur Verfligung
stellen missen, insbesondere weil sie auch ein vorbefasstes Bliro zur An-
gebotsabgabe aufforderte. Den anderen potenziellen Bieterinnen und
Bietern hatte sie die Moglichkeit einrdumen mussen, den Wissensvorsprung
des vorbefassten Bliros vor Abgabe eines Angebots auszugleichen. Dies war
jedoch aufgrund der sehr eng bemessenen Frist nicht moglich. Die FVE be-
ricksichtigte das Gleichbehandlungsgebot in diesem Fall nicht ausreichend.

2.7 Nachvollziehbare Wertung von Angeboten

Im Juli 2010 schrieb die FVE Leistungen der Koordination des Sicherheits-
und Gesundheitsschutzes (SiGeKo), der Bauoberleitung und der o6rtlichen
Bauuberwachung offentlich aus. Dabei fragte sie die SiGeKo-Leistungen wie
folgt ab: ,Anzubieten ist ein Monatssatz fiir die Ausfiihrung wahrend der
eigentlichen Bautatigkeiten vor Ort (nach Bauzeitenplan 7 Monate [...]).“
Unterhalb dieses Textes befanden sich zwei freie Felder fir Eintragungen
und zwar ,Honorar in €/Monat” und ,,Honorar gesamt bei 7 Monaten in €“.

Vier Gesellschaften reichten Angebote ein, die die FVE alle wertete. Nur die
erste Bieterin hatte in das Feld ,,Honorar gesamt” das rechnerische Ergebnis
ihres Monatssatzes Uiber die Bauzeit von sieben Monaten eingetragen. Sie
erhielt allerdings nicht den Zuschlag.

Die drei Uibrigen Bieterinnen hatten als Gesamtpreis einen Wert eingetragen,
der glinstiger als das Produkt aus Monatssatz und sieben Monaten war. Zwei
dieser Angebote enthielten Eintragungen und Erganzungen, die von vornhe-
rein zum Ausschluss des Angebots hatten fiihren miissen. In einem Angebot
war die Eintragung des Monatssatzes mit Korrekturlack bearbeitet worden.
Es war nicht dokumentiert, wer diese Korrektur zu welchem Zeitpunkt aus
welchem Grund vorgenommen hatte. Die zuvor und im Originalangebot
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noch sichtbare Eintragung zeigte ein Siebtel des Gesamthonorars. In dem
anderen Angebot war zum Gesamthonorar der Wert 50 % eingetragen und
handschriftlich zur Erlauterung beigefligt, Grundlage dafiir seien ,,je 0,5 MM*.
Mit dieser Erganzung veranderte diese Bieterin die abgefragte Leistung.

Im Anschreiben zum vierten Angebot hatte die Bieterin eine Erganzung for-
muliert, die - jedoch nicht ganz zweifelsfrei - eine Anderung der angebote-
nen Leistung gegenliber der abgefragten enthielt. Dies hatte die FVE in einem
Gesprach klaren mussen. Diesem Angebot erteilte die FVE allerdings den
Zuschlag, ohne weitere Uberlegungen zu dokumentieren. Die FVE hitte das
Angebot darliber hinaus nur mit einem korrigierten Gesamtpreis annehmen
dirfen, d. h. zu einem Preis, der sich als Produkt aus Monatssatz und sieben
Monaten ergibt. Bei einer Leistungsanderung ware das Angebot auszuschlie-
Ren gewesen. Die FVE hat erklart, sie habe die Ergdnzung als Erlduterung
angesehen, nicht als eine einschrinkende Anderung der ausgeschriebenen
Leistung. Sie hat jedoch eingeraumt, dass sie eine Klarung hatte herbeifiih-
ren mussen.

Der Vergabevermerk enthielt die in den Tz. 376 und 377 dargestellten
Sachverhalte nicht, auch zur rechnerischen Wertung dokumentierte die FVE
keine ihrer Uberlegungen. Die notwendigen Schritte zur Sicherstellung von
Transparenz und Gleichstellung aller Bieterinnen und Bieter hielt sie nicht
ein. Bei einem Nachprufungsverfahren ware es ihr kaum moglich gewesen,
die Auftragserteilung nachvollziehbar zu begriinden.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass alle Schritte eines
Vergabeverfahrens in einem parallel zu fihrenden Vergabevermerk trans-
parent dokumentiert werden missen. Damit wird die Gefahr verringert, in
einem Nachprifungsverfahren zu unterliegen, das Ausschreibungsverfahren
wiederholen oder Schadenersatz leisten zu mussen.

3 Zuwendung

3.1 Dokumentationspflicht

Die FVE erhielt fir die Umsetzung ihrer Malinahme verschiedene Zuwen-
dungen, die das Verkehrsressort bewilligt hatte. Ein Zuwendungsverfahren
muss den Regeln der VV-LHO zu § 44 LHO folgen. Antrage, Bescheide und
Verwendungsnachweise missen die vorgegebene Form erfiillen und die
erforderlichen Angaben enthalten.
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Das Verkehrsressort beachtete die formalen Grundsatze im gepriften
Zuwendungsverfahren nicht umfassend. Sowohl bei der Antrags- als auch
bei der Verwendungsnachweisprifung begniigte sich das Ressort aufgrund
seiner relativ genauen Kenntnisse des Vorhabens mit der oberflachlichen
Darstellung der FVE. AuRerdem verzichtete es darauf, die Antragsprifung
und die Verwendungsnachweispriifung umfassend schriftlich festzuhal-
ten. Das Zuwendungsrecht verlangt eine Dokumentation der Priifung des
Antrags sowie des Verwendungsnachweises selbst dann, wenn einem
Ressort viele Informationen Uber Planung und Ablauf einer Zuwendungs-
baumalnahme bereits vorliegen.

Der Rechnungshof hat das Ressort aufgefordert, bei Zuwendungsbau-
maBnahmen seiner Dokumentationspflicht stets vollstandig nachzu-
kommen. Das Ressort hat hierzu mitgeteilt, es habe die Einrichtung der
Zuwendungsdatenbank im Jahr 2014 in der bremischen Verwaltung zum
Anlass genommen, die Zuwendungspraxis zu Gberprifen.

3.2 Festlegung der Finanzierungshohe

Eine Zuwendung ist nach dem Zuwendungsrecht grundsatzlich zur
Teilfinanzierung des zu erfiillenden Zwecks zu bewilligen. Dabei werden
Anteil-, Fehlbedarfs- oder Festbetragsfinanzierung unterschieden. Bei der
Anteilfinanzierung erklart sich die 6ffentliche Hand bereit, mit der Zuwendung
einen bestimmten Anteil an den zuwendungsfahigen Ausgaben zu tragen.
Die Anteilfinanzierung ist auf einen Hochstbetrag zu begrenzen. Die FVE
beantragte fir die Projektsteuerungsleistung eine anteilige Finanzierung in
Héhe von 50 %.

Das Verkehrsressort bewilligte eine Finanzhilfe ,als Anteil Bremens [...] in
Hohe von“, ohne den Prozentsatz von 50 % zu benennen. Mehrere Bescheide
wiesen jeweils feste Betrage aus, die genau 50 % der im Antrag genann-
ten Gesamtsumme entsprachen. Der Zuwendungsgeber brachte aber seine
Absicht nicht klar zum Ausdruck, nur einen Anteil in H6he von hdchstens
50 % fordern zu wollen.

Die Formulierung in den Zuwendungsbescheiden kdnnte tatsachlich einen
hoheren Forderanteil als beabsichtigt nach sich ziehen. Das ware dann der
Fall, wenn die zugrundeliegenden forderfahigen Gesamtkosten nicht in der
geplanten Hohe entstanden waren.
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3.3 Sachliche Abgrenzung der Projektférderung

Das Ressort forderte die MaRRnahme Uber eine Projektférderung. Es bewil-
ligte Zuwendungsmittel jeweils flir ein Jahr. Die Zuwendungen hat das
Ressort somit nur zeitlich voneinander abgegrenzt, sachliche Ziele hat es in
den Zuwendungsbescheiden nicht ausfihrlich beschrieben. Es fehlten daher
die flir Projektforderung typischen Abgrenzungen, wie sie nach den VV-LHO
zu § 23 LHO erforderlich sind.

Das Verkehrsressort hat hierzu angefiihrt, die Zuwendung sei jahrlich
aufgeteilt worden, um ihre Hohe einfacher an den tatsachlichen Finan-
zierungsbedarf anpassen zu konnen. Eine solche Vorgehensweise ist bei
der Projektforderung jedoch nicht vorgesehen und auch nicht erforderlich,
weil abgrenzbare Leistungen geférdert werden kdnnen und der tatsachliche
Liquiditatsbedarf beim Mittelabruf zu berticksichtigen ist.

3.4 Mehrere Zuwendungsverfahren fiir dasselbe Vorhaben

Auch fur die Objektplanung erhielt die FVE Zuwendungen. In den Antragen
fir die Projektsteuerungsleistungen waren weitere Forderungen fir die
Objektplanung nicht erwdhnt und das Gesamtvorhaben nicht umfas-
send dargestellt worden. Das Ressort stellte in seinen Bescheiden fir
die Projektsteuerungsleistungen keinen Bezug zu bereits vergebenen
Zuwendungen oder zu Finanzierungshilfen Dritter und zur Gesamt-
finanzierung des Vorhabens her. Folglich hat das Ressort ein gesondertes
Zuwendungsverfahren fur die Projektsteuerung durchgefiihrt.

Das Ressort hat dazu geduBert, diese Trennung habe es bewusst vorgenom-
men, weil mit der FVE bilateral eine Kostenteilung fiir die Projektsteuerung
vereinbart worden war. Eine vom Vorhaben getrennte Finanzierung und
Bescheiderteilung habe das Ressort daher fir folgerichtig gehalten.

Das Ressort hat die drei Komponenten Projektsteuerung, Objektplanung
und Bau der Elektrifizierung aus Mitteln des BremOPNVG finanziert.
Voneinander getrennte Zuwendungsverfahren sind nicht zweckmaRig,
wenn mehrere Komponenten eines Vorhabens gefdordert werden sol-
len. Das gilt insbesondere dann, wenn die Mittel dafiir aus derselben
Finanzierungsquelle stammen. Zu fordern sind nur Vorhaben, die auf andere
Art und Weise nicht finanziert werden konnen. Um dies einschatzen zu kon-
nen, muss das ganze Vorhaben beschrieben werden. Der Rechnungshof
hat daher empfohlen, in dhnlichen Fallen kiinftig nur einen Zuwendungs-
bescheid zu erlassen, der erforderlichenfalls zu @ndern ist. Die Forderung
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weiterer Komponenten sollte auf den urspriinglichen Zuwendungs-
bescheid bezogen werden. Das Ressort will die vom Rechnungshof gege-

benen Empfehlungen bei seiner Uberpriifung der Zuwendungspraxis
berucksichtigen.
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ESF-Projekte im Beschaftigungspolitischen Aktionsprogramm

Vorfinanzierungen aus dem Landeshaushalt lassen sich vermeiden, wenn
Vorgaben des Verwaltungs- und Kontrollsystems beachtet und Antrage auf
Fordermittel aus dem Europdischen Sozialfonds rechtzeitig gestellt werden.

Um Riickstande bei der Priifung von Verwendungsnachweisen dauerhaft
zu vermeiden, ist es notwendig, Geschaftsprozesse zu iliberpriifen und den
Personalbedarf auf Grundlage optimierter Abldufe zu ermitteln.

1 Beschaftigungspolitisches Aktionsprogramm

Das Beschaftigungspolitische Aktionsprogramm (BAP) biindelt MalRnahmen
mit arbeitsmarktpolitischer Wirkung im Land Bremen. Es wird u. a. aus
Mitteln des Europdischen Sozialfonds (ESF), des Bundes und des Landes
finanziert. Das Arbeitsressort erstellt das BAP regelmaliig fiir mehrere Jahre
und orientiert sich dabei an den Férderperioden des ESF. In Bremen wurden
in der Forderperiode 2007-2013 Uiber 1.500 arbeitsmarktpolitische Malinah-
men mit insgesamt rd. 132 Mio. € geférdert. Davon standen rd. 89 Mio. €
aus dem ESF zur Verfligung, bremische Haushaltsmittel wurden in Hohe von
rd. 6 Mio. € eingesetzt.

Als Grundlage fir die Planung des BAP entwickelt das Arbeitsressort auf
Landesebene ein , Operationelles Programm®, das inhaltliche Schwerpunkte
flir MaBnahmen der Arbeitsférderung festlegt. Die Europadische Kommission
(Kommission) genehmigt dieses Programm, wenn es den Leitlinien zum ESF
entspricht. Die Genehmigung ist Voraussetzung dafiir, Mittel aus dem ESF zu
erhalten.

Um das BAP abzuwickeln, hat das Arbeitsressort ein Verwaltungs- und
Kontrollsystem nach Vorgaben der Kommission mit Verwaltungs-, Beschei-
nigungs- und Priifbehdrde eingerichtet. Die Verwaltungsbehorde ist fiir die
strategische Ausrichtung und Planung des , Operationellen Programms®“ so-
wie flr dessen Controlling zustandig. Das Land Bremen hat einige Tatigkeiten
der Verwaltungsbehorde der fachlich nachgeordneten Zwischengeschal-
teten Stelle (ZgSt) Ubertragen. Die ZgSt bewilligt Zuwendungen fir Trager, die
Projekte durchfiihren. Zwischen- und Verwendungsnachweise Uberprift sie
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auf Grundlage von § 44 LHO mit den dazugehdrigen Verwaltungsvorschriften
und von einschlagigen Verordnungen der Kommission.

Die Bescheinigungsbehorde erstellt Ausgabeerkldarungen tber die Hohe der
tatsachlich abgeflossenen Mittel. Zudem stellt sie Zahlungsantrage auf Er-
stattungsleistungen aus dem ESF und Ubermittelt sie der Kommission. Die
Prifbehdrde untersucht stichprobenweise die Projekte und priift die Wirk-
samkeit des Verwaltungs- und Kontrollsystems.

2 Mittelbewirtschaftung

Um zuwendungsfinanzierte Projekte des BAP beginnen zu kénnen, erhalt
das Land Bremen von der Kommission zu Beginn einer Forderperiode in meh-
reren Tranchen einen Vorschuss aus dem ESF. Im Verlauf der Forderperiode
kann die Bescheinigungsbehorde bei der Kommission bis zu dreimal jahrlich
Zwischenzahlungen beantragen. Reichen Vorschuss und Erstattungen aus
ESF-Mitteln nicht aus, um die Ausgaben zu decken, tritt das Land Bremen in
Vorleistung. Nach Ende der Forderperiode leistet die Kommission, nach ent-
sprechendem Antrag und Nachweis, eine Restzahlung.

Die Entwicklung der ausgegebenen und eingenommenen ESF-Mittel in der
Forderperiode 2007-2013 fur das Land Bremen ist der nachfolgenden Tabelle
zu entnehmen.

Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen, in T€, gerundet
ESF-Mittel 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Ausgaben 357 11.879 11.721 14.002 13.027 10.305 10.621
Einnahmen 1.781 2.672 17.246 18.381 0 0 22.924
Saldo 1.424 -9.207 5.525 4379 | -13.027 | -10.305 12.303
Saldo (kumuliert) 1.424 -7.783 -2.258 2121 -10.906 | -21.211 -8.908

In den Jahren 2011 und 2012 flossen Bremen keine Mittel aus dem ESF zu.
Im Verlaufe der gesamten Forderperiode ergaben sich in den Jahren 2008,
2011 und 2012 negative Salden. Im Jahr 2011 Uberstiegen die Ausgaben die
Einnahmen um Uber 13 Mio. €. Werden kumulierte Werte lber die gesamte
Forderperiode zugrunde gelegt, wird der Abstand zwischen Ausgaben und
Einnahmen noch deutlicher, er betrug im Jahr 2012 Gber 21 Mio. € und ging
im letzten Jahr der Forderperiode auf rd. 9 Mio. € zurtick.
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Die erhebliche Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen ist entstanden,
weil das Arbeitsressort Zwischenzahlungen i. d. R. nur jahrlich beantragte.
Nachdem dies zuletzt im September 2010 geschehen war, stellte die
Kommission bei einer Priifung im Jahr 2011 Fehler in der Anwendung des
Verwaltungs- und Kontrollsystems sowie in der Sachbearbeitung bei einer
bescheinigten Ausgabeerklarung fest. Daraufhin zog sie eine Aussetzung
der Zwischenzahlungen in Erwdgung und teilte dies dem Arbeitsressort
mit. Da das Arbeitsressort davon ausging, dass Antrage keinen Erfolg haben
wirden, stellte es bis Dezember 2012 keine Antrage auf Zwischenzahlungen
mehr.

Das Arbeitsressort leitete umgehend MaRnahmen zur Behebung der Mangel
ein und bereinigte z. B. Fehler im Zuwendungsverfahren. Deshalb konnte
es nach Abstimmung mit der Kommission Ende 2012 wieder einen Erfolg
versprechenden Zahlungsantrag stellen. Die nachste Zwischenzahlung ging
daher erst zu Beginn des Jahres 2013 ein. Insgesamt erhielt das Land Bremen
fur die Dauer von etwa zweieinhalb Jahren keine ESF-Erstattungszahlungen
und musste die entstandene Differenz aus dem Landeshaushalt vorfinan-
zieren.

Sowohl die von der Kommission geriigten Bearbeitungsmangel als auch der
Jahresabstand bei Antrdagen auf Zwischenzahlungen haben in der Forder-
periode 2007-2013 - unter Berlicksichtigung des Vorschusses - zu Zinsnach-
teilen durch erhohten Kreditbedarf gefiihrt, die nach liberschlagigen Berech-
nungen insgesamt eine sechsstellige Hohe erreichen.

Der Rechnungshof hat das Arbeitsressort aufgefordert, die jahrliche Zahl der
Mittelanforderungen anzupassen und Zahlungsantrage so zu stellen, dass
kiinftig Zinsnachteile flir den Landeshaushalt vermieden werden.

Das Arbeitsressort beabsichtigt, auf Grundlage inzwischen eingeflihrter
neuer Abrechnungsverfahren der Kommission zukiinftig kirzere Abrech-
nungszyklen zu realisieren.

3 Priifung der Verwendungsnachweise

Auf Grundlage der VV-LHO zu § 44 LHO ist nach Abschluss der Projekte die
Verwendung der Zuwendungen von den Beglinstigten nachzuweisen und
von der Bewilligungsbehdrde zu prifen. Fir Mallnahmen, die ein Kalender-
jahr Uberdauern, haben sie Zwischennachweise fiir das abgelaufene Kalen-
derjahr vorzulegen.
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Seit dem Jahr 2012 ist die ZgSt mit der Bearbeitung von Zwischen- und
Verwendungsnachweisen im Rickstand. Ursache dafir waren u. a. die
- aufgrund der von der Kommission durchgefiihrten Priifung - notwendig
gewordenen vorrangigen MalBnahmen zur Behebung aufgedeckter Mangel,
um die drohende Zahlungsaussetzung (s. Tz. 398) zu vermeiden. Die ZgSt
halt die Bearbeitungsrickstdande auch fiir eine Folge geringeren Personal-
einsatzes im Zuge einer Umorganisation der fiir das BAP zustdndigen
Organisationseinheiten. Nach Angabe des Arbeitsressorts nahm der
Personalbestand allein in der ZgSt zwischen Januar 2011 und Dezember 2013
von urspriinglich rd. 34 auf rd. 24 Vollzeiteinheiten ab. Ursache dafiir war
sowohl der Abbau als auch die Nichtbesetzung von Stellen.

Das Arbeitsressort hat allerdings den fir die Aufgabenerledigung notwen-
digen Personalbedarf aus Anlass der Umorganisation nicht abschlieRend neu
bemessen. Es hat zwar die Reorganisation begleitet, aber die Ablaufe nicht
hinreichend aufgabenkritisch analysiert.

Im Frihjahr 2013 entschied das Arbeitsressort, einen Teil der Verwendungs-
nachweise durch eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft priifen zu lassen.
Ziel war es, die ZgSt zu entlasten und die Bearbeitungsriickstande aus
dem Jahr 2012 um ein Drittel zu reduzieren. Die Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft nahm zum Preis von rd. 137 T€ die vertraglich vereinbarte ,finan-
zielle” Prifung der Verwendungsnachweise fiir 46 Projekte vor, sodass
durchschnittliche Kosten von rd. 3 T€ entstanden. Die dartber hinaus erfor-
derliche abschlieRende inhaltliche Bewertung dieser Projekte und die
Bescheiderteilung verblieben bei der ZgSt.

Der Entscheidung, die Priifung der Verwendungsnachweise an eine Wirt-
schaftsprifungsgesellschaft zu vergeben, lag keine Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung zugrunde. Alternativen und ihre Kosten hatte das Arbeitsressort
nicht ermittelt. Eine Auswertung der MaRnahme im Wege einer Erfolgs-
kontrolle, die § 7 LHO fir alle finanzwirksamen MafShahmen vorsieht, hatte
das Arbeitsressort zum Zeitpunkt der Priifung durch den Rechnungshof
noch nicht durchgefiihrt. Auch eine Entscheidung dariiber, wie mit den
verbliebenen Rickstanden umgegangen werden soll, hatte es bis zum Ab-
schluss der Erhebungen durch den Rechnungshofim Mai 2014 nicht getroffen.

Die Kosten der externen Vergabe erscheinen im Vergleich zu den Personal-
kosten, die fiir die gleiche Arbeit in der ZgSt entstanden waren, auch unter
Berilicksichtigung des zusatzlichen Koordinierungsaufwands sehr hoch. Die
zusatzlichen Ausgaben von insgesamt rd. 137 T€ haben den bremischen
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Landeshaushalt belastet, ohne dass die Bearbeitungsriickstande damit voll-
standig abgebaut waren.

409 Werden finanzwirksame Malinahmen nicht nach den Bestimmungen des
§ 7 LHO und den dazu ergangenen VV-LHO schon in der Planungsphase auf
ihre Wirtschaftlichkeit Gberprift, konnen Nachteile fiir den Landeshaushalt
entstehen. Vor dem Hintergrund der erheblichen fiir den Auftrag entstan-
denen Kosten hatte das Arbeitsressort Alternativen prifen mussen.

410 Der Rechnungshof hat das Arbeitsressort aufgefordert, die Vergabe umge-
hend im Wege einer Erfolgskontrolle nach den Vorgaben des § 7 LHO zu
bewerten und festzulegen, wie noch vorhandene Rickstdande zligig abge-
baut und kiinftig drohende vermieden werden kdnnen. Geschieht dies nicht,
besteht das Risiko, dass Projekte gegenliber der Kommission nicht fristge-
maRk abgerechnet und damit ESF-Mittel nicht ausgezahlt werden.

411 Das Arbeitsressort hat erldutert, es habe zwischenzeitlich eine inhaltliche
Erfolgskontrolle abgeschlossen und werde sie in die Form einer Kontrolle
nach § 7 LHO Uberfiihren. Es beabsichtige grundsatzlich nicht, weitere Prif-
aufgaben an externe Dienstleister zu vergeben.

412 Um Projekte gegeniiber der Kommission fristgerecht abrechnen zu kénnen,
habe das Arbeitsressort ein Priifteam aus Beschaftigten, temporar zusatz-
lichem Personal und einer externen Projektleitung gebildet. Bis Ende 2015
sollen die Priiftatigkeiten fristgerecht abgeschlossen werden.

413 Das Arbeitsressort beabsichtigt, den Aufwand bei der Prifung von
Zuwendungen sowohl bei der ZgSt als auch bei der Priifbehérde zu reduzie-
ren und so Beschaftigte zu entlasten. Es hat deshalb in der Forderperiode
2007-2013 begonnen, mit Tragern Voll- oder Teilpauschalen zu vereinbaren.
Dies will es in der kommenden Forderperiode ausweiten.

414 Der Rechnungshof hat das Arbeitsressort gebeten zu prifen, wo ggf. weitere
Pauschalen zuldssig eingesetzt werden konnen und dabei die Auswirkungen
auf den Prifaufwand zu bericksichtigen. Soweit mit EU-Recht vereinbare
Pauschalierungen den Aufwand fur die Prifung von Verwendungsnachweisen
vermindern konnen, ist ihre landesrechtliche Zuladssigkeit mit dem
Finanzressort abzustimmen.

415 Das Arbeitsressort hat dazu erlautert, die ESF-Verwaltungsbehorde werde in
der Forderperiode 2014-2020 im Rahmen des Zuldssigen Pauschalierungen
angemessen ausweiten. Es beabsichtige, ein Gesprach mit dem Finanzressort
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zu fuhren, um landesrechtliche Priifvorgaben und solche der EU aufeinander
abzustimmen.

416 Der Rechnungshof hat dartiber hinaus die Notwendigkeit betont, Geschafts-
prozesse im Arbeitsressort zu Gberprifen und den Personalbedarf auf Grund-
lage optimierter Abldufe zu ermitteln.

417 Das Arbeitsressort hat insoweit dargelegt, der Prozess der Aufgabenkritik
sowie der Bestimmung des Personalbedarfs der ZgSt konne frihestens im
Jahr 2016 abgeschlossen werden. Erst dann stiinden Kapazitaten zur Verfi-
gung, die derzeit durch die Arbeit an Vorgangen aus der alten und der neuen
Forderperiode gebunden seien.
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Lizenzvertrage fiir IT-Standardsoftware

Mehrausgaben von rd. 630.000 € fiir IT-Standardsoftware hdtten bei um-
sichtiger Planung vermieden werden kénnen.

1 Vereinbarungen iiber Softwarelizenzen

Die Senatorin flr Finanzen (Ressort) hatte im Jahr 2009 mit einem Software-
hersteller eine als Enterprise Agreement (EA) bezeichnete Lizenzvereinba-
rung fur den Bezug von Standardsoftware geschlossen, unter anderem fir
Office-Lizenzen (Version 2010). Das EA umfasste den Kauf und die Verwaltung
von Softwarelizenzen. EA-Vertrage werden fir Unternehmen mit mindes-
tens 250 Arbeitsplatzrechnern angeboten und sollen beispielsweise den
Aufwand fur die Verwaltung der Lizenzen vermindern.

Die Vereinbarung hatte zunachst eine Laufzeit bis Ende des Jahres 2012.
Das Ressort beschloss gemeinsam mit den zustandigen Gremien, das EA um
ein Jahr bis Ende 2013 zu verlangern. Damit war verbunden, auch neuere
Office-Lizenzen (Version 2013) nutzen zu konnen. Seit dem Jahr 2014 - mit
dem Beitritt zu einer entsprechenden Vereinbarung von Hamburg und
Schleswig-Holstein - bezieht das Ressort die Lizenzen nur noch von Dataport
(Dataport-EA). Der Rechnungshof hat geprift, ob die Verlangerung der
Lizenzvereinbarung zweckmalig und wirtschaftlich war.

2 Wirtschaftlichkeit der Lizenzverlangerung

Das Ressort hatte im Oktober 2012 zur Verlangerung des EA bis Ende 2013
Berechnungen vorgelegt. Ware der urspriingliche Vertrag Ende 2012 ausge-
laufen, hatten diesen Berechnungen zufolge im Jahr 2013 statt der fir die
Fortfihrung des EA aufgewendeten rd. 860 T€ nur rd. 230 T€ fiir Betriebs-
systeme und andere Softwarekomponenten ausgegeben werden miussen.
Die bis dahin erworbenen Office-Lizenzen (Version 2010) hatten kostenfrei
weiter genutzt werden kdnnen. Das Ressort hat erganzend mitgeteilt, die
Ablosung der Office-Lizenzen (Version 2010) durch Office-Lizenzen (Version
2013) sei fur das Jahr 2015 geplant.

Die Mehrausgaben in Hohe von rd. 630 T€ im Jahr 2013 waren vermeidbar.
Die Erwartung des Ressorts, dass die mit der Verlangerung des EA
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erworbenen Optionen fir neuere Office-Lizenzen (Version 2013) in nennens-
werter Zahl genutzt werden wirden, war von Anfang an nicht realis-
tisch. Die zum damaligen Zeitpunkt bereits geplante Umstellung von
Uber 6.000 IT-Arbeitsplatzen in der bremischen Verwaltung auf den sog.
BASIS.bremen-PC ging von der Nutzung der alteren Office-Produkte
(Version 2010) aus. Dies hatte schon bei der Entscheidungsfindung fiir
die Verlangerung des EA berlicksichtigt werden missen. Eine mogliche
Rechtfertigung fiir die Mehrausgaben ist nicht erkennbar.

Das Ressort hat angefiihrt, nur durch eine Verlangerung des EA sei ausrei-
chend Zeit vorhanden gewesen, um die Konsolidierung der bestehenden
Vertrage mit dem Dataport-EA umzusetzen. Der Rechnungshof weist dem-
gegenilber darauf hin, dass auch bei Auslaufen des Vertrags die Konsoli-
dierung mit den gleichen zeitlichen Mdglichkeiten zu realisieren gewesen
wadre.

Ferner beruft sich das Ressort darauf, kurzfristige Minderausgaben - hier
durch die Nicht-Verlangerung der Vereinbarung - flihrten erfahrungsgemaR
zu Mehrausgaben bei einem Wiedereinkauf in ein bestehendes Vertrags-
verhaltnis. Die dem Rechnungshof vorliegenden Unterlagen belegen diese
sehr allgemein gehaltene AuRerung nicht, gleichwohl hilt das Ressort daran
fest. Die daflir herangezogene Begriindung, der Hersteller kdnne insoweit
keine verbindliche Kostenaussage treffen, vermag den Rechnungshof nicht
zu Uberzeugen. Daflir mussten Erfahrungswerte des Herstellers oder des
Ressorts vorliegen, die dies belegen.

3 Defizite im Management

Ursachlich fiir die Mehrausgaben ist maRgeblich das Vorgehen des Ressorts.
Es flhrte zundchst einen Beschluss Uiber die Vertragsverlangerung flr das
Jahr 2013 herbei. Spater folgte fiir die Jahre ab 2014 der Beschluss liber den
Beitritt zum Dataport-EA, also Uber die Konsolidierung. Beide Beschliisse
betrafen die Softwarelizenzen und deren Verwaltung in einem Uberschau-
baren Zeitraum. Insbesondere wegen des inhaltlichen und finanziellen
Zusammenhangs hatten beide Beschliisse eng aufeinander abgestimmt sein
missen. Sie wurden aber unabhangig voneinander gefasst.

Das Ressort hat entgegnet, die Beschlisse seien weder formal noch inhalt-
lich unabhangig voneinander gefasst worden. In den damaligen Beschliissen
sei formuliert worden, das EA werde im Jahr 2012 auch und gerade deshalb
verlangert, um den spateren Beitritt zum Dataport-EA zu ermdoglichen. Die
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Zielsetzung sei von Beginn an gewesen, die Konsolidierung der bestehenden
Vertrage durchzufiihren.

Dieses Argument kann nicht Uberzeugen, da in den vorliegenden Berech-
nungen zur Entscheidung im Jahr 2012 die genannte Konsolidierung weder
inhaltlich noch finanziell bericksichtigt wurde. Zudem sollte mit der Ent-
scheidungsfindung im Jahr 2012 ausweislich des Sitzungsprotokolls des
zustandigen IT-Ausschusses mit der Vertragsverlangerung gerade keine
Vorfestlegung flir das weitere Vorgehen ab 2014 getroffen werden. Weitere
Beschliisse aus dem Jahr 2012 hat das Ressort dem Rechnungshof auch auf
Nachfrage nicht vorgelegt.

Um strategische Entscheidungen auf solider Grundlage treffen zu kdnnen,
sind aktuelle Daten Giber die gegebene Situation unverzichtbar - hier die Zahl
installierter Office-Lizenzen. Ohne solche Informationen besteht das Risiko
unzureichender Steuerung der IT und damit eventuell verbundener Mehr-
ausgaben. Auf mehrfache Nachfrage des Rechnungshofs Ubermittelte das
Ressort - entgegen einer frilheren Zusage im IT-Ausschuss - keine Zahlen
Uber installierte Office-Lizenzen, da die zur Beantwortung der Frage benotig-
ten Daten nicht vorlagen. Das Ressort teilte im Rahmen der Priifung lediglich
mit, dass die Zahl von Installationen der neueren Office-Produkte (Version
2013) auf Computern aullerhalb der Kernverwaltung als gering eingeschatzt
wirde. Ferner seien diese Installationen im Rahmen der Umstellung auf den
BASIS.bremen-PC auch fiir die Kernverwaltung nicht vorgesehen gewesen.

Das Ressort hatte diese Daten bei Dataport abfragen kénnen. Dataport sollte
fir die betreuten Arbeitsplatzrechner jederzeit Auskunft Giber die installier-
ten Programme geben konnen. Fir die verbleibenden IT-Arbeitsplatze, die
nicht von Dataport betreut werden, hatte das Ressort eine Abfrage in den
anderen Ressorts durchfiihren kdnnen. Dass dem Ressort derartige Zahlen
nicht vorliegen, ist ein Indiz fiir Steuerungsdefizite. Der Rechnungshof erwar-
tet, dass das Ressort die Bremer IT-Dienstleister zu transparenter Leistungs-
abwicklung anhalt, sodass es jederzeit auf verlassliche Daten zurlickgreifen
kann.

Das Ressort hatte bereits im Jahr 2012 fur die Folgejahre mit den damals ver-
fligbaren Daten planen kénnen und miussen. Hierflir ware es auch notwendig
gewesen, die anstehende Konsolidierung zum Dataport-EA ab dem Jahr 2014
bei der im Jahr 2012 getroffenen Entscheidung fur das Jahr 2013 zu berick-
sichtigen. Demgegeniber ist das Ressort der Auffassung, die Einschatzung
von Kosten Uber einen Zeitraum von drei Jahren hinaus sei nur bedingt mog-
lich. Der Rechnungshof teilt diese Auffassung nicht, weil erfahrungsgemal
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die Preise fur Office-Produkte nur im geringen Umfang schwanken. Dartber
hinaus entbinden mogliche Schwankungen nicht von der Verpflichtung, eine
Kostenplanung aufzustellen.
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Finanzen

Durchsetzung der Haftung nach § 13c Umsatzsteuergesetz

Seit 2004 konnen Dritte unter bestimmten Voraussetzungen fiir Umsatz-
steuerriickstinde in Haftung genommen werden. Die Finanzverwaltung
Uberpriift diese Haftungsmaoglichkeit nicht systematisch. Dies fiihrt zu
erheblichen Steuerausfallen.

1 Verfahren

Kommt ein Unternehmen der Pflicht zur Zahlung seiner Umsatzsteuern nicht
nach, haften nach § 13c Umsatzsteuergesetz (UStG) unter bestimmten
Voraussetzungen Dritte fiir seine Steuerschulden. Haftungsschuldnerinnen
und Haftungsschuldner sind insbesondere Kreditinstitute, die aufgrund von
Sicherungsabtretungen Forderungen ihrer Schuldnerinnen und Schuldner
einziehen.

Haftungsbescheide werden von den fiir die Steuerveranlagung zustandi-
gen Stellen der bremischen Finanzamter erlassen. Erkenntnisse zu Haftungs-
tatbestanden ergeben sich aber GUberwiegend bei der Vollstreckung wegen
rickstandiger Steuern, fir die das Finanzamt Bremen-Nord mit der Voll-
streckungsstelle fiir die stadtbremischen Finanzamter zentral verantwort-
lich ist. Hat die Vollstreckungsstelle Erkenntnisse Gber Umstande erlangt, aus
denen sich eine Haftung Dritter ergeben kdnnte, muss sie diese der zustan-
digen Veranlagungsstelle mitteilen. Der Rechnungshof hat 93 Vollstreckungs-
falle auf Anhaltspunkte fiir Haftungstatbestande nach § 13c UStG Uberprift.

2 Fehlende Auswertung von Hinweisen auf die Haftung Dritter

In mehr als einem Drittel der Falle ergaben sich aus den Vollstreckungsakten
Hinweise auf haftungsbegriindende Sachverhalte. So enthielten einige
Akten Berichte von Insolvenzverwaltungen mit Angaben Uber Sicherungs-
abtretungen. Auch den Mitteilungen von Kreditinstituten nach Pfandungs-
maRnahmen der Vollstreckungsstelle in das Vermoégen des umsatzsteuer-
pflichtigen Unternehmens lieRen sich Anhaltspunkte fir haftungsbegriin-
dende Umstande entnehmen. In keinem Fall hatte die Vollstreckungsstelle
solche Informationen an den Veranlagungsbereich weitergegeben.
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Die Finanzverwaltung hat in den fast zehn Jahren seit Inkrafttreten des
§ 13c UStG die mogliche Haftung Dritter nur in einem einzigen Fall durch-
gesetzt. Dies geschah nicht auf Initiative der Vollstreckungsstelle, sondern
auf Anregung der Umsatzsteuersonderprifung. Nach Erlass eines Haftungs-
bescheids wurden in diesem Fall 200 T€ riickstandige Umsatzsteuern reali-
siert. Weitere Falle hat das Ressort nicht benennen kénnen.

In mehr als einem Drittel der Uberpriften Vollstreckungsfalle hatten die
Hinweise auf mogliche Haftungstatbestande zum Anlass genommen werden
missen, eine Haftung nach § 13c UStG zu prifen. Die Vollstreckungsstelle
hatte die Sachverhalte, die sich aus dem Vollstreckungsverfahren ergeben
hatten und auf eine mogliche Haftung Dritter hindeuteten, an die fiir den
Erlass eines Haftungsbescheids zustandigen Arbeitsbereiche weiterleiten
mdissen.

Dies ist ebenso wenig geschehen wie eine systematische Uberpriifung der
Steuerfdlle mit Umsatzsteuerrickstanden auf Haftungstatbestande nach
§ 13c UStG. Daraus folgen seit 2004 Steuerausfalle in erheblicher Hohe.

Dariber hinaus erlangen Kreditinstitute, die mit einer Haftung fiir Umsatz-
steuerriickstande rechnen missen, durch die gegenwartige Praxis der Finanz-
verwaltung Steuervorteile. Sie haben in ihre Bilanzen Rickstellungen fir
das Risiko der Haftung einzustellen, die sich gewinn- und damit auch steu-
ermindernd auswirken. Diese Steuervorteile bestehen fiir ein Kreditinstitut
solange fort, bis es z. B. wegen Verjahrung nicht mehr damit rechnen muss,
fir Umsatzsteuerriickstande ihrer Schuldnerin oder ihres Schuldners in
Anspruch genommen zu werden.

Der Rechnungshof hat das Ressort aufgefordert, eine Gruppe von Beschaftig-
ten speziell in der Anwendung des Haftungstatbestands § 13c UStG zu schu-
len. Nach dieser Schulung sind Steuerfalle mit Umsatzsteuerriickstanden auf
Anhaltspunkte flur Haftungstatbestande zu Uberprifen und ggf. Haftungs-
bescheide zu erlassen.

Das Finanzressort hat sich den Feststellungen des Rechnungshofs angeschlos-
sen. Es hat bereits MaRRnahmen ergriffen, um die Kommunikation zwischen
den Beschaftigten der Vollstreckungsstelle und der Steuerveranlagungsstelle
zu verbessern. Zudem plant es, die Beschaftigten in der Anwendung der
Haftungsnorm gesondert zu schulen und Altfalle auf eine mogliche Haftung
zu Uberprifen. Auch das Ressort erwartet erhebliche Mehrergebnisse bei
der Umsatzsteuer.
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Vollstreckung steuerlicher GroRriickstande

Der Informationsaustausch zwischen der Vollstreckungsstelle und den fiir
die Steuerveranlagung zustandigen Arbeitsbereichen der Finanzverwaltung
ist verbesserungsbediirftig.

Bei der Schatzung von Besteuerungsgrundlagen sind auch Erkenntnisse zu
beriicksichtigen, die der Vollstreckungsstelle aus Volistreckungsversuchen
gegen die steuerpflichtige Person vorliegen.

Gewerbeuntersagungsverfahren diirfen nicht allein aufgrund erkennbar
fehlerhaft geschatzter Steuerriickstande angeregt werden.

1 Informationsauswertung in der Vollstreckungsstelle

Die Vollstreckungsstelle des Finanzamts Bremen-Nord vollstreckt zentral
Steuerrlickstande fur die stadtbremischen Finanzamter. Der Rechnungshof
hat in 93 GrofRriickstandsfallen mit jeweils mehr als 55 T€ Steuerriickstanden
Uberprift, ob die Finanzverwaltung ihre Moglichkeiten, Riickstande zu voll-
strecken, zutreffend und vollstandig nutzt.

Die Vollstreckungsstelle schopfte Informationen aus anderen Arbeitsbe-
reichen der Finanzamter nicht immer vollstandig aus. Sie beachtete Infor-
mationen aus Steuerakten anderer Arbeitsbereiche der Finanzverwaltung
oftmals nicht. So ergaben sich in einem Fall aus den Steuerakten und den
darin enthaltenen Berichten Uber AuBenprifungen Hinweise auf vollstreck-
bares Vermogen eines steuerpflichtigen Unternehmens in erheblichem
Umfang, ohne dass dies berlcksichtigt worden ware.

Der Rechnungshof hat gefordert, dass die Vollstreckungsstelle in Grol3-
rickstandsfallen Informationen anderer Arbeitsbereiche der Finanzamter
nutzt. Dies ist insbesondere in Fallen unerlasslich, in denen die Steuer-
schuldnerin oder der Steuerschuldner den sonstigen steuerlichen Verpflich-
tungen nachkommt.

Das Finanzressort hat dem Rechnungshof zugestimmt. Es halt eine intensi-
vere Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Arbeitsbereichen der
Finanzamter fir notwendig, fihrt die Mangel in der Bearbeitung der Voll-
streckungsfalle aber auch auf die geringe Personalausstattung zurtick.
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2 Weitergabe vorhandener Erkenntnisse

Die Vollstreckungsstelle muss im Vollstreckungsverfahren erlangte Erkennt-
nisse Uber die mogliche Haftung Dritter an die Veranlagungsstellen weiter-
leiten. In Betracht kommen insbesondere Erkenntnisse Uber die Haftung
bei einer Betriebslibernahme oder (ber die Haftung Dritter fiir Umsatz-
steuerriickstande.

In 40 der 93 vom Rechnungshof Uberpriften GroRrickstandsfille hatte
die Vollstreckungsstelle mit einem standardisierten Vordruck angeregt,
eine Haftung Dritter zu prifen. Mit dem Vordruck wurde der fir die
Steuerfestsetzung und fir den Erlass von Haftungsbescheiden zustandige
Arbeitsbereich aufgefordert, samtliche in Frage kommenden Haftungs-
normen fir den Steuerfall zu prifen.

Diese nur allgemein gehaltenen Anregungen zur Prifung eventueller
Haftungstatbestande durch die Vollstreckungsstelle fiihrten vielfach ledig-
lich zur Priifung einer einzigen Haftungsmaoglichkeit.

In 39 der 93 Falle enthielten die Akten der Vollstreckungsstelle kon-
krete Anhaltspunkte fir haftungsrelevante Sachverhalte. So hatte ein
Vollziehungsbeamter in einem Fall festgestellt, dass etwa sechs Monate nach
dem letzten Vollstreckungsversuch der ehemalige Inhaber des Betriebes
nunmehr dort angestellt war. Es musste mithin ein Inhaberwechsel stattge-
funden haben. In einem weiteren Fall hatte ein Insolvenzverwalter in seinem
Bericht dargelegt, dass der Betrieb des Schuldners vor Insolvenzeréffnung
an eine dem Schuldner nahestehende Person verdauRert worden war.
In beiden Fallen ware eine Haftung wegen Betriebsiibernahme nach
§ 75 Abgabenordnung zu Uberprifen gewesen. Nur in einem von 39 Fallen
hatte die Vollstreckungsstelle ihre Erkenntnisse an die Veranlagungsstellen
weiter gegeben. Hier besteht erheblicher Verbesserungsbedarf.

Das Ressort hat sich dieser Einschatzung angeschlossen. Es wird Uber-
prifen, wie der Informationsaustausch zwischen der Vollstreckungsstelle
und den Bereichen der Finanzverwaltung, die fiir den Erlass von Haftungs-
bescheiden zustandig sind, besser organisiert werden kann. Der Vordruck
soll erganzt werden, um zukiinftig auch konkrete Erkenntnisse zu Haftungs-
tatbestanden mitteilen zu kbnnen.
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3 Folgen fehlerhafter Schatzungen

Unter den GrofRrickstandsfallen befanden sich zahlreiche Fille, in denen
die Besteuerungsgrundlagen zumindest in einzelnen Jahren teilweise
geschatzt worden waren, z. B. wenn die Steuerpflichtigen ihre Steuer-
erklarungen nicht oder nur unvollstandig abgegeben hatten.

Bei funf der Uberpriften Grolriickstandsfille handelte es sich um sog.
Dauerschatzungsfalle, in denen die Steuerpflichtigen Uber langere Zeit
keine Steuererklarungen abgegeben hatten. In drei dieser Falle hatte die
Vollstreckungsstelle wegen der Hohe der Abgabenriickstande jeweils Gewer-
beuntersagungsverfahren angeregt, um das weitere Anwachsen der Steuer-
rickstande zu verhindern. Dabei war fir die Vollstreckungsstelle jedoch
erkennbar gewesen, dass Abgabenriickstinde zum Teil grob fehlerhaft
geschatzt worden waren.

In einem Fall hatte der Vollziehungsbeamte den Steuerschuldner zuvor
bereits mehrfach aufgesucht. Aus den Protokollen liber die Vollstreckungs-
versuche ging hervor, dass der Schuldner nur sehr geringe Einklinfte
erzielte. Diese Informationen wurden durch Mitteilungen anderer Dienst-
stellen bestatigt, die zur Vollstreckungsakte gelangt waren. Danach hatte
die Steuerlast des Schuldners je Kalenderjahr inklusive eines Risikozuschlags
maximal zwischen 3 T€ und 5 T€ betragen dirfen. Dennoch beliefen
sich die Abgabenrickstande dieses Schuldners aufgrund Uberhdhter
Schatzungen zeitweise auf 820 T€. Zwar hatte die Vollstreckungsstelle die
Veranlagungsstelle Uber ihre Erkenntnisse informiert. Die Veranlagungs-
stelle hatte die Informationen jedoch nicht beachtet.

Der Rechnungshof hat gefordert, dass die Beschaftigten der Veranlagungs-
stellen sich vor Schatzungen bei der Jahressteuerfestsetzung mit der
Vollstreckungsstelle in Verbindung setzen. Die dort vorliegenden Erkennt-
nisse, die Riickschlisse auf Besteuerungsgrundlagen zulassen, sind fir die
zu schatzenden Besteuerungsgrundlagen zu verwerten. Daneben hat der
Rechnungshof gefordert, ein Gewerbeuntersagungsverfahren nicht unter
Hinweis auf die Hohe der Abgabenriickstande anzuregen, wenn die geschatz-
ten Besteuerungsgrundlagen deutlich von den tatsachlichen, aus dem
Vollstreckungsverfahren bekannten Verhaltnissen abweichen.

Das Ressort hat angekiindigt, die Notwendigkeit erganzender Verfahrens-
anweisungen zu Uberprifen. Damit soll sichergestellt werden, dass die
Steuerfestsetzungsstelle vor einer Schatzung mit der Vollstreckungsstelle
in Kontakt tritt, um aktuelle Erkenntnisse zu den Besteuerungsgrundlagen
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der steuerpflichtigen Person aus dem Vollstreckungsverfahren zu erhalten.
Bleibe eine vermeintlich unzutreffende Festsetzung nach einem entspre-
chenden Hinweis durch die Vollstreckungsstelle bestehen, sei die
Vollstreckung allerdings uneingeschrankt fortzusetzen.

Ungeachtet einer solchen Fortsetzung des Vollstreckungsverfahrens begeg-
net es aus VerhaltnismaRigkeitsgriinden aber erheblichen Zweifeln, allein
eine erkennbar grob fehlerhafte Steuerschatzung zum Anlass zu nehmen,
das Gewerbeaufsichtsamt zu informieren, wenn die Fehlerhaftigkeit der
Steuerschatzung gerade darauf beruht, dass die Finanzverwaltung die ihr
vorliegenden Informationen nicht ausgewertet hat. Dies hat die Finanz-
verwaltung zu bericksichtigen, wenn sie im Ermessenswege dariiber ent-
scheidet, ob die steuerpflichtige Person dem Gewerbeaufsichtsamt zur
Anregung gewerberechtlicher MaRnahmen gemeldet werden soll.
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Bearbeitung von Einspriichen gegen Steuerbescheide

Einspriiche gegen Steuerbescheide sind haufig nicht zeitnah bearbeitet,
ruhende Einspruchsverfahren nicht durchgangig lberwacht worden.
Sachgebietsleitungen haben ihre Steuerungsaufgaben nicht hinreichend
erfillt.

1 Einspruchsverfahren

Einspriiche gegen Steuerbescheide werden zunachst demjenigen Arbeits-
bereich im Finanzamt zugeleitet, der den jeweiligen Steuerbescheid erlassen
hat. Die dort Beschaftigten priifen, ob dem Einspruch abgeholfen werden
kann. Soweit dies nicht moglich ist, wird der Einspruch nach dieser Vor-
prifung zur weiteren Bearbeitung an die Rechtsbehelfsstelle abgegeben.

Das Finanzressort hatte im Jahr 2005 eine Geschaftsprifung in den Rechts-
behelfsstellen der Finanzamter durchgefihrt und u. a. festgestellt, dass
die Sachgebietsleitungen ihre Steuerungs- und Kontrollaufgaben nicht aus-
reichend wahrgenommen hatten. Bei Uber zwei Jahre alten Einspriichen
(Altfalle) hatte es oft keine kontinuierliche Sachbearbeitung gegeben. Des-
wegen hatte sich ein hoher Bestand an Altfdllen gebildet. Ruhende
Einspruchsverfahren waren haufig erst mit groer Verzogerung nach Ende
eines Musterverfahrens wieder aufgegriffen worden.

Der Rechnungshof hat 114 Einspruchsverfahren beim Finanzamt Bremen
im Jahr 2014 daraufhin untersucht, ob solche Mangel inzwischen abgestellt
worden sind. Die Auswahl umfasste sowohl aktuelle als auch bereits abge-
schlossene Einspruchsverfahren. In 17 dieser Falle war das Verfahren zwi-
schenzeitlich ruhend gestellt worden.

2 Verzogerte Verfahrensabgabe an die Rechtsbehelfsstelle

Die Vorprifung von Einsprichen soll nach einer fiir alle bremischen Finanz-
amter geltenden Dienstanweisung zeitnah durchgefiihrt werden. In zehn
der gepriften Falle waren Einspriiche vom zustandigen Arbeitsbereich ohne
erkennbare sachliche Griinde erst nach mehreren Jahren an die Rechts-
behelfsstelle abgegeben worden. Diese verzogerte Bearbeitung der Ein-
spriche ist nicht vertretbar.
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Das Ressort hat mitgeteilt, das Finanzamt habe die Sachgebietsleitungen
bereits aufgefordert, auf eine zeitnahe Abgabe der Einspriche an die
Rechtsbehelfsstelle zu achten. Zudem erhofft sich das Ressort eine bessere
Uberwachung der Einspruchsverfahren durch eine elektronische Datenbank,
die im Jahr 2015 eingefiihrt werden soll.

3 Haufung von Altfillen

Die Beschaftigten der Rechtsbehelfsstelle flihren jeweils eine Rechtsbehelfs-
liste, in die sie bestimmte Daten der von ihnen bearbeiteten Einspriiche ein-
tragen. Die Sachgebietsleitungen der Rechtsbehelfsstelle sind verpflichtet,
die Rechtsbehelfslisten halbjahrlich einzusehen und dies zu dokumentieren.

Der Bestand an Altfallen wurde seit der Prifung im Jahr 2005 um mehr als die
Halfte reduziert. Ende 2013 gab es im Finanzamt Bremen noch 396 als Alt-
falle einzustufende Einspruchsverfahren. Ein groRRer Teil dieser Verfahren
entfiel auf einzelne Beschaftigte. Nahezu die Halfte aller unerledigten Ein-
spruchsverfahren dieser Beschaftigten waren Altfdlle. Diese Rickstande
hatten die Sachgebietsleitungen bei Einsichtnahme in die Rechtsbehelfs-
listen erkennen mussen. Sie hatten die Griinde fir die hohen Bestande an
Altfallen bei den einzelnen Beschaftigten klaren und Malinahmen zum Abbau
dieser Bestande ergreifen mussen.

Das Ressort als Fachaufsicht hat sich den Feststellungen des Rechnungshofs
angeschlossen und mitgeteilt, Beschaftigten mit hohen Altfallbestanden
wirden nunmehr kurzfristig keine neuen Vorgange zugeteilt, um die Altfalle
bearbeiten zu kdnnen. Daneben seien langfristige MaRnahmen zum Abbau
der Altfdlle vorgesehen, so beispielsweise eine enge inhaltliche Begleitung
durch die Sachgebietsleitungen.

4 Verzogerte Bearbeitung von Einspriichen

In 37 der gepriften Verfahren (s. Tz. 456) hatten die Beschaftigten der Rechts-
behelfsstelle die Einspriiche entweder noch gar nicht bearbeitet oder deren
Bearbeitung fiir durchschnittlich drei Jahre unterbrochen. Sachliche Griinde
hierfiir waren nach Aktenlage nicht ersichtlich.

Werden Einspriche verzogert bearbeitet, besteht die Gefahr, dass Unter-
lagen und Auskiinfte, die zur Aufklarung des Sachverhalts notwendig sind, nur
noch erschwert oder gar nicht mehr erlangt werden kénnen. Anderweitige,
u. U. aufwendige Ermittlungen fihren zu erhohtem Zeitaufwand. AulRerdem
besteht die Gefahr, dass Steueranspriiche durch die verzogerte Bearbeitung
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z. B. bei zwischenzeitlich eingetretener Zahlungsunfahigkeit der Steuerpflich-
tigen nicht mehr realisiert werden kénnen.

Es empfiehlt sich, Einspriche unabhadngig von ihrem Schwierigkeitsgrad nach
der Reihenfolge ihres Eingangs abzuarbeiten. Zudem ist es notwendig, die
Rechtsbehelfslisten von den Sachgebietsleitungen kiinftig gezielter auf lange
Verfahrensdauern hin Gberprifen zu lassen.

Das Ressort hat sich auch diesen Feststellungen und Bewertungen ange-
schlossen. Die Sachgebietsleitungen der Rechtsbehelfsstelle hatten sich mit
den Beanstandungen intensiv auseinander gesetzt und diese zum Anlass
genommen, sich erneut mit der Altfallproblematik zu befassen. Sie wiirden
die betroffenen Beschaftigten dabei unterstiitzen, die Falle zu erledigen.

5 Unzureichende Uberwachung ruhender Verfahren

Einspruchsverfahren kénnen nach der Abgabenordnung aus wichtigem
Grund im beiderseitigen Einvernehmen ruhend gestellt werden. Ein solcher
Grund kann z. B. vorliegen, wenn die Weiterbearbeitung eines Einspruchs
von der Entscheidung einer Rechtsfrage abhangig ist, die Gegenstand eines
finanzgerichtlichen Verfahrens ist. Entfallt der Grund fir das Ruhen des
Verfahrens, ist das Einspruchsverfahren fortzusetzen.

Die Beschaftigten der Rechtsbehelfsstelle haben die ruhenden Verfahren
daraufhin zu Uberprifen, ob der Grund fiir das Ruhen des Verfahrens fortbe-
steht oder der Einspruch abschlieBend bearbeitet werden kann. In mehreren
der gepriften ruhenden Verfahren (s. Tz. 456) haben die Beschaftigten dies
nicht oder nicht zeitnah Uberprift. Sie erkannten daher nicht oder nur mit
erheblicher Verzogerung, dass die Griinde fir das Ruhen dieser Verfahren
zuvor entfallen waren und die Einspriiche daher hatten weiterbearbeitet
werden mussen.

Die zligige Erledigung von Einspruchsverfahren ist geboten, um Steueraus-
falle zu vermeiden und Rechtssicherheit herzustellen. Die Entscheidung tiber
den Einspruch wirkt sich in vielen Fdllen ebenfalls auf steuerliche Veran-
lagungen der Folgejahre aus.

Der Rechnungshof hat gefordert, mindestens in jahrlichem Abstand zu pri-
fen, ob der Grund fiir ein ruhendes Verfahren noch besteht. Dartiber hin-
aus empfiehlt es sich, in der Rechtsbehelfsstelle solche Verfahren zentral zu
Uberwachen, die aus demselben Grund ruhen.
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470 Das Ressort hat sich diesen Feststellungen angeschlossen und die Beschaf-
tigten in der Rechtsbehelfsstelle darauf hingewiesen, dass der Grund fiir das
Ruhen des Verfahrens in der jeweils gefiihrten Rechtsbehelfsliste aufzufiih-
ren ist. Auch in diesem Punkt sieht das Ressort Verbesserungsmaoglichkeiten
durch die elektronische Datenbank (s. Tz. 458).

471 Der Rechnungshof hat empfohlen, bei einer zentralen Uberwachung der
ruhenden Verfahren mithilfe einer Datenbank entweder vorzugeben, wel-
che Eintragungen bei den ruhenden Verfahren in der Datenbank vorzuneh-
men sind, oder die Datensatze zentral einpflegen zu lassen.
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Rundfunkangelegenheiten

Beteiligungsunternehmen Radio Bremens

Nach dem Rundfunkstaatsvertrag obliegt es dem Rechnungshof zu priifen,
ob die Beteiligungsunternehmen Radio Bremens sich bei ihren kommer-
ziellen Tatigkeiten marktkonform verhalten.

Radio Bremen hat die aus den gesetzlichen Bestimmungen resultierenden
organisatorischen und formalen Anforderungen fiir die Kontrolle kommer-
zieller Tatigkeiten seiner Beteiligungsunternehmen vollstandig umgesetzt.

Die Berichte der von den Beteiligungsunternehmen bestellten Abschluss-
priifer zur Marktkonformitat der kommerziellen Tatigkeiten entsprechen
noch nicht den Anforderungen.

1 Kommerzielle Betatigung der Rundfunkanstalten

Der offentlich-rechtliche Rundfunk in der Bundesrepublik Deutschland wird
seit dem 1. Januar 2013 durch Pflichtbeitrage finanziert, die im privaten
Bereich fiir jede Wohnung und im nicht privaten Bereich fir jede Betriebs-
statte zu entrichten sind. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden die offentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten durch Gebihren finanziert.

Nach Auffassung der Europdischen Kommission (EU-Kommission) waren die
Regelungen zur Finanzierung des offentlich-rechtlichen Rundfunks in der
Bundesrepublik Deutschland nicht mit dem EU-Vertrag vereinbar. Sie hatte
deshalb bereits im Jahr 2005 ein formelles Beihilfeverfahren gegen die
Bundesrepublik Deutschland eingeleitet. Die EU-Kommission hatte u. a. be-
anstandet, es ware nicht ausgeschlossen, dass rein kommerzielle Tatigkeiten
auBerhalb des offentlich-rechtlichen Auftrags aus Geblhreneinnahmen
guersubventioniert wirden. Daher hatte sie eine klare Unterscheidung
zwischen nicht-kommerziellen und kommerziellen Tatigkeiten sowie
Instrumente gefordert, um eine wettbewerbsverzerrende Quersubven-
tionierung zu verhindern.

Die Bundesrepublik Deutschland erklarte sich aufgrund des eingelei-
teten Beihilfeverfahrens bereit, Regelungen zur Marktkonformitat der
kommerziellen Tatigkeiten der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
und ihrer Tochtergesellschaften zu erlassen. Darliber hinaus sagte sie zu, als
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Instrumente umfangreiche Prifungs- und Kontrollrechte der Rechnungshofe
sowie der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkan-
stalten (KEF) zu schaffen. Aufgrund dieser Zugestandnisse stellte die
EU-Kommission das Beihilfeverfahren im Jahr 2007 ein.

Die Rechte und Pflichten der Rundfunkanstalten bei kommerziellen Tatig-
keiten sind durch den im Jahr 2009 in Kraft getretenen zwdlften Rund-
funkstaatsvertrag der Lander umfassend neu geregelt worden, um die
Zusage der Bundesrepublik einzulésen und die nach europdischem Recht
geforderte Wettbewerbsneutralitdt zu gewahrleisten. Die Anstalten dirfen
danach kommerzielle Tatigkeiten ausliben, bei denen Leistungen auch fir
Dritte im Wettbewerb angeboten werden. Dazu zahlen insbesondere Wer-
bung und Sponsoring, Verwertungsaktivitaten, Merchandising, Produktion
fir Dritte und die Vermietung von Senderstandorten an Dritte. Der Rund-
funkstaatsvertrag schreibt jedoch vor, dass solche Tatigkeiten unter Markt-
bedingungen durch rechtlich selbststiandige Tochterunternehmen erbracht
werden miussen. Lediglich bei geringer Marktrelevanz diirfen die Rund-
funkanstalten selbst kommerziell tatig sein.

Der Rundfunkstaatsvertrag hat auch die Kontrollrechte der Aufsichtsgremien
und der Rechnungshofe lber die Beteiligungen der Rundfunkanstalten
erweitert. So ist den Rechnungshofen ein unmittelbares Priifungsrecht bei
den Beteiligungsunternehmen der Rundfunkanstalten einzuraumen. Ferner
haben die Rundfunkanstalten u. a. dafiir zu sorgen, dass ihre Beteiligungs-
unternehmen im Rahmen der Jahresabschlusspriifung auch die Marktkon-
formitat der kommerziellen Tatigkeiten prifen lassen. Grundlage dieser
Prifung ist der im Jahr 2010 von den Rechnungshéfen beschlossene Fragen-
katalog, aus dem das Institut der Wirtschaftsprifer in Deutschland e. V.
einen Prifungsstandard entwickelt hat.

Nach dem Rundfunkstaatsvertrag sind die Rechnungshofe verpflichtet, die
von den Abschlussprifern durchgefihrte Prifung der Marktkonformitat
auszuwerten. Uber festgestellte VerstoRe gegen die Bestimmungen zur
Marktkonformitat unterrichten die Rechnungshofe die fiir die Rechtsaufsicht
Uber die jeweilige Rundfunkanstalt zustandige Stelle. Darliber hinaus teilen
sie die wesentlichen Ergebnisse den Landesregierungen und Landtagen der
die Rundfunkanstalt tragenden Lander sowie der KEF mit.

Den Auftrag, Senat und Biirgerschaft (iber wesentliche Priifungsergebnisse
zu unterrichten, erfillt der Rechnungshof mit dem vorliegenden Beitrag.
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2 Marktkonformitat als PriifungsmaRstab

Die im Rundfunkstaatsvertrag enthaltenen gesetzlichen Einschrankungen
sollen verhindern, dass die kommerziell tatigen Beteiligungsunternehmen
der Rundfunkanstalten Wettbewerbsvorteile dadurch erlangen, dass die
offentlich-rechtlich finanzierten Anstalten sie unmittelbar oder mittelbar
subventionieren. Damit dies nicht geschieht, missen die Rundfunkanstalten
sich im Verhaltnis zu ihren kommerziell tatigen Gesellschaften marktkonform
verhalten. Marktkonformitat bedeutet dabei, dass der Leistungsaustausch
zwischen Rundfunkanstalt und Beteiligungsunternehmen sowie zwischen
den Beteiligungsunternehmen untereinander zu Bedingungen ablauft, wie
sie unter vergleichbaren Verhaltnissen auch voneinander unabhangige Dritte
im Wettbewerb vereinbart hatten.

Neben dem Leistungsaustausch ist fir die Marktkonformitat auch die Beta-
tigung einer Rundfunkanstalt als marktwirtschaftlich handelnde Investorin
von Bedeutung. Leistungen, die eine Rundfunkanstalt als Gesellschafterin
ihren Beteiligungsunternehmen gewahrt, missen derart bemessen sein,
dass sie marktgerecht handelnde private Dritte ebenso erbracht hatten.

3 Priifungsergebnisse

Radio Bremen hat seine kommerziellen Tatigkeiten nahezu vollstandig in
die Beteiligungsunternehmen Radio Bremen Media GmbH (RB Media) und
Bremedia Produktion GmbH (Bremedia) ausgelagert. Die RB Media ist ein
100%iges Tochterunternehmen Radio Bremens. lhre wesentliche Aufgabe ist
es, die Werbezeiten Radio Bremens im Fernsehen und im Horfunk zu ver-
markten. Die Bremedia ist ein gemeinsames Unternehmen Radio Bremens
und der Bavaria Film GmbH. Sie hat insbesondere die Produktion und
Betreuung der Horfunk- und Fernsehsendungen sowie des Internetauftritts
Radio Bremens Gibernommen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die aus den Bestimmungen des
Rundfunkstaatsvertrags resultierenden organisatorischen und formalen
Anforderungen bei den kommerziellen Tatigkeiten im Unternehmensver-
bund Radio Bremens vollstandig umgesetzt wurden.

Auch beim Leistungsaustausch und den gesellschaftsrechtlichen Beziehungen
zwischen Radio Bremen, RB Media und Bremedia sind die aus dem Gebot
marktkonformen Verhaltens resultierenden Anforderungen nahezu voll-
standig erflllt worden. Lediglich in wenigen nicht schwerwiegenden Fallen
sind Anpassungen notwendig gewesen. So hat der Rechnungshof gebeten,
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die Vermarktung der Werbezeiten auf eine vertragliche Geschaftsgrundlage
zu stellen, die Vermietung von Stellflachen neu zu regeln und bei einigen
Dienstleistungen die Kalkulationsgrundlagen zu vervollstandigen.

Radio Bremen und die gepriften Beteiligungsunternehmen haben erklart,
den Bitten des Rechnungshofs zu entsprechen. Dies sei in einigen Fallen
schon geschehen.

4 Berichterstattung der Abschlusspriifer

Der Rechnungshof hat die nach dem Priifungsstandard des Instituts der
Wirtschaftspriifer in Deutschland e.V. durchgefiihrte Berichterstattung
der Abschlussprifer zur Marktkonformitat der kommerziellen Tatigkeiten
(s. Tz. 476) ausgewertet. Erweiterte Abschlussprifungen wurden erstmalig
bei der RB Media fiir das Geschaftsjahr 2010 und fiir die Bremedia fiir das
Geschaftsjahr 2010/2011 durchgefiihrt.

In dem gepriiften Zeitraum von 2010 bis 2012 entsprachen die Berichte der
Abschlusspriifer nicht den Anforderungen. So blieben Themen aus dem
Fragenkatalog (s. Tz. 476) teilweise offen. Der Rechnungshof sieht hier erheb-
lichen Verbesserungsbedarf. Das entspricht den Erkenntnissen, die auch
andere Rechnungshofe nach ersten Erfahrungen mit der Berichterstattung
der Abschlusspriifer gewonnen haben. Die Rechnungshofe haben daher
Leitlinien zum Umfang und zur Tiefe der Priifungen sowie zur Aussagekraft
der Berichterstattung entwickelt. Die Anwendung der Leitlinien soll nach-
gehenden Aufklarungsbedarf der Rechnungshofe reduzieren und eine mog-
lichst weitgehende Standardisierung der Bearbeitung des Fragenkatalogs
(s. Tz. 476) erreichen.

Der Rechnungshof hat Radio Bremen und die gepriiften Beteiligungsunter-
nehmen gebeten, den Auftrag fiir die Erstellung von Berichten zur Markt-
konformitat kinftig klarer zu fassen. Die Anstalt und ihre Tochtergesell-
schaften haben Ubereinstimmend mitgeteilt, die Auftragserteilung an die
Abschlusspriifer werde entsprechend erganzt.
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Fraktionen und Gruppen der Bremischen Blrgerschaft

Verwendung der staatlichen Geldleistungen

Fraktionen und Gruppen der Bremischen Biirgerschaft diirfen staatliche
Geldleistungen nur dann fiir Internetauftritte oder fiir die Nutzung sozialer
Netzwerke einsetzen, wenn Form und Inhalt dieser Offentlichkeitsarbeit
von den Auftritten der sie tragenden Parteien oder Wahlervereinigungen
abgegrenzt sind.

1 Status und Finanzierung der Fraktionen und Gruppen

Der rechtliche Status, die Aufgaben und die Finanzierung der Fraktionen in
der Bremischen Biirgerschaft sind in der Landesverfassung, dem Bremischen
Abgeordnetengesetz (BremAbgG), der Geschéaftsordnung der Bremischen
Blrgerschaft und erganzenden Ausfiihrungsbestimmungen des Vorstands
der Bremischen Birgerschaft zum BremAbgG geregelt. Zur Erfillung ihrer
Aufgaben haben Fraktionen und Gruppen einen Anspruch auf Geld- und
Sachleistungen aus dem Haushalt der Freien Hansestadt Bremen.

Der Rechnungshof hatte zuletzt in seinem Jahresbericht 2013 - Land -,
Tz. 315 ff. Giber die Verwendung der den Fraktionen in den Haushaltsjahren
2009 bis 2011 zur Verfligung gestellten Geldleistungen berichtet. Er
hat nunmehr die einer im Oktober 2013 gegriindeten Gruppe von der
Blrgerschaftskanzlei gezahlten Geldleistungen auf ihre wirtschaftliche
und ordnungsgemalie Verwendung geprift. Damit sind alle in der 17. und
18. Wahlperiode in der Bremischen Bilrgerschaft vertretenen Fraktionen
und Gruppen mindestens einmal vom Rechnungshof gepriift worden.

Die Gruppe hat die im gepriften Zeitraum von Oktober 2013 bis April 2014
erhaltenen Geldleistungen, von wenigen nicht schwerwiegenden Fallen
abgesehen, bestimmungsgemal} verwendet. Die Prifungsfeststellungen ge-
ben jedoch Anlass, allgemein auf Probleme hinzuweisen, die bei der
Offentlichkeitsarbeit von Fraktionen und Gruppen im Internet und in sozia-
len Netzwerken auftreten kénnen.
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2 Offentlichkeitsarbeit von Fraktionen und Gruppen

2.1 Rechtlicher Rahmen fiir Offentlichkeitsarbeit

Der Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen hat unter Bezugnahme
auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts mit Urteilen vom
19. Oktober 1996 (St 1/1995 - Zweckwidrige Verwendung von Fraktions-
mitteln fur Parteiaufgaben) und 23. Dezember 1996 (St 5/96 - Wahlpru-
fungsverfahren) Anforderungen an eine zulissige Offentlichkeitsarbeit der
Fraktionen definiert.

Der Bremische Gesetzgeber hat unter Beachtung der bundes- und landes-
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung, die nach § 45 BremAbgG auch
fiir Gruppen gilt, die Offentlichkeitsarbeit im BremAbgG wie folgt geregelt:

,Zu den Aufgaben der Fraktionen gehért die eigenstindige Offentlichkeits-
arbeit. Sie dient der Unterrichtung der Offentlichkeit tiber die parlamenta-
rische Arbeit der Fraktionen, der Vermittlung ihrer politischen Standpunkte
und dem Dialog mit den Biirgerinnen und Blirgern iber parlamentarische
Fragen. Die Fraktionen sind im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung in
der Entscheidung (iber die geeigneten Mittel, Formen und Ortlichkeit ihrer
Offentlichkeitsarbeit frei. Die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen unter-
liegt nicht dem Gebot der politischen Neutralitdt. Die Urheberschaft der
Fraktionen und die Unterscheidbarkeit zu Parteien muss erkennbar sein.”

Die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen und Gruppen muss deshalb bei den
Blrgerinnen und Blrgern bereits den Eindruck einer werbenden Einfluss-
nahme zugunsten einer Partei, einer Wahlervereinigung, einer Wahlbe-
werberin oder eines Wahlbewerbers vermeiden.

2.2 Prasenz im Internet

Die Gruppe unterhielt im Zeitraum der Erhebungen durch den Rechnungshof
keine eigene Internetseite. Sie trat ausschlieRlich unter dem Signet des
Landesverbands einer Wahlervereinigung im Internet auf.

Fraktionen und Gruppen dirfen sich weder unmittelbar noch mittelbar an
der Finanzierung von Internetauftritten der Landesorganisationen ihrer
Parteien und Wahlervereinigungen beteiligen. Nach dem BremAbgG muss
sichergestellt sein, dass staatliche Mittel der Gruppenfinanzierung nicht die-
sen Organisationen zugutekommen. Fraktionen und Gruppen haben des-
halb zu gewahrleisten, dass sie
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e ihre Internetauftritte von denen der sie tragenden Parteien und Wahler-
vereinigungen abgrenzen und

e die Internetauftritte der Parteien und Wahlervereinigungen weder un-
mittelbar noch mittelbar tGber die Bereitstellung von Inhalten finanzieren.

Die Gruppe hat nach der Beanstandung durch den Rechnungshof inzwischen
eine eigene Internetseite eingerichtet. Sie hat mitgeteilt, in der Vergangenheit
hatte sie dem Landesverband keine anteiligen Kosten fiir den gemeinsamen
Internetauftritt erstattet.

2.3 Offentlichkeitsarbeit im Internet und in sozialen Netzwerken

Sowohl auf den Internetseiten des Bundesverbands als auch des Landes-
verbands der Wahlervereinigung ist ein Menupunkt ,,..-TV“ verflgbar.
Unter diesem Menilpunkt waren u. a. Mitschnitte Giber die von den Gruppen-
mitgliedern seit Grindung der Gruppe gehaltenen und Uber das Parla-
mentsfernsehen ausgestrahlten Reden und Anfragen in der Bremischen
Blrgerschaft aufrufbar. Die Gruppe hatte die Sequenzen der Fernseh-
Ubertragungen hinsichtlich Aus- und Zuschnitt, Beschriftung, Bild- und
Tonoptimierung bearbeiten lassen und dies aus den ihr zur Verfigung gestell-
ten staatlichen Mitteln bezahlt.

Der Rechnungshof hat die Gruppe auf die Notwendigkeit hingewiesen,
dafiir zu sorgen, dass die fiir Zwecke der Offentlichkeitsarbeit hergestellten
Werke der Gruppe nicht von der Partei oder Wahlervereinigung eingesetzt
werden. Wahlwerbung oder Sympathiewerbung darf damit ebenso wenig
betrieben werden wie Offentlichkeitsarbeit der Partei oder Waihler-
vereinigung. Schon deshalb war es unzuldssig, die Videos auf den Internet-
seiten des Bundes- und Landesverbands der Wahlervereinigung zu zeigen.
Dartiber hinaus wurde der Internetauftritt der Wahlervereinigung durch
die von der Gruppe bezahlten Videomitschnitte zumindest mittelbar finan-
ziert. Inzwischen sind auf den Internetseiten des Bundesverbands als auch
des Landesverbands keine aus Gruppenmitteln finanzierten Videos mehr
abrufbar.

Die Gruppe veroffentlicht die Mitschnitte auch auf einem Videoportal
im Internet. Bei der Internetprdasenz handelte es sich allerdings zunachst
nicht um einen der Gruppe eindeutig zuzurechnenden ,, Kanal“. Unter dem
Menipunkt ,Kanalinfo“ waren vielmehr folgende Angaben veroffentlicht:
,Die (...) sind eine (...) Wahlervereinigung, die sich als Alternative zu den
etablierten Parteien in Deutschland versteht. Der Schwerpunkt unserer
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politischen Arbeit liegt derzeit in den Stadtstaaten (..). Weitergehende
Informationen unter http://... .“ Damit handelte es sich um den Internetauftritt
der Wahlervereinigung, nicht der Gruppe.

Der Rechnungshof hat die Gruppe aufgefordert, diese unzulassige Verwen-
dung der fir die Gruppenfinanzierung gewahrten Mittel unverziglich zu
beenden. Er hat die Gruppe darauf hingewiesen, dass sie mit einem eige-
nen ,Kanal“ die zweckwidrige Verwendung von Gruppenmitteln vermeiden
konnte. Die Gruppe hat mitgeteilt, sie habe auf dem Videoportal einen eige-
nen Kanal eingerichtet, auf dem sie von ihr finanzierte Videos bereitstelle.
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VI Anhang: Beratung der Bremischen Biirgerschaft

Beratende AuRerung nach § 88 Abs. 2 LHO zur Bewirtschaftung
und Verwendung der Geldleistungen durch Fraktionen und
Gruppen der Bremischen Biirgerschaft

1 Anlass und Gegenstand der Beratung

Der Rechnungshof hat in der Vergangenheit mehrfach iber die Verwendung
der staatlichen Geldleistungen durch die Fraktionen und Gruppen der
Bremischen Burgerschaft sowie liber die Bewirtschaftung dieser Mittel durch
die Birgerschaftskanzlei berichtet (vgl. Jahresberichte Land - 1990, Tz. 43 f,;
1992, Tz. 56 ff.; 1993, Tz. 71 ff;, 1998, Tz. 51 ff,; 2004, Tz. 769 ff,;
2006, Tz. 225 ff.; 2013, Tz. 315 ff.; 2014, 269 ff.; s. auch im vorliegenden
Jahresbericht - Land, Tz. 488 ff.). Die Priifungsergebnisse haben gezeigt, dass
einzelne Regelungen im Gesetz Uber die Rechtsverhadltnisse der Mitglieder
der Bremischen Birgerschaft (Bremisches Abgeordnetengesetz - BremAbgG)
und in den vom Vorstand der Bremischen Birgerschaft nach § 41
Abs. 1 BremAbgG erlassenen Ausfuhrungsbestimmungen zur Haushalts-
und Wirtschaftsfiihrung der Fraktionen zu Anwendungsschwierigkeiten und
Missverstandnissen gefiihrt haben. Der Rechnungshof nimmt seine Prifungs-
erfahrungen zum Anlass, Veranderungen des Regelwerks vorzuschlagen. Er
gibt der Bremischen Birgerschaft und ihren Fraktionen mit der vorliegen-
den Beratenden AuRerung ferner Empfehlungen fiir die Praxis der staat-
lichen Fraktionsfinanzierung.

2 Rechtsstellung und Finanzierung der Fraktionen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kénnen Frakti-
onen als standige Gliederungen der Parlamente und Teil der organisierten
Staatlichkeit aufgrund ihrer verfassungsrechtlichen Stellung Zuschiisse aus
offentlichen Mitteln erhalten. Die Fraktionen der Bremischen Blirgerschaft
haben nach § 40 Abs. 1 BremAbgG zur Erfullung ihrer Aufgaben Anspruch
auf Geld- und Sachleistungen aus dem Haushalt der Freien Hansestadt
Bremen. Die Geldleistungen setzen sich nach § 40 Abs. 2 S. 1 BremAbgG
zusammen aus einem Grundbetrag flr jede Fraktion, einem Betrag fir
jedes Mitglied und einem sog. Oppositionszuschlag fir jedes Mitglied einer
Fraktion, die den Senat nicht tragt (sog. Schlisselzuweisungen). Die Hohe
der einzelnen Leistungen legt die Bremische Blirgerschaft auf der Grundlage
eines Berichts ihres Vorstands fest.
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Uber die Schliisselzuweisungen hinaus erhalten die Fraktionen nach
§ 40 Abs. 2 S. 3 BremAbgG nach Maligabe des Haushaltsplans weitere
Geldleistungen aus Anlass von Untersuchungsausschiissen, fir moderne
Blirokommunikation sowie fiir weitere besondere Aufwendungen. Ferner
erhalten sie nach § 40 Abs. 2 S. 4 BremAbgG Mittel fir die Vergltung und
die Versorgung der Fraktionsgeschaftsfiihrer und Fraktionsgeschafts-
flhrerinnen.

Die Vorschriften des BremAbgG fiir Fraktionen gelten nach § 45
S. 1 BremAbgG fiir Gruppen entsprechend. Gruppen erhalten einen ihrer
Kopfzahl entsprechenden Vomhundertsatz der den Fraktionen nach § 45
S. 2 BremAbgG insgesamt gewahrten Schlisselzuweisungen.

3 Mittelbewirtschaftung und Rechnungslegung

Die vom Vorstand der Bremischen Birgerschaft erlassenen Ausfiihrungs-
bestimmungen (s. Tz. 501) enthalten Vorgaben fir

e die Buchfuihrung und Rechnungslegung,

e dieVeroffentlichung der Rechnung der Fraktionen durch den Prasidenten
der Bremischen Birgerschaft,

e das Verfahren und die Folgen bei Auflésung einer Fraktion,

e die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen sowie

Fraktionsreisen und Spenden der Fraktionen.

Dartiber hinaus sind die Fraktionen bei Beachtung der Grundsatze von
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in ihrer Haushalts- und Wirtschafts-
fihrung frei. Allerdings dirfen sie nach § 40 Abs. 4 BremAbgG die Geld-
und Sachleistungen nur fur Aufgaben verwenden, die ihnen nach der
Landesverfassung, dem BremAbgG und der Geschaftsordnung der Birger-
schaft obliegen. Eine Verwendung fur Parteiaufgaben ist unzulassig.

Nach den Ausfiihrungsbestimmungen haben die Fraktionen liber ihre Ein-
nahmen und Ausgaben Buch zu flihren. Diese sind in zeitlicher Folge sowie
getrennt nach der in § 42 Abs. 2 BremAbgG vorgesehenen Ordnung, die
nach einem internen Kontenplan weiter untergliedert werden kann, ein-
zeln zu buchen. Die Originalbelege fur die Ein- und Auszahlungen sind nach
den Ausfiihrungsbestimmungen in der Ordnung der fir die Buchungen
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vorgesehenen Konten zu sammeln und flinf Jahre vom Ende des jeweiligen
Kalenderjahres an aufzubewahren.

508 Abweichend von diesen Vorgaben legen einige Fraktionen der Bremischen
Blrgerschaft die Buchungsbelege nicht in der vorgesehenen Ordnung ab,
sondern in zeitlicher Folge. Der Rechnungshof halt deshalb eine Klarstellung
der Ausfihrungsbestimmungen fiir notwendig, mit der die Prifbarkeit von
Sachthemen jederzeit ohne grofen Aufwand gewahrleistet ist.

509 Nach § 42 Abs. 1 BremAbgG haben die Fraktionen tber die Herkunft und Ver-
wendung der Mittel, die ihnen innerhalb eines Kalenderjahres als Schlissel-
zuweisungen zugeflossen sind, offentlich Rechenschaft zu geben. Die
Rechnung muss jeweils ein Kalenderjahr umfassen.

510 Nach § 42 Abs. 2 BremAbgG ist die Rechnung nach einem vorgegebenen
Schema zu gliedern. Die zusatzlich zu den Schlisselzuweisungen erhalte-
nen Geldleistungen (s. Tz. 503) missen die Fraktionen gesondert in ihrer
Rechnungslegung ausweisen. Die Fraktionen fiihren jedoch die fiir moderne
Blirokommunikation erhaltenen Geldleistungen in ihrer Rechnung nicht sepa-
rat auf. Das liegt insbesondere an der Unscharfe des Begriffs ,moderne
Blirokommunikation. Nach Auffassung des Rechnungshofs gehoéren
hierzu insbesondere Ausgaben fiir fest installierte und mobile technische
Ausstattungen von Arbeitsplatzen. Dazu zahlen u. a. Investitionen in Hard-
und Software sowie Ausgaben fiir die Wartung der Technik. Ferner kénnen
auch Ausgaben fiir Kopierer und Telekommunikation hierunter gefasst
werden.

511 Die Aufzdhlung zeigt, dass es sich bei der ,modernen Birokommunikation”
um Biroausstattungen handelt, die inzwischen als standardmalig oder
sogar obligatorisch anzusehen sind. Deshalb stellt sich die Frage, ob eine
besondere Finanzierung notwendig und gerechtfertigt ist. Der Rechnungshof
schlagt vor, bei der nichsten Anderung des BremAbgG der zwischenzeitlichen
Entwicklung Rechnung zu tragen und besondere Geldleistungen fiir moderne
Blrokommunikation nicht mehr vorzusehen. Die fir Birokommunikation
bendtigten Mittel kdnnen insgesamt aus den Schliisselzuweisungen geleistet
werden.

4 Beschaffung von Waren und Dienstleistungen

512 Die rechtliche Klassifizierung der Fraktionen durch das Bundesverfassungs-
gericht und die Regelungen zur Rechtsstellung im BremAbgG (s. Tz. 501)
haben zur Folge, dass die Fraktionen 6ffentliche Auftraggeberinnen im Sinne
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des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen sind. Deshalb haben
die Fraktionen bei Auftragen ab Erreichen der in der Verordnung lber die
Vergabe offentlicher Auftrage genannten Auftragswerte (Schwellenwerte)
die europarechtlichen Vergabevorschriften zu beachten. Bei Auftragen
unterhalb der Schwellenwerte haben die Fraktionen das Bremische Gesetz
zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb bei 6ffent-
licher Auftragsvergabe (Tariftreue- und Vergabegesetz) zu beachten.

Der Rechnungshof empfiehlt dem Vorstand der Bremischen Birgerschaft, in
den Ausfuhrungsbestimmungen darauf hinzuweisen, dass die Fraktionen bei
Beschaffungen - auch zur Vermeidung von vergaberechtlichen Auseinander-
setzungen - die maRgeblichen Vergabevorschriften anzuwenden haben.

5 Priifung der Rechnung

Die Fraktionen mussen ihre jahrliche Rechnung nach § 42 Abs. 4 BremAbgG
,von einem Wirtschaftspriifer oder einer Wirtschaftsprifungsgesellschaft”
prifen lassen. Diese Priifung bezieht sich auf die Einhaltung der im Gesetz ge-
nannten Gliederung der Einnahmen und Ausgaben, ferner auf den Ausweis
des Vermogens, der Riicklagen sowie der Forderungen und Verbindlichkeiten.
Daneben priift der Rechnungshof in von ihm festlegten Abstianden nach § 43
Abs. 1 BremAbgG die den Fraktionen zur Verfligung gestellten Geld- und
Sachleistungen auf ihre wirtschaftliche und ordnungsgemafRe Verwendung.

Die ,von einem Wirtschaftspriifer oder einer Wirtschaftsprifungsgesell-
schaft” gepriifte Rechnung ist dem Prasidenten der Bremischen Birgerschaft
spatestens zum Ende des vierten Monats nach Ablauf eines Kalenderjahres
oder des Monats vorzulegen, in dem die Geldleistungen nach § 40 Abs. 1
BremAbgG letztmals gezahlt wurden.

Die Burgerschaftskanzlei erhalt von den Fraktionen lediglich Kurzberichte
der Rechnungslegung. Sie kann auf dieser Datenbasis nur prifen, ob offen-
sichtliche Unrichtigkeiten oder Auffalligkeiten vorliegen. Weitergehende
Prifungen sind ihr nicht moglich. Das hat u. a. zur Folge, dass sie Anspriiche
auf Rickforderung von Mitteln weder dem Grunde noch der Hohe nach fest-
stellen kann.

Der Rechnungshof halt es flr unverzichtbar, dass die Birgerschaftskanzlei als
mittelbewirtschaftende Stelle die flir eine sachgerechte Aufgabenerfillung
erforderlichen Informationen erhalt. Er hatte bereits in seinem Jahresbericht
1998 - Land -, Tz. 65, im Einvernehmen mit dem Prasidenten der Bremischen
Blrgerschaft festgestellt, dass der Prasident ihm bekannt gewordenen
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offensichtlichen VerstolRen der Fraktionen gegen § 40 Abs. 4 BremAbgG nach-
gehenmuss, umggf. Riickforderungen geltend zu machen. Diese Verpflichtung
hatderPrasidentderBremischenBiirgerschaftaufgrundseinerVerantwortung
fir den Haushalt des Landtags. Der Prasident muss Uber diejenigen Infor-
mationen verflgen, die es ihm ermdoglichen, einen rechtswidrigen Zustand
zu beseitigen.

Der Rechnungshof halt es daher fiir sachgerecht, dass die Bilrgerschafts-
kanzlei die Rechnungslegung der Fraktionen in ungekiirzter Fassung erhalt.
Das konnte in § 42 Abs. 3 BremAbgG vorgesehen werden. Erganzend miisste
geregelt werden, dass die Fraktionen der Biirgerschaftskanzlei bei Bedarf
auch zu zusatzlichen Auskilinften und Informationen verpflichtet sind, wenn
dies fur eine ordnungsgemale Aufgabenerfillung erforderlich ist.

Ferner ware es sachdienlich, wenn der Birgerschaftskanzlei regelhaft Zugang
zu den Prifungsergebnissen des Rechnungshofs eingeraumt werden wiirde,
da der Rechnungshof - anders als die von den Fraktionen beauftragten
Wirtschaftsprifer - neben der Jahresrechnung auch die wirtschaftliche und
ordnungsgemalle Verwendung der staatlichen Geld- und Sachleistungen
prift. Der Rechnungshof empfiehlt deshalb, § 43 BremAbgG zu novellieren
und eine Ubersendung der Priifungsergebnisse des Rechnungshofs an die
Blrgerschaftskanzlei vorzusehen. Die Blirgerschaftskanzlei hatte damit die
Moglichkeit, vom Rechnungshof beanstandete Sachverhalte aufzugreifen.
Der Rechnungshof verweist insoweit auf die Fraktionsgesetze und Verfahren
in Hamburg (§ 4 Fraktionsgesetz der Freien und Hansestadt Hamburg) und
Berlin (§ 9 Gesetz liber die Rechtsstellung der Fraktionen des Abgeord-
netenhauses von Berlin).

6 Fraktionsgeschaftsfiihrung

6.1 Vertragliche Regelungen

Die Fraktionen stellen ihre Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und Fraktions-
geschaftsfihrer auf der Grundlage eines vom Vorstand der Bremischen
Blirgerschaft vorgegebenen Anstellungsvertrags ein. Der Anstellungsvertrag
begriindet ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhaltnis, auf das u. a.
Vorschriften des Tarifrechts fiir Beschaftigte des 6ffentlichen Dienstes ange-
wendet werden.

Aullerdem finden auf das Arbeitsverhaltnis die fur bremische Beamtinnen
und Beamte geltenden Bestimmungen U(ber Besoldung (Festlegung einer
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Besoldungsgruppe), Beihilfen, Reisekosten, Umzugskosten, Urlaub, jahrliches
Urlaubsgeld, Mehrarbeitsentschadigung, Gewadhrung einer jahrlichen
Sonderzuwendung und vermoégenswirksamer Leistungen sowie die Vor-
schriften des Beamtenversorgungsgesetzes (ber Unfallfliirsorge entspre-
chende Anwendung.

Der Vertrag regelt auch, unter welchen Voraussetzungen nach Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses eine Versorgung nach den fiir die bremischen
Beamtinnen und Beamten auf Zeit und deren Hinterbliebene jeweils gelten-
den Bestimmungen gewahrleistet wird. Die sonstigen versorgungsrechtlichen
Vorschriften fiir Beamtinnen und Beamte sind entsprechend anzuwenden.
Der Vertrag enthalt ferner Regelungen lber eine Versorgung nach beamten-
rechtlichen Bestimmungen, sofern das Ausscheiden aus ihrer Funktion nicht
von den Fraktionsgeschaftsfiihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfiihrern zu
vertreten ist.

Ungeachtet des Versorgungsanspruchs nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften haben die Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und Fraktionsgeschafts-
fihrer aufgrund ihres sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungs-
verhaltnisses Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten.
Die zu entrichtenden Arbeitnehmerbeitrage zur gesetzlichen Renten-
versicherung werden von den Fraktionen getragen.

Die Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfihrer erhalten
in den ersten vier Jahren ihrer Tatigkeit grundsatzlich eine Bruttovergiitung
in Hohe der Beamtenbesoldungsgruppe A 15. Danach erhalten sie eine
Verglitung, die der Besoldungsgruppe B 2 entspricht. Ab dem neunten Jahr
richtet sich die Verglitung nach Besoldungsgruppe B 3. Die Fraktionen ent-
scheiden (Uber einen vorzeitigen Aufstieg in die nachsthohere
Besoldungsgruppe, wenn daflir festgelegte Voraussetzungen vorliegen.

Die Geschaftsfiihrerinnen und Geschaftsfihrer partizipieren als Beschaftigte
der Fraktionen ferner an freiwilligen Leistungen, beispielsweise aufgrund
von Betriebsvereinbarungen.

Neben dem Anstellungsvertrag gibt es einen weiteren Vertrag (Annexvertrag)
zwischen dem Vorstand der Bremischen Birgerschaft, den jeweiligen
Fraktionen und ihren Geschaftsfihrerinnen oder Geschaftsfihrern. Dieser
Vertrag regelt die Bereitstellung der Mittel fir die Beschaftigung der
Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfiihrer im Haus-
haltsplan der Bremischen Biirgerschaft sowie die Zahlung der Versorgung
durch die Bremische Biirgerschaft bei Erldschen des Fraktionsstatus.
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Die Burgerschaftskanzlei verfahrt bei der Zahlung der Vergiltungen nicht
einheitlich. Uberwiegend veranlasst sie die Zahlung unmittelbar an die
Stelleninhaberinnen und -inhaber. Die betroffenen Fraktionen stehen auf
dem Standpunkt, diese Mittel seien ihnen nicht zugeflossen und nehmen sie
deshalb nicht in ihre Rechnungslegung auf. Eine Fraktion erhadlt demgegen-
Uber die Mittel zu ihren Handen und zahlt sie dann ihrem Geschaftsfiihrer
aus. Nur diese Fraktion beruicksichtigt bisher die Vergiitung in der Rechnungs-
legung Uber verwendete Fraktionsmittel. Aufgrund der unterschiedlichen
Praxis sind die den Fraktionen zugeflossenen Leistungen anhand der
Rechnungslegung nicht miteinander vergleichbar.

6.2 Empfehlungen zur Vertragsgestaltung

Die vertragliche Dreieckskonstellation und die gleichzeitige Anwendung
beamtenrechtlicher, arbeitsrechtlicher, sozialversicherungsrechtlicher sowie
tarifrechtlicher Regelungen bewirken ein kompliziertes Anstellungsverhaltnis.
Es ist weder zweckmaBig noch transparent, das Anstellungsverhaltnis mit
den Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfiihrern so auszu-
gestalten, dass

e ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhaltnis begriindet wird, auf
das tarifrechtliche Vorschriften anzuwenden sind und

e gleichzeitig beamtenrechtliche Vorschriften zu einem Sonderstatus
fUhren.

Der Rechnungshof empfiehlt, die bisherige Anstellungspraxis flr Fraktions-
geschaftsfiihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfiihrer zu @andern. Er regt an,
es allein den Fraktionen zu Uberlassen, die Arbeitsverhéltnisse mit ihren
Geschaftsfihrerinnen und Geschaftsfihrern zu vereinbaren und auszuge-
stalten. Dabei konnte es flr die zum Zeitpunkt der Neuregelung amtierenden
Geschaftsfihrerinnen und Geschaftsfihrer bei den bisherigen Regelungen
bleiben.

Die Geldleistungen fiir die Beschaftigung von Fraktionsgeschaftsfiihrerinnen
und Fraktionsgeschaftsfiihrern kénnten kiinftig in die Schliisselzuweisungen
integriert werden. In diesem Fall konnte § 40 Abs. 2 S. 4 BremAbgG ersatz-
los gestrichen werden. Da die Gehaltszahlungen fiir die Fraktionsgeschafts-
fihrung dann in der Rechnungslegung der Fraktionen in den Personal-
ausgaben enthalten waren, wiirde dadurch auch die Transparenz der Frak-
tionsfinanzierung und die Vergleichbarkeit der Gesamtbetrdage der
Fraktionsfinanzierung verbessert.
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Mit dem Verzicht auf die bisherige Vertragskonstellation wiirde auch die
Beteiligung der Blrgerschaftskanzlei an Vergutungs- und ggf. Versorgungs-
zahlungen an Fraktionsgeschaftsfiihrerinnen sowie Fraktionsgeschaftsfihrer
und damit unnotiger Verwaltungsaufwand wegfallen.

6.3 Vereinfachung der Versorgungsregelungen

Die gleichzeitige Anwendung unterschiedlicher Systeme bei der Verglitung
und Versorgung hat auch zur Folge, dass Fraktionsgeschaftsfihrerinnen und
Fraktionsgeschaftsfliihrer ungeachtet von Rentenanwartschaften aus ihrem
Arbeitsverhaltnis beamtenrechtliche Versorgungsanspriiche erwerben
kdénnen.

Die Vertragsregelungen fiihren derzeit im Ergebnis zu einer altersunabhan-
gigen Versorgung aus dem Landeshaushalt, die bei langen Dienst- und Vor-
dienstzeiten im Entlassungsalter von beispielsweise 45 Jahren 50 bis 60 %
der B3-Besoldung betragen kann. Gegen diese Versorgungsregelungen hatte
der Rechnungshof bereits in seinem Jahresbericht 1998 - Land -, Tz. 70,
Bedenken erhoben.

Bedarf fur die Modifizierung der Versorgungsregelungen fiir Fraktions-
geschaftsfiihrerinnen und Fraktionsgeschaftsfiihrer besteht auch im Hinblick
auf die Anderungen der Altersversorgung von Mitgliedern der Bremischen
Blrgerschaft durch das Gesetz zur Neuregelung des Abgeordnetenrechts,
zur Ausfihrung des Artikels 145 Abs. 1 der Landesverfassung und zur
Anderung deputations- und beamtenrechtlicher Vorschriften vom
23. Marz 2010 (Brem.GBI. S. 277). Das BremAbgG sah bis einschlieRlich der
17. Wahlperiode eine beamtenversorgungsahnliche Altersentschadigung der
Abgeordneten vor, bei der die Hohe der Leistung von der Dauer der
Parlamentszugehorigkeit abhangig war. Dieses System erschien dem Gesetz-
geber nicht mehr zeitgemal}, da es nachfolgenden Generationen lGibermaRig
hohe Versorgungslasten auferlegt. Seit der 18. Wahlperiode erhalten die
Abgeordneten eine monatliche Altersversorgungsentschadigung, wenn sie
nachweisen, dass sie die Entschadigung fiir ihre Altersversorgung und fir
die Altersversorgung ihrer Angehorigen mit einer Rente verwenden. Mit
dieser Regelung hat der Gesetzgeber sichergestellt, dass Versorgungsliicken
geschlossen werden, die durch die Mandatszeiten verursacht werden.

Die Tatigkeit von Fraktionsgeschaftsfiihrerinnen und Fraktionsgeschafts-
flhrern ist wie die Tatigkeit von Abgeordneten weit weniger auf Kontinuitat
angelegt als bei den meisten anderen Berufstatigen. Das wird auch daraus
deutlich, dass sich Geschaftsfihrerinnen und Geschaftsfiihrer entweder
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turnusmalig in ihren Fraktionen zur Wiederwahl stellen miissen oder
ihre Weiterbeschaftigung nach Wahlen von den neugewahlten Fraktions-
vorstanden abhangig ist.

536 Die Anderungen im bremischen Abgeordnetenrecht sprechen deshalb auch
dafir, die Versorgungsregelungen fir Fraktionsgeschaftsfiihrungen neu zu
bewerten. Die Versorgung ihrer Geschaftsfiihrerinnen und Geschaftsfihrer
konnten die Fraktionen selbst regeln, so wie sie es bei ihren weiteren
Beschaftigten schon jetzt tun.

7 Beschaftigung von Personal

7.1 VergiitungsmaRstabe

537 Die Fraktionen verwenden einen grolRen Teil der staatlichen Geldleistungen
flir die Bezahlung ihrer Beschaftigten. Dabei kdonnen sie im Rahmen
ihrer Autonomie (ber GrofRe und Struktur des Personalkorpers frei
entscheiden. Gleichwohl sind sie verpflichtet, Sparsamkeits- und
Wirtschaftlichkeitsgrundsatze zu beachten.

538 Nach diesen Grundsatzen dirfen die Fraktionen ihren Beschaftigten keine
unangemessen hohen Verglitungen zahlen. Anhand nachvollziehbarer
Malstdbe muss Uberprifbar sein, dass die Vergitungen der Fraktions-
beschaftigten nicht auller Verhaltnis zu den ausgelibten Tatigkeiten stehen.
Die Verglitungen sind nur dann angemessen, wenn sowohl die berufliche
Qualifikationalsauch die Anforderungen der Tatigkeit die gewahrte Verglitung
tragen. Im konkreten Einzelfall muss sich die Vergltung daher an der fir die
Wahrnehmung der Aufgabe erforderlichen beruflichen Qualifikation aus Vor-
bildung und Berufserfahrung ausrichten und aulRerdem den Anforderungen
der jeweiligen Tatigkeit entsprechen. Deshalb ist es notwendig, die von den
einzelnen Beschaftigten wahrzunehmenden Tatigkeiten so differenziert zu
beschreiben, dassaus den Tatigkeitsbeschreibungen die flr eine sachgerechte
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen Anforderungsmerkmale abgelei-
tet werden kénnen. Tatigkeitsbeschreibungen sind zum Nachweis der wirt-
schaftlichen Verwendung staatlicher Geldleistungen fiir Personalausgaben
unverzichtbar, da die Hohe der Personalausgaben sich ansonsten einer Nach-
prifung entzieht. Der Rechnungshof empfiehlt, die Ausfiihrungs-
bestimmungenindiesem Sinne zu erganzen, damitdie Hohe der Verglitung der
Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter durch Tatigkeitsbeschreibungen
belegbar ist.
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Der Rechnungshof vertritt den Standpunkt, dass sich die Fraktionen auf-
grund ihrer Rechtsstellung als staatliche Institution an den Regeln und
Gepflogenheiten orientieren sollten, die flir 6ffentliche Arbeitgeber gelten.
Er bekraftigt daher seine den Fraktionen gegeniliber ausgesprochene
Empfehlung, sich insbesondere im Hinblick auf Verglitungszahlungen und
Nebenleistungen an ihre Beschaftigten an das offentliche Dienstrecht anzu-
lehnen und den Rahmen der 6ffentlichen Tarifvertrage einzuhalten. Dabei
konnen Besonderheiten der Beschaftigung bei einer Fraktion gegeniber der
offentlichen Verwaltung beriicksichtigt werden, z. B. das héhere Risiko eines
Arbeitsplatzverlustes.

7.2 Befristung von Arbeitsvertragen

Die Fraktionen kdnnen Inhalt und Ziel ihrer parlamentarischen Arbeit frei
bestimmen. Ob und in welchem Umfang sie sich dabei von wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern politisch und fachlich unterstiitzen lassen,
kénnen sie in eigener Verantwortung festlegen und die Arbeitsverhaltnisse
dabei aus sachlichen Grinden befristen. Der Rechnungshof hat den
Fraktionen nahe gelegt, von dieser Moglichkeit in jedem Fall Gebrauch zu
machen.

Flr Beschaftigte im Bliro- und Verwaltungsbereich besteht diese Befristungs-
moglichkeit aus rechtlichen Griinden nicht. Der Rechnungshof empfiehlt
den Fraktionen, in den Arbeitsvertragen mit diesen Beschaftigten
Kindigungsfristen vorzusehen, die den Tarifvertragen fir den offentlichen
Dienst entsprechen.

7.3 Abfindungszahlungen

Abfindungen dirfen nur aufgrund gesetzlicher Verpflichtung oder zur
Vermeidung eines hohen Prozessrisikos gezahlt werden. Wenn Fraktionen
Abfindungen an ihre Beschaftigten zahlen, missen die sachlichen und wirt-
schaftlichen Entscheidungsgriinde nachvollziehbar dokumentiert werden.

Da Abfindungen nur in unvermeidbaren Ausnahmefaillen gezahlt werden
dirfen, muss erkennbar sein, ob und ggf. welche Handlungsalternativen
zum Zeitpunkt der Entscheidung bestanden und aus welchen Griinden die
Zahlung einer Abfindung sachlich gerechtfertigt und wirtschaftlich ver-
tretbar war. Hinsichtlich der H6he von Abfindungen sind die maRgeb-
lichen Rechtsvorschriften (z. B. das Kiindigungsschutzgesetz) zu beachten.
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Der Rechnungshof schlagt vor, Hinweise und Leitlinien fiir den Fall von
Abfindungszahlungen in die Ausfiihrungsbestimmungen aufzunehmen.

8 Rucklagen

8.1 Allgemeine Riicklage

Nach § 40 Abs. 5 Satz 2 BremAbgG diirfen die Fraktionen Ricklagen bilden.
Die vom Vorstand der Bremischen Birgerschaft erlassenen Ausfiihrungs-
bestimmungen legen fest, dass Ricklagen zulassig sind im Hinblick auf

e das erhebliche wirtschaftliche Risiko der Anmietung, des Betriebs und
der Unterhaltung eigenstandiger Fraktionsburos,

e die arbeitsrechtlichen Risiken aus der dauerhaften Beschaftigung von
Personal sowie

e die notwendige Sicherung der Liquiditat.

Nach den Ausfiihrungsbestimmungen betragt die zuldssige Riicklagenhohe
insgesamt 50 % der Geldleistungen, die die Fraktionen nach § 40 Abs. 1
BremAbgG erhalten. Bemessungsgrundlage ist dabei jeweils das vergangene
Haushaltsjahr. Fir nach Wahlen neu in die Birgerschaft eingezogene
Fraktionen sehen die Ausfiihrungsbestimmungen Sonderregelungen vor.

Die staatlichen Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG bestehen einer-
seits aus den Schlisselzuweisungen (s. Tz. 502) und weiteren Geldleistungen
(s. Tz. 503). Nach dem Wortlaut der Ausfiihrungsbestimmungen kdnnten
danach auch die weiteren Geldleistungen bei der Berechnung der Riicklagen-
hohe berlicksichtigt werden.

Bei diesen weiteren Geldleistungen fiir parlamentarische Untersuchungs-
ausschiisse, moderne Birokommunikation, weitere besondere Aufwen-
dungen sowie fir die Verglitung und die Versorgung der Fraktionsgeschafts-
fihrungen handelt es sich jedoch um zweckgebundene Geldleistungen, mit
denen besondere Aufgaben der Fraktionen vollstandig und abschlieSend
finanziert werden. Mit den geférderten Zwecken sind keine Risiken verbun-
den, fiir die Vorsorge getroffen werden misste. Daflr gezahlte Mittel diir-
fen nicht Rucklagen erhohend wirken. Der Rechnungshof empfiehlt, in den
Ausfihrungsbestimmungen zu regeln, dass nur die Schliisselzuweisungen bei
der Berechnung der Riicklagenh6he bericksichtigt werden.
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8.2 Besondere Riicklage

Nach den Ausfiihrungsbestimmungen diirfen die Fraktionen zusatzlich
Ricklagen fiir besondere Zwecke (z. B. Altersteilzeit, groBe Investitions-
vorhaben) bilden, die nicht auf die zuldssige Riicklagenhéhe von 50 %
angerechnet werden.

Der Vorstand der Bremischen Biirgerschaft hat in den Ausfihrungs-
bestimmungen nicht ndher bestimmt, was unter ,groflen Investitions-
vorhaben” zu verstehen ist. Der Rechnungshof halt eine Prazisierung fir
zweckmallig. In Anbetracht der erheblichen GroRenunterschiede der
Fraktionen kdnnte die Grolle eines Investitionsvorhabens im Verhaltnis zu
den erhaltenen Geldleistungen - als relative BezugsgroRe - festgelegt werden.

Dariber hinaus ist zu empfehlen, die Tatbestande abschlielfend zu bestim-
men, fur die besondere Ricklagen gebildet werden diirfen. Es bedarf einer
klaren Abgrenzung zur allgemeinen Riicklage, damit nicht auf Umwegen die
allgemeine Ricklage erhoht werden kann. So besteht vor allem kein Raum
fir besondere Ricklagen im Zusammenhang mit der Beschaftigung von
Personal. Die arbeitsrechtlichen Risiken aus der dauerhaften Beschaftigung
von Personal sind bereits in der allgemeinen Ricklage berlicksichtigungs-
fahig. Deshalb scheidet die gleichzeitige Bildung einer besonderen Riicklage
aus. Es ware systemwidrig, wenn arbeitsvertragliche Anspriiche zusatzlich
auch durch eine besondere Riicklage abgedeckt werden diirften. Das gilt auch
fur alle Betriebsausgaben. Ansonsten droht jegliche Riicklagenbegrenzung
wirkungslos zu bleiben.

9 Offentlichkeitsarbeit

9.1 Rechtsgrundlagen

Aufgrund der Stellung der Fraktionen im Staatsgeflige unterliegt deren
Offentlichkeitsarbeit aus dem Verfassungsrecht herzuleitenden Regeln.
Der Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen hat mit Urteilen vom
19. Oktober 1996 (St 1/1995 - zweckwidrige Verwendung von Fraktions-
mitteln fiir Parteiaufgaben) und 23. Dezember 1996 (St 5/96 - Wahlprifungs-
verfahren) unter Berlicksichtigung der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts Anforderungen an eine zuldssige Offentlichkeitsarbeit der
Fraktionen festgelegt.
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Der Bremische Gesetzgeber hat der bundes- und landesverfassungsgericht-
lichen Rechtsprechung Rechnung getragen. § 38 Abs. 2 BremAbgG regelt die
Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen wie folgt:

,Zu den Aufgaben der Fraktionen gehort die eigenstindige Offentlich-
keitsarbeit. Sie dient der Unterrichtung der Offentlichkeit tiber die parlamen-
tarische Arbeit der Fraktionen, der Vermittlung ihrer politischen Standpunkte
und dem Dialog mit den Biirgerinnen und Blirgern iber parlamentarische
Fragen. Die Fraktionen sind im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung in
der Entscheidung (iber die geeigneten Mittel, Formen und Ortlichkeit ihrer
Offentlichkeitsarbeit frei. Die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen unter-
liegt nicht dem Gebot der politischen Neutralitdt. Die Urheberschaft der
Fraktionen und die Unterscheidbarkeit zu Parteien muss erkennbar sein.”

9.2 Inhalte der Offentlichkeitsarbeit

Da die Fraktionen die staatlichen Geldleistungen nicht fur Parteizwecke ver-
wenden durfen, missen die Aufgaben der Fraktionen von denjenigen der
Parteien abgegrenzt werden. Das ist auch deshalb notwendig, weil die
Parteien nach § 25 Abs. 2 Nr. 1 Parteiengesetz keine Spenden von 6ffentlich-
rechtlichen Korperschaften, Parlamentsfraktionen und -gruppen sowie von
Fraktionen und Gruppen kommunaler Vertretungen annehmen dirfen. Wird
die Offentlichkeitsarbeit von Fraktionen und Parteien nicht getrennt, ist dies
als zweckwidrige Verwendung von Fraktionsmitteln zugunsten der Partei
anzusehen und als unzuldssige Parteispende zu betrachten.

Fraktionen wirken als Teil der Bremischen Blirgerschaft unmittelbar auf den
politisch-parlamentarischen Willensbildungsprozess ein. Sie formulieren
eigene Standpunkte und entwickeln Initiativen sowie Konzepte. Demgegen-
Uber wirken die Parteien an der politischen Willensbildung des Volkes auf
allen Gebieten des 6ffentlichen Lebens mit (vgl. BVerfGE 85, 264 ff. (284 ff.)).
Sie sind im gesellschaftlichen Bereich verwurzelt und nicht dem Staat
zuzuordnen.

Ein Grundproblem der Abgrenzung besteht darin, dass die Mitglieder einer
Fraktion zugleich Mitglieder des Landesverbands ihrer Partei sind und oft-
mals in beiden Organisationen Funktionen wahrnehmen. Das kann zu
Abgrenzungsproblemen bei der Offentlichkeitsarbeit beider Organisationen
flhren.

Die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen muss stets auf ihrem Handeln im
Parlament beruhen. Das ist immer dann der Fall, wenn sich das Parlament,
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die Fraktionen oder ihre Untergliederungen mit den jeweiligen Themen
beschiftigt haben oder Fraktionen im Parlament oder in der Offentlichkeit
auf die Tatigkeit der Regierung reagieren. Den Fraktionen steht es nach
der Verfassung aber nicht zu, auf gesellschaftspolitische Prozesse und
die damit einhergehende Entwicklung einer offentlichen Meinung zum
Zwecke der Parteienwerbung einzuwirken. Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts verwehrt ihre verfassungsrechtliche Stellung
es den Fraktionen, in lenkender oder parteiergreifender Weise auf die sich
im gesellschaftlichen Bereich vollziehende Herausbildung einer 6ffentlichen
Meinung einzuwirken (vgl. BVerfGE 44, 125 ff. (160)).

Der Rechnungshof hat in den vergangenen Jahren wiederholt festgestellt,
dass die Abgrenzung von Fraktions- und Parteitatigkeit in der Praxis proble-
matisch ist. Die Regelungen des im Jahr 2010 in das BremAbgG eingefligten
§ 38 Abs. 2 stellen den Rahmen fiir die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen
dar. Die Ausfiihrungsbestimmungen des Blirgerschaftsvorstands konnten
diesen Rahmen jedoch starker ausfiillen und so einige Zweifelsfalle durch
erganzende Regelungen ausschlieBen.

Der Rechnungshof empfiehlt dem Vorstand der Bremischen Biirgerschaft
daher, in den Ausfihrungsbestimmungen zu verdeutlichen, dass die
Fraktionen bei allen Formen der Offentlichkeitsarbeit unverkennbar als Frak-
tion auftreten miissen. Das ist schon deshalb notwendig, weil Fraktionen
und Parteien oft ahnliche oder nahezu identische Logos verwenden. Die
Fraktionen sollten ihre Druckerzeugnisse, ihre Internetprasenz und andere
offentliche Auftrittsformen so eindeutig gestalten, dass eine Verwechslung
ausgeschlossen ist. So ist anzuraten, dass sie Logos und Embleme verwen-
den, die sich eindeutig von denjenigen der Landesverb3dnde der Parteien
unterscheiden.

Der Rechnungshof empfiehlt den Fraktionen ferner, bei ihrer
Offentlichkeitarbeit den Eindruck von Wahlwerbung oder Sympathie-
werbung fur einzelne Fraktionsmitglieder oder eine Partei zu vermeiden.
Insbesondere in der Vorwahlzeit darf die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen
bei Birgerinnen und Blrgern nicht den Eindruck einer werbenden
Einflussnahme zugunsten einer Partei, eines Wahlbewerbers oder einer
Wahlbewerberin erwecken. Solche Eindriicke konnen bereits entstehen,
wenn sog. Streuartikel (Kugelschreiber o. d.) von den Fraktionen herausge-
geben werden. Mit solchen Streuartikeln werden weder Sachinformationen
noch Inhalte mit einem Bezug zur parlamentarischen Arbeit der Fraktion ver-
mittelt. Eine Prazisierung der Ausfliihrungsbestimmungen kdnnte auch hier
zur Handlungssicherheit beitragen.
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Um bei Veranstaltungen die strikte Trennung von Fraktion und Partei trotz
bestehender Personenidentitat belegen zu kénnen, legt der Rechnungshof
den Fraktionen nahe, die von ihnen durchgefiihrten Veranstaltungen nach-
vollziehbar so zu dokumentieren, dass der Fraktionsbezug deutlich erkennbar
ist. Falls eine Fraktion mit anderen Fraktionen oder mit Dritten eine gemein-
same Veranstaltung durchfiihrt, sollte die Kostenaufteilung schriftlich ver-
einbart und von der Fraktion dokumentiert werden.

10 Liquidation einer Fraktion

Die Rechtstellung einer Fraktion entfallt nach § 44 BremAbgG bei Erléschen
des Fraktionsstatus, bei Auflosung der Fraktion oder mit dem Ende der
Wahlperiode. In den ersten beiden Fallen findet eine Liquidation statt. Im
letzten Fall ist eine Liquidation entbehrlich, wenn sich innerhalb von 30 Tagen
nach Beginn der neuen Wahlperiode eine Nachfolgefraktion konstituiert.

Die Liquidation einer Fraktion obliegt nach § 44 Abs. 2 S. 3 BremAbgG
deren Vorstand, soweit die Geschaftsordnung der Fraktion nichts anderes
bestimmt. Nach Nr. 4 der Ausflihrungsbestimmungen sind im Fall der
Auflésung einer Fraktion Liquidatoren zu bestellen. Deren Aufgabe besteht
darin, die laufenden Geschafte zu beenden, Forderungen einzuziehen und
Glaubiger zu befriedigen.

Der Rechnungshof empfiehlt, die Aufgaben der Liquidatoren zu prazisieren.
In die Ausfiihrungsbestimmungen sollte zur Verdeutlichung aufgenommen
werden, dass die Arbeitsverhadltnisse der Fraktionsbeschaftigten mit Beginn
der Liquidation zu kiindigen sind. Ferner sollte den Liquidatoren aufgegeben
werden, eine Vermogensibersicht zu erstellen, in der Geldbestand und Sach-
werte erfasst sind, die mit Mitteln nach § 40 Abs. 1 BremAbgG erworben
wurden. In die Vermogensiibersicht gehéren aullerdem offene Forderungen
und bestehende Verbindlichkeiten.

Eine wesentliche Aufgabe der Liquidatoren besteht darin, das Inventar der
Fraktion in Liquidation zu verauBern. Dabei missen die Preise fiir die Abgabe
des Inventars unter Berlicksichtigung der Buchwerte sowie kurzfristig
zu realisierender Marktpreise ermittelt werden. Wenn der vorgesehene
Verkaufspreis den Buchwert unterschreitet, sollte festgeschrieben werden,
dass die Blirgerschaftskanzlei vor der VeraulRerung zu beteiligen ist.

Es ist zweckdienlich, dass die Liquidatoren das Ergebnis der Liquidation in
Form einer Schlussrechnung schriftlich dokumentieren. Der Bericht sollte
der Birgerschaftskanzlei ausgehandigt werden. Die Biirgerschaftskanzlei
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kann dann das Ergebnis der Liquidation insbesondere im Hinblick auf den
Rechnungsabschluss (Einhaltung der Regelungen, Plausibilitdt der Zahlen)
prafen.

Aus wirtschaftlichen Griinden ist ferner zu empfehlen, die Vorschriften
fur die Rechnungslegung nach § 42 Abs. 1 BremAbgG fir den Fall einer
Liqguidation zu modifizieren. Die Festlegung des Kalenderjahres als
Rechnungsjahr ist bei Verlust des Fraktionsstatus nicht zweckmaRig, da
dies zu zusatzlichen Rechnungsabschliissen fiihrt, wenn der Statusverlust
nicht mit dem Ende des Kalenderjahres zusammenfallt. Zudem reicht es
aus, wenn der Liquidationszeitraum Kalenderjahr Ubergreifend in einem
Rechnungsabschluss erfasst wird.

Rechnungshof Bremen Jahresbericht 2015 - Land



Rechnungshof

der Freien Hansestadt Bremen

Bremen, den 12. Marz 2015

Sokol Meyer-Stender

Dr. Brockmiller Dr. Otten

Rechnungshof Bremen Jahresbericht 2015 - Land 157






	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Vorbemerkungen
	1 Gegenstand des Jahresberichts
	2 Entlastung des Senats für das Haushaltsjahr 2012
	3 Rechnung des Rechnungshofs

	I Haushalt 2013
	Haushaltsgesetz einschließlich Haushaltsplan undHaushaltsrechnung 2013
	1 Haushaltsgesetz einschließlich Haushaltsplan
	2 Einhaltung der Kreditaufnahmegrenze
	3 Haushaltsrechnung
	4 Haushaltsreste und Rücklagen
	5 Übereinstimmung zwischen Haushaltsrechnung und Büchern
	6 Kassen- und rechnungsmäßiges Ergebnis
	7 Finanzierungssaldo
	8 Haushaltsüberschreitungen
	9 Erwirtschaftung veranschlagter Minderausgaben und nichterreichter Einnahmeanschläge
	10 Einhaltung der haushaltsgesetzlichen Kreditermächtigungen
	11 Überwachung des Staatsschuldbuchs
	12 Bürgschaften, Garantien und Treuhandvermögen„Bürgschaften (Land)“
	13 Liquiditätssteuerung bei Investitionsmaßnahmen im Jahr 2013


	II Aktuelle Haushaltslage
	Steuern, Schulden und Zinsen 2014
	1 Vorläufige und endgültige Daten
	2 Steuern
	3 Schulden
	4 Zinsen

	Entwicklungen im Haushaltsjahr 2014
	1 Haushaltsrisiken
	2 Haushaltsabschluss
	3 Bewertung der Konsolidierung durch den Stabilitätsrat
	4 Bewertung der Haushaltslage durch den Rechnungshof
	5 Aufnahme der Schuldenbremse in die Landesverfassung
	6 Programm „Umbau der Verwaltung und Infrastruktur“
	7 Programm „Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“
	8 Liquiditätssteuerung bei Investitionsmaßnahmen


	III Kaufmännischer Jahresabschluss
	Bremen bilanziert
	1 Doppischer Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013
	2 Anpassung der Eröffnungsbilanz
	3 Standards staatlicher Doppik
	4 Vermögensrechnung
	4.1 Bilanzsumme
	4.2 Anlagevermögen
	4.3 Rückstellungen

	5 Erfolgsrechnung
	5.1 Gesamtergebnis
	5.2 Verwaltungsergebnis
	5.3 Finanzergebnis

	6 Verbesserung der Datenqualität


	IV Personal
	Personalhaushalt
	1 Personalausgaben in der bremischen Verwaltung
	2 Personalausgaben und Beschäftigungsumfang
	2.1 Personalausgaben der bremischen Verwaltung
	2.2 Entwicklung in der Kernverwaltung
	2.2.1 Verhältnis der Personalausgaben zu den Gesamtausgaben
	2.2.2 Personalausgaben nach Arten
	2.2.3 Entwicklung des Beschäftigungsvolumens
	2.2.4 Versorgungsvolumen


	3 Überschreitungen der Beschäftigungszielzahl im Jahr 2014


	V Prüfungsergebnisse
	Besserstellungsverbot bei Zuwendungen
	1 Grundlagen des Besserstellungsverbots
	2 Besserstellungsverbot im Zuwendungsverfahren
	2.1 Beurteilung von Besserstellungen
	2.2 Besserstellungen bei Beteiligungsgesellschaften

	3 Ausnahmen vom Besserstellungsverbot
	3.1 Begründung für Ausnahmen
	3.2 Widerspruch im Regelwerk

	4 Organisation der Sachbearbeitung

	Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Entscheidungsgrundlage
	1 Vorlagen für finanzwirksame Maßnahmen
	2 Übersicht über die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
	3 Fehlende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
	4 Prüfung der Ressortentwürfe durch das Finanzressort

	Dienstsport bei Feuerwehr und Polizei Bremen
	1 Dienstsport
	2 Feuerwehrsport
	3 Polizeisport
	3.1 Gesundheits- und Präventionssport
	3.2 Organisation des Dienstsports
	3.3 Leistungsnachweise

	4 Unfälle beim Dienstsport

	Zuwendungen durch das Justizressort
	1 Zuwendungen durch das Justizressort
	2 Zuwendungspraxis
	2.1 Antragsprüfung
	2.2 Bescheide und Mittelanforderungen
	2.3 Prüfung der Verwendungsnachweise

	3 Kooperationen mit anderen Ressorts

	Gewährung von Leistungsbezügen an der Universität Bremen
	1 Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren
	2 Verstöße bei der Bewilligung von Leistungsbezügen
	3 Lehrermäßigungen neben Funktionsleistungsbezügen
	4 Kontrolle der korrekten Auszahlung der Personalausgaben
	5 Personalkostenplanung
	6 Höhere Personalausgaben durch die W-Besoldung

	Haushalts- und Wirtschaftsführung einer Forschungseinrichtung
	1 Forschungseinrichtung als zentrale Betriebseinheit
	2 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.1 Steuerung und Controlling
	2.2 Einnahmen aus Dienstleistungen
	2.3 Einnahmen aus Drittmitteln
	2.4 Einnahmen aus Lizenzverträgen

	3 Aktuelle Situation der Forschungseinrichtung

	Vertragsmuster für die Beauftragung freiberuflich Tätiger
	1 Honorarordnung für Architekten- und Ingenieurleistungen
	2 Richtlinien für die Planung und Durchführung von Bauaufgaben
	3 Aktualisierung der Vertragsmuster

	Elektrifizierung einer Eisenbahnstrecke in Bremen-Nord
	1 Wieder aufgenommene Personenbeförderung
	2 Vergabe der Planungsleistung
	2.1 Grundlagen öffentlicher Auftragsvergabe
	2.2 Notwendige Schätzung des Auftragswerts
	2.3 Eindeutige Leistungsbeschreibung
	2.4 Vergaberechtlich sichere Dokumentation
	2.5 Umfassende vertragliche Vereinbarung
	2.6 Ausreichender Zeitraum für Angebotserstellung
	2.7 Nachvollziehbare Wertung von Angeboten

	3 Zuwendung
	3.1 Dokumentationspflicht
	3.2 Festlegung der Finanzierungshöhe
	3.3 Sachliche Abgrenzung der Projektförderung
	3.4 Mehrere Zuwendungsverfahren für dasselbe Vorhaben


	ESF-Projekte im Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramm
	1 Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm
	2 Mittelbewirtschaftung
	3 Prüfung der Verwendungsnachweise

	Lizenzverträge für IT-Standardsoftware
	1 Vereinbarungen über Softwarelizenzen
	2 Wirtschaftlichkeit der Lizenzverlängerung
	3 Defizite im Management

	Durchsetzung der Haftung nach § 13c Umsatzsteuergesetz
	1 Verfahren
	2 Fehlende Auswertung von Hinweisen auf die Haftung Dritter

	Vollstreckung steuerlicher Großrückstände
	1 Informationsauswertung in der Vollstreckungsstelle
	2 Weitergabe vorhandener Erkenntnisse
	3 Folgen fehlerhafter Schätzungen

	Bearbeitung von Einsprüchen gegen Steuerbescheide
	1 Einspruchsverfahren
	2 Verzögerte Verfahrensabgabe an die Rechtsbehelfsstelle
	3 Häufung von Altfällen
	4 Verzögerte Bearbeitung von Einsprüchen
	5 Unzureichende Überwachung ruhender Verfahren

	Beteiligungsunternehmen Radio Bremens
	1 Kommerzielle Betätigung der Rundfunkanstalten
	2 Marktkonformität als Prüfungsmaßstab
	3 Prüfungsergebnisse
	4 Berichterstattung der Abschlussprüfer

	Verwendung der staatlichen Geldleistungen
	1 Status und Finanzierung der Fraktionen und Gruppen
	2 Öffentlichkeitsarbeit von Fraktionen und Gruppen
	2.1 Rechtlicher Rahmen für Öffentlichkeitsarbeit
	2.2 Präsenz im Internet
	2.3 Öffentlichkeitsarbeit im Internet und in sozialen Netzwerken



	VI Anhang: Beratung der Bremischen Bürgerschaft
	1 Anlass und Gegenstand der Beratung
	2 Rechtsstellung und Finanzierung der Fraktionen
	3 Mittelbewirtschaftung und Rechnungslegung
	4 Beschaffung von Waren und Dienstleistungen
	5 Prüfung der Rechnung
	6 Fraktionsgeschäftsführung
	6.1 Vertragliche Regelungen
	6.2 Empfehlungen zur Vertragsgestaltung
	6.3 Vereinfachung der Versorgungsregelungen

	7 Beschäftigung von Personal
	7.1 Vergütungsmaßstäbe
	7.2 Befristung von Arbeitsverträgen
	7.3 Abfindungszahlungen

	8 Rücklagen
	8.1 Allgemeine Rücklage
	8.2 Besondere Rücklage

	9 Öffentlichkeitsarbeit
	9.1 Rechtsgrundlagen
	9.2 Inhalte der Öffentlichkeitsarbeit

	10 Liquidation einer Fraktion




